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linke zeitung 
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ist die Zeitung der Demokratischen 
Sozialisten * bringt zweimal im 
Monat Nachrichten, Hintergrund­
berichte, Diskussionsbeitrage zu 
aktuellen Themen * Engagiert 
sich, jur Frieden und Abriistung, 
fiir Arbeitszeitverkurzung, fiir 
mehr soziale Dienstleistungen und 
demokratische Rechte, fiir Gleich­
stellung der Frauen * unterstatzt 
den Aufbau einer breiten linken 
Alternative * hilft aktiv bei der 
Schafjung einer neuen Partei: 
links, wo das Herz schldgt . . . und 
kluge K6pje nicht fehlen 

linke zeitung 
Deine Zeitung: Jetzt abonnieren! 

I 1 Ich bitte um Zustellung eines Probe· 
exemplars der lz. 

l I Ich abonniere die lz, die Zeitung der De· 
mokratlschen Sozialisten. Das Abonne· 
ment gilt fOr mindestens drei Monate 
und verlängert sich um den gleichen Zel· 
traum, falls es nicht 4 Wochen vor Ablauf 
schriftlich gekOndlgt wird. 

U 3 Monate (6 Ausgaben) DM 12,00 
U 6 Monate (12 Ausgaben) DM 24,00 
CJ 12 Monate (24 Ausgaben) DM 48,00 

Vorname/Zuname 

....................... ( .............. . 
Straße/Hausnummer 

PostleltzahlfWohnort/Zustellpostamt 

Lieferung ab ..............•.•••.....•. 

Datum/Unterschrift 

Bitte ausschneiden und einsenden an: 
Demokratische Sozialisten 
Hohe Straße 28 
8050 Offenbach 

linke zeitung 

Graswurzel 
revolution 

Die .graswurzelrevolution • ist eine 11-
bert~r·sozialistisc:he Zeitschrin mit 
Beiträgen über Gewaltfreiheit, Anar­
chismus, Antimilitarismus, Ökologie, 
direkte gewaltfreie Aktionn im ln· und 
Ausland und zivilen Ungehorsam; 36 S., 
10 Ausgaben im Jahr. 
Probeheft: DM 3,50 (in Briefmarken). 

Alternative 
•• 
Okonomie 

Aus dem Inhalt: 
- ökonomische Analysen: Kriseder Ar­
beit, ökolociscbe Grenzen des Wachs­
tums, Kritik der bür&erlichn und marxl· 
sllschen Krisenbewilligung 
• Utopien: Selbstverwaltungsmodelle, 
AnardtoSYDdikalismus, Beispiele aua 
der Geschichte und anderea Lindem 
• AktaeUe Ansitze zum poUtlschea 
Handeln. 

Oicsa Doppelheft der Zeitschrift ..,... 
wuruirevolution" cndleint im Dezember 
zum Pn:is von DM 6.· .t DM 0,80 Porto (in 
Briefmarken}. 
Wer schon jetzt bestellt, wird prompt belie­
fen. Auf jede Vorbeitelluna ab fUnfEx:m­
plaren &ibt es 30 ~ Rabau (&egcn Rech· 
nun&). 

Bezug: GWR, Nerastwec 31, 2000 
Hamburg50. 

Ausgabe 111985 

Widerspenstiges 
Nikaragua 

Nikaragua nach der Wahl • Ge­
spräch mit Sergio Ramirez • Inter­
view mit Fidel Castro 

Außerdem: Äthiopien - Hunger und 
Revolution eindien nach lndira e PlO­
Nationalrat e Demokratie in Uruguay 
e Streik in Südafrika • Chile e Liba­
non • Korea in der ,.neuen Pazifikära" 
e Seerecht 

Ausgabe 211985 

Psychologische 
Kriegsführung 

Neue Internationale Informations­
ordnung gegen Medien-Imperialis­
mus e UNESCO unter Beschuß • 
Psychologischer Krieg gegen Nika­
ragua • Die rote Flut 

Außerdem: Verhandlungsangebot 
Angolas e Rajiv Gandhis Erdrutschsieg 
e Grenada-Wahlen unter der Besat­
zung e Argenlinien - ein Jahr Demo­
kratie • Das Abkommen von Lome 111 
• Neukaledonien - Kanaken fordern 
Unabhängigkeit 

Einzelhell 2.50 DM. Sonderheft 2.-DM, 
Jahresabonnement 25 DM. 33 Rabatt ab 
10 Expl. Vorauszahlung in Briefmarken bei 
Bestellungen unter 10 DM. Porto 0,60 DM je 
Heft. Kündigung nur zum Jahresende. 

Coupon/Bitte einschicken an: 
AlB, Liebigstr. 46, 3550 Marburg 
Ich bestelle: 
0 __ Ex. AlB 1/85 
0 __ Ex. AlB 2185 
0 ein kostenloses Probeheft 
0 ein Abonnement ab Nr. __ 
Name: ________ _ 
Adresse: ________ _ 

Datum/Unterschr.: _____ _ 
Ich weiß, daß ich die Bestellung innerhalb 
von 14 Tagen widerrufen kann und bestätige 
dies durch meine 2. Unterschrift. 
Unterschrift: 
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lltlk, ReinhAuser Landstr. 24, 3400 Göttin· 
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oder 
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Konto: 
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ab 5 Exemplaren 3,- DM. 

Eigentumsvorbehalt 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist diese 
Zeitung solange Eigentum des Absenders, 
bis sie dem Gefangenen persönlich ausge­
handlgt worden ist. 'Zur-Habe-Nahme' ist 
keine persönliche Aushändigung Im Sinne 
des Vorbehalts. Wird die Zeitschrift dem 
Getangenen nlch·t persönlich ausgehän· 
dlgt, Ist ale dem Absender mit dem Grund. 
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Wendland 

Trotz 
alledem 
Nun ist doch noch geschehen, was zeit­
weise schon nicht mehr möglich er­
schien: die Aktionstage gegen Atom­
mülltransporte und Kriminalisierung 
finden statt. Und schon wieder gibt's 
Probleme, wissen die AKW-Gegnerinnen 
doch nicht, wies sie das reichhaltige 
Angebot, das der Widerstand zu bieten 
hat, am optimalsten wahrnehmen sollen. 
Wackersdorf-Demo, RWE-Anklage, Ak­
tionstage und der anstehende erste Ca­
stor-Transport sorgen für eine intensive 
"Freizeit" -Gestaltung. 
Dennoch, bei weitem bedeutender als 
derartige Terminnot war der Streit um 
grundsätzliche konzeptionelle Fragen 
der Tage. Er erreichte ein Ausmaß, das 
das Aktionswochenende ernsthaft in 
Frage stellte. 
Schon frühzeitig gerieten die Gruppen 
der Region in Konfrontation mit ver­
schiedenen auswärtigen Gruppen, als es 
um die Ziele und deri Charakter der 
Sonntagsaktion in Dannenberg ging. Auf 
den diversen bundesweiten Treffen kri­
stallisierte sich dieses Problem als ein 
Aspekt heraus, an dem sich die verschie­
denen des Widerstands der 

>runn1m ebensoexemplarisch 

Der Anspruch der Wendländer auf eine 
"Abschluß" -aktion · mit integrativem 
Charakter beinhaltete, daß eben diese 
V eranstaltung einen übergeordneten Stel­
lenwert innerhalb des Konzepts erhalten 
hätte. Das aber hätte geheißen, einzelne 
Gruppen zu Aktionsformen zu bewegen, 
an denen sie wesentliche politische Kri- · 
tik üben, und es hätte bedeutet, die von 
ihnen vertretenen Widerstandskonzepte 
im Rahmen der Aktionstage nachrangig 
zu behandeln. Und alles im Interesse des 
einen Widerstands, an dessen Existenz 
zumindest Zweifel anzumelden sind. 
Denn der politische Zusammenhang des 
Kampfes gegen AKWs und anderer 
sozialer Bewegungen muß sich 
nicht in gleichen Aktionen am 
gleichen Ort zur gleichen Zeit 
ausdrücken. 
Neben . der Kritik an der konkreten 
Gestaltung der Dannenberger Veran­
staltung und Einwen<~;ungen aus tak­
tischen Erwägungen war dies, ganz 
grob nachgezeichnet, die Hauptlinie 
der Auseinandersetzung, die phasen­
weise haarsträubende Formen annahm. 
Der schließlich gefundene Kompromiß 
(alle Aktionen stehen gleichwertig ne­
beneinander) ist keine Übereinkunft 
aus Überzeugung; eher eine Notwendig-

keit, um die Aktionstage nicht den Bach 
hinuntergehen zu lassen. 
Gut und richtig ist insofern auch die 
Idee, demnächst (nach den Aktionsta­
gen!) eine grundsätzliche Diskussion 
über gemeinsame und gegensätzliche 
Strategien des Widerstands unter den 
AKW-Gruppen anzukurbeln. (Chef­
Theoretikerinnen nach vorne!) 

0 

~------ Trotz alledem, nach der mühsamen ._ ______ Einigung stellt sich die Frage, ob die 

------- Staatsanwaltschaft Lüneburg diese zu 
würdigen weiß. Denn mittlerweile ist 

~ .... -._.._ __ bekannt geworden, daß sie in Zusam-
~------ menhang mit dem Aufruf gegen Unbe-

•-----~ kannt ermittelt. Dementsprechend hat 
sie parallel dazu beim Amtsgericht 
Dannenberg einen Antrag auf Beschluß 
der Beschlagnahme gestellt, der, würde 

i----.,~~C:: ihm entsprochen werden, einem Ver­
bot des Aufrufs gleichkäme. 

~--- Damit die geneigte Lesetin sich von die­
sem obskuren Objekt der Begierde staats­
anwaltschaftlicher Bemühungen ein Bild 
machen kann, dokumentieren wir es auf 
dieser Seite. 
Von einem Verbot des Aufrufs oder des 
Plakats ist indes, weder durch eine offi­
zielle Verlautbarung des Gerichts noch 
durch Pressemitteilungen, . etwas be­
kannt geworden. Im Gegenteil: Nach 
unbestätigten Meldungen Berliner 
Fachleute soll das Gericht die Krimi­
nalisierung des Aufrufs als unverhält­
nismäßig abgelehnt haben. 
So sei es. 



Aktionstaa~ aeaen A tommillltralllpOI1e und Kriminalisieruna! 

Wir Nfen flir den 22. - 24. Februar 198S alle Freunde, Sympatisanten 
und Unterslütter zu cemeinsamen Aktionstacen im Wen.lland auf! 
Mit den ersten Atommülltransporten nach Gorleben im Oktober 1984 
bepnn flir den Widerstand eine MUe Ph.ue der Auseinandersetzung. 
Wir haben nicht resi&niert, trotz der erfolaten Einlagerung der Atom· 
müllfllsser am Tag X. 

ES GEHT WEITER! 
Unser Ziel ist es, die Transporte von Atommülllangfristig unmöglich zu 

machen, indem wir den politischen Preis möalichst hoch treiben. 
Die w~iteR'n Transporte nach Goileben -rilen '2:1el unseres ihreklen ·w •. 
dentaodes sein und unabhinlii& von Tran3porten soll das Wendland zu ei· 
ner Repon werden, die für Politiker und Belreiber zum unkalkuli<-rbarcn 
Risiko ""'ird. 
Gerade darum ist es nöti&, der eifenen Ermüdung und Resignation nicht 
nachzu&eben und sich, aeaen alle Versuche der Gegenseite uns zu krimi· 
nalisicren und zu spalten, zu widenetzen: 

der Welle der HausdurclliUcllun,en, 
den Verfahren weaen IJIII:blicher öffentlicher Aufforderung zu straf· 
baren Handlungen ( § III ), 
den Verfahren weaen Verduchts der Mitpdschaft in einer kriminellen 
Ven:ini&ung ( § 129 ), 
den skandalösen Vorfllllen 11nd der Kette der Pannen im Zwischenlager 
in Gorleben ( ein Atommüllfass mit erhöhter Strahlung, defekter Fuß­
boden), 
dem, trotz Grundwasserkontakt als Endlaaer ausgewählten Salzstock 
Gorleben, 
den anstehenden Castortransporten mit hochradioaktiven Atommull, 
der Standortentscheidung für eine Wiederaufarbeitungsanlage ( W AA ), 
der menschenverachtenden Eneraic der Setreiber und Politiker bei der 
Durchsetzung atomarer AnJaaen, 

Ietzen wir UJUeR'n entschiedenen Widerstand entaqen! 

Erfahlllngen aus AktioMn, wie Kundcebungen, Oc:monstrationen und 
Menschenkette, sowie Wendlandblockade, Sabotaaetäligkeiten und Tag X 
haben gezeigt, daß jede Aktionsform flir sich alkine zu schwach ist. 
Die Vielfalt aller Aktionsformen -rden uns stirker machen. 

ES GIBT NUR EINEN WIDERSTAND! 
An zahlreich"n Stellen entlang der Castor·Transportstr..,cke soll es zu 

Aktionen kommen, die von einheimischen und auswärtigen Widentands· 
gruppen gemeinsam vorbereitet und durch&ellihrt werden. Sie sollen vor 
allem dazu Jicncn, uns auf dit Behindei\IRS der demnächst anrollenden 
Castor-Be!Ulter vorzubereiten und die Zusammenarbeit untereinander zu 
verstärken. 

Wendland 
ABLAUF DER AKTIONSTAGE 

F~itaa, den 22. Februar 1985: 
Veranstaltungen gegen 19.00 Uhr in verschiedenen Gaststillten des Land· 
kreises Lüchow·Dann..,nberg. 
Samstq, den 23. Februar 1985: 
An diesem ersten Aklionsta& laufen die unterschiedlichsten Aktionen, ent· 
sprechend dem gesamten Spektrum der Bewegung. 
Aktionsraum sind die Hauptstrecken fur die Castor·Behälter. Aktionsorte 
sind auch die Niederlassungen der Betreiber, das Zwischen· und Endlager, 
die Gehllude der Lakaien vor Ort,· Kreishaus, Rathaus etc ... 
Unter anderem werden vorbereitet: 

Aktionen entlana der Bahnstrecke Uelzen • Dannenberg. Bahnspazier' 
ginge mit Musik, Glühweinstlinde als lnfo-Zentlllm, Bau eines Freund· 
schaflshauses, Infos zur Funktion und zum Aufbau der Schienenstrecke 
und vielfaltige Blockaden. ( Kontakt: BUU-Büro, Weidenstieg 17, :000 
Harnburg 19, Tel.: 040/400423) 
Strdenblockade auf der Strecke Dannenberg-Gorleben. ·Diese Aktion 
soll auf die Castor·Transportstraße aufmerksam machen, indem die 
Strecke massenhaft blockiert wird. Dabei werden wir die Konfrontation 
mit der Staatsmacht nicht bis zum letzten suchen, sondern mit einem 
Konzept fleJtibler Blockadepunkte von Dannenberg in Richtung Gorle· 
ben nachhaltig flir Unl\lhe sorgen und Strukturen flir Aktionen gegen 
die nichsten Castor-Transporte aufbauen. ( Kontakt: Lüneburgcr Vor· 
beR'ituna:tcNppe, c/o Grünes Büro, Am Springintgut 21, 2120 lüne· 
burg, Tel.: 04131/48243, zwischen 1!1. und 30. Januar: Tel.: 04131/ 
31431 (zwischen 18.00 und 20.00 Uhr) 

Sonntq, den 24. Februar 198S: 
• 10.00 Uhr: siJht«eins·tour in Rebebussen mit ortskundigen Rcisc.'ld· 

tem zu einigen Verantwortlichen der Atomindustrie und deren .. Ver· 
bündeten" { beteiligte Firmen im Wendland). Anmeldung mit Sched: 
oder Schein fur den Karten kauf: Bl·Hiiro, l>rawchner Str. 3, J 131 
lüchow {I 5.00 DM pro Person; möglichst Sammelbestellung). 
13.30 Uhr: Aktion in Dannenberg zwischen Wrst· und Ostbahnhof. 
Diese symbolische Aktion soll den massenhaften Widerstand an uer Bahn· 
strecke ausdrucken, indem der Hahnkörper vom Westbahnhof aus mit 
Planen zugedeckt wird. Oc:n Abschluß bildet eine Kundgebunl! auf dem 
Marktplatz in Dannenberg. 

Wir betonen auMirucklich, da1\ die~ Aktionstaa~ die direk tcn llchinder· 
uncen von kunfligen Atommrnülltramporten nicht ersetz.:n. 
l>ie bundt'sweite Alarmkette wird ausgelöst, wenn wir unsere Erfolgsaus­
sichten für die Hehindt•rung hoch eins.:hatzen. 

Freie Republik WandllriCI 
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Wendland I Kriminalisierung 

Kritik zu den 
Aktionetagen 
Nach mehreren, teilweise vergeudeten 
Vorbereitunptreffen in Trebel.und Glll­
den ist nun der Beschluß gefaßt worden, 
die Aktionstaae um vier Wochen auf den 
23./24. Februar zu verschieben. Just zu 
dem Wochenende, an dem auch du 
RWE--Tribunal anberaumt wurde. 
Dieler Termin ist spltestens seit der 
BuKo in Braunachweil im November 
letzten Jahres bekannt. Bis GUlden, 
dort wurde besagte Terminverschiebung 
am S. Januar beschlossen, scheint diese 
Information allerdings nicht durchge· 
drungen zu sein, denn anders ist diese 

Terminierung dtr Aktionstage nicht zu 
verstehe~. 
Wir aus Braunsc)lwejg fmden diese Ter­
miqilberschneiduna.aelinde gesagt reich· 
lieh tJ111ltlicklicb. (Auch wir sind tief 
geknickt. Red. AtommüUzeituna) Noch 
dazu, wenn in Gliden auf dem Vorbe· 
reitunPtreffen auf die Obencbneidung 
hingewiesen wird und ·frau zur Antwort 
bekommt, daß nun kein anderer Terinin 
aesticht wird, weil die Zeit zu weit fort· 
aeschritten sei. 
Ail einem solchen• )»unkt sptegelt SlCD 
aber auch die Bedeutung, die die BuKo 
fi1r Teile der Bewegung offensiebtlieh 
hat. Auf der BuKo· ist kein wirkliebes 
WiderstaJtdskonzept entwickelt worden, 
sondern die dort verabschiedeten Aktio­
nelf/Resolutionen stehen recht zuflll.lg 
und .zusammenhanglos nebeneinander. 
Durch die ·Fnue der Resolutionen und 
Aktionen iSt eine grUndliehe Diskussion, 
gerade auch tlber den Zusammenhapt · 
und die Bedeutung einzelner Aktionen 
nicht gefllbrt worden. Und. es zeigt sich 
durch Terminilberschneidung dieser bei· 
den wichtigen Dinge, daß die Aktionen 
noch nicht einmal in deq Köpfen·veran­
kert sind und jetzt sogar gegeneinander 
stehen. Was hAtte frau auf der BuKo 
noch alles beschließen können? Solche 
Fehler rächen sich schnell!! 
Und schließlich ist das RW&Tribunal 
kein Pappenstiel, über -den frau einfach 
so hinwesgehen ltann, immer die eige­
nen Probleme fi1r die wichtigsten haltend. 

Das Tribunal 10U den RWE auf die 
schmutzigen Finger schauen, es ist die 
erste Aktion der Anti-AKW-Beweauna, 
die direkt ein EVU angreift, besonders 
auch im Hinblick auf die eine Woche 
spiter stattfindende Aktionlra­
venimmlung der RWE. 
Wir im Braunachweiler Ärbeitskreis sto­
ben nun vor der undankbaren Aufgabe, 
uns fllr eine der beiden Aktionen ent­
scheiden zu milssen, entscheiden uns 
dennoch nicht, weil uni beide Aktionen 
wichtig sind. Die einzige Entscheidung, 
die wir treffen, ist die, nicht beleicU&t zu 
sein (auch 1\lt. Wieder Redaktion Atom-
miWzeitung). · 
Ein Rilckzug oder neuerliche Spaltung 
der Bewegung wlre verblngnisvoU für 
die Verbindenins der AtommWltrant­
porte, die Spaltung in "Aktivistinnen · 
und Theoretikerinnen" der Beweaung 
haben ·wir bereits. Trotzdem rufen auch 
wir, wenn auch zlhneknirschend, .zur 
Teilnahme an den Aktionstagen auf, 
wohlwissend, daß ein breiter Wldentan~ 
10 nicht entstehen wird. Auf Daller wer­
den wir uns nicht dem Diktat und der 
Unwissenheit einiger Bornierter beugen. 

BriiiDIChweiaer 
AlbelCikreJa 
JCjeD AtoiDICbeile 

(gekürzt Red. 
Atommllllzeitung) 
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D ie meisten Stadtzeitungsleser · 
werden das ·schwarz-gelbe Plakat 

mit dem großen X in der Mitte ken-
nen, das Mitte des letzten Jahres 
in der BRD weite Verbreitung fand. 
Es ging um den ersten AtommUlltrans­
port ins Zwischen lag er Gor leben, 
den Tag X, auf den sich die Anti-
11-KW-Bewegung seit Monaten vorberei­
tete. Der Staat versuchte seiner­
seits frühzeitig, die Mobilisierung 
zu den Tag-X-Aktionen unter Strafe 
zu stellen und damit lahmzulegen: 
Gerichtsbeschlüsse gegen das Tag-X­
Plakat und den gemeinsamen Aufruf 
der 'Republik freies Wendland • und 
des Trebeler Treffens wurden er­
wirkt, Plakatierer und Aufrufvertei­
ler verfolgt, Verteiler für die Pla­
kate ausfindig gemacht, Durchsuchun­
gen und Beschlagnahmungen durchge­
führt: bei der BI Lüchow-Dannenberg, 
hier in Göttingen beim AK gegen 

rechtswidrig war, weil zum einen kei­
ne Gemeindemitglieder hinzugezogen 
worden sind und zum anderen das Fo­
tografieren der Wohnräume nicht zu­
lässjg war. Die Sache hat jedoch einen 
Haken: Das OLG hat es abgelehnt, sich 
mit der Frage zu beschäftigen, ob die Be­
amten überhaupt mit diesem Durchsu­
chungsbeschluß in die Wohnräume ein­
dringen durften.'Ein entsprechender Fest­
stellungsantragist momentan beim Amts­
gericht Danneoberg anhängig. Jedoch ist 
zu erwarten, daß dieser Antrag als unzu­
lässig zurQckgewiesen wird. Dies hat zur 
Folge, daß es gerichtlichen Schutz gegen­
über Hausdurchsuchungen oder -besch­
lagnahmen nicht gibt, wenn die Aktion 
bereits durchgeführt und beendet worden 
ist und die Beamten lediglich die Form­
vorschriften der Strafprozeßordnung be­
achtet haben. 

Prozeitermine: 
I. 27 .2. Thomas aus Liinebura wegeri 

Nötigung, Amtsgericht Lüne­
bura, Zi. 8 , 9.00 Uhr 

2. 28.2. Matthiu aus Lüneburg, 
§ 111, AG Liinebura 

Kriminalisierung 

Atomenergie und einer Druckerei, 
bei den Grünen in Hannover . Auch 
der Atom-Express und die Atommüll­
zeitung wurden mit Verfahren be­
hängt, alles i n Verbindung mit dem 
Tag X. Die erste gr-ößere juristische 
Auseinandersetzung steht jetzt in 
Göttingen an: Anfang Januar wurden 
die Anklageschriften gegen die pres­
serechtlich Verantwortlichen des 
Atom-Express und gegen ein Mitglied 
eines Göttinger Druckkollektivs ver­
sctlick t. " ... werden angeklagt, durch 
Verbreiten von Schriften zu einer 
rechtswidrigen Tat, nämlich einer 
Nötigung aufgefordert zu haben, bzw. 
der öffentlichen . Aufforderung zu 
Straftaten Hilfe geleistet zu haben 
(§111, ·§240, 27, 74d STGB)". 
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Was ursprünglich keiner für möglich 
gehalten hatte, nämlich daß die 
Justiz wirklich wegen dieses Plaka­
tes zu Verurteilungen schreiten 
will, scheint jetzt einzutreten. 
Mit einem Verhandlungst:ermin inner­
halb der nächsten Wochen muß gerech­
net werden, Staatsanwalt Danilowski, 
am 1. 1. dieses Jahres zuständig 
für Politisches, will seinen Brotge­
bern keine Schande machen . 

-;·· 

Wenn' s soweit ist, werden Flugblät­
ter usw. die Tenmine bekanntmachen. 
Achtet darauf, un~erstützt die Ange­
klagten, komnt Zl.ln Prozeß und ver­
hindert weiter die Atommülitranspor­
te! 
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Weneiland 

Atommüll 

lm Dezember letzten Jahres wurde 
durch eine Indiskretion bekannt, 
daß ein Atommlillfaß, mit schwach­
radioaktivem MQU, aus dem AKW 
Stade am 7 ./8. Oktober m.lt einer 
7 .Sfacb zu hohen Strahlung Uber 
dem zulissjgem Grenzwert in's Zwi­
schenlager transportiert worden ist. 
Auflagengemäß muß jedes Faß vor der 
Binlagerung kontrolliert werden, was in 
diesem Fall erst mit einer·.dreiwöchigen 
Verspätung geschah. Unklar ist, wie es 
zu der Zeitspanne zwischen der Ankunft 
des Transportes und der Strahlenmes­
sung kam, sowie, wer die Messung ver­
anlaßte. Die Behörden laaen die öffent­
Uchkeit im Unklaren. 
Statt der · vorgegebenen Höchstgrenze 
von 200 Millirem pro Stunde sind bei 
diesem Faß 1 SOO gemessen worden. 
Noch Anfang Sept. hatte das Nieders. 
Min. f. Bundesangelegenheiten behaup­
tet, die tatsächliche Dosis liege erheb-
lich unterhalb der Grenzwerte. . 
Vermutungen gehen dahin, daß nach der 
Verpackung ein höher radioaktives Teil 
von der Faßmitte an den Rand gerutscht 
ist. Laut Genehmigung dürfen aber nur 
gepreßte Teile fest verpackt werden. 
Plusch beim Verpacken des Milla. 
Wie ist es möglich, daß das Faß das 
AKW Stade mit einer derart überhöhten 
Strahlung verlassen kqnnte, obwohl der 
Grenzwert in der Betriebsgenehmigung für 
das Zwischenlager 200 Millirem vor­
schreibt. 

Selbst eine ordnungsgemäße Kontrolle 
am Ausgangspunkt des Transportes 
scheint nicht gewährleistet zu sein. Der 
Leiter des Gewerbeaufsichtsamtes, Sch­
werter-Strumpf, begJilndete den Vorfaii 
in Stade mit ungenauen Meßinstrumen­
ten am AKW. 
Somit können jederzeit Füser mit einer 
Uberdoeia ndioattinr StrahJuna traM­
portiert werden. 
Das Atommüllfaß mußte für den ROck­
transport in einen zusitzlicben Behälter 
gepackt werden, der in Stade mit Beton 
aUSBegossen werden mußte. Laut Be­
trie.,..nehmipna iiod derartip Ein­
arilfe in Gorleben unzuliilla. 

zurück 

nach Stade 



Wendland 

Schleichende Schäden am Zwischenlager 
Ein Entsorgungsnotstand im AKW Stade 
veranlaßte die Behörden, massive Fuß. 
bodenschäden in der Faßhalle des 
Zwischenlagers in Gorleben ungeachtet 
zu lassen und die Atommülltransporte 
auf Antrag der Betreiber mit sofortiger 
Vollziehbarkeit zu genehmigen. 
Bei Ausbesserungsarbeiten des Betonbo­
dens in der Halle wurde der sogenannte 
Duralit-Estrich verwendet. Diese Art 
Estrich enthält Magnesiumchlorid, das 
bei Feuchtigkeit auf Metall stark kor­
rodierend wirkt. Um einen direkten Bo­
denkontakt der Fässer zu vermeiden, 
war eine Flüssigharzversiegelung geplant. 
Durch auftretende Komplikationen 
wurde der Betonboden nachträglich mit 
Acryl versiegelt. Um ein Durchrosten 
der Fässer zu verhindern, beantragte die 
DWK das Auslegen von Lattenrosten 
aus Baustahl. Möglicher Korrosion an 
den Lattenrosten soll durch Wegwischen 
von auftretendem Schwitzwasser und 
häufiger Kontrolle entgegengetreten 
werden. Die zusätzliche Strahlenbelas­
tung für das Personal wird als hinnehm­
bar bezeichnet. Dem Antrag der DWK 
stimmten das Gewerbeaufsichtsamt Lü­
neburg und der TÜV- Hannover im Au­
gust '84 zu. 

Castor-Alarm 
Lüneburg, den 5.2.85, 9.15 Uhr 

Das Telefon klingelt neben mir. Alarm. 
Der erste Castor befindet sich auf dem 
W.eg ins Zwischenlager Gorleben. Der 
Ost-Bahnhof in Danneoberg ist bereits 
mit einem massiven B.-Aufgebot um­
stellt. Mit einem Konvoi von sage u.nd 
schreibe 3 Autos machen wir uns auf 
dem Weg zum Ost-Bahnhof. Das Sy-

Drei Tage nach den genehmigten Atom­
mülltransporten vom 7 ./8. Oktober hob 
sich derBetön allerd.ings an den Stellen, 
an denen ungefahr im meterabstand bei 
Aufbringen des Estrichs Eisenplättchen 
im Boden verlegt wurden. Diese roste.n 
im Beton, und bilden dadurch Hohlräu­
me. Die Mängel am Fußboden sind 
"schleichende Schäden" und nicht 
plötzlich auftretende. Wer wurde ge­
pfuscht: 
1. Bei der Bauausflihrung am Zwischen­

lager 
2. Hat ctas Gewerbeaufsichtsamt Uine­

burg gepfuscht. 
Es hat Grünes Licht für die Betreiber 
gegeben, obwohl es von den Schäden 
hätte wissen müssen. 
Die Betreiber und Behörden spielten 
ein hinterhältiges Spiel, um eine Ab· 
schaltung des AKW Stade zu verhin­
dern, daß sich mit Atommüll zu über­
füllen drohte. 

~em der Alarmkette funktionierte zwar, 
aber die Bereitschaft der Leute, etwas . 
gegen den Castor-Transport zu unter· 
nehmen, war mehr als mangelhaft (gibt 
es jetzt schon Zensuren? d.S.).Anschei­
nend rechnete keine so schnell mit ei­
nem Castor-Transport. Je weiter wir in 
den Landkreis fuhren, desto mehr Poli­
zeiposten mit Kötern waren an den Weg­
kreuzungen, Waldwegen und Bahnüber­
gängen zu beobachten. Als wir am Ver­
ladekran in [)annenberg,dersichca. einen 
Kilometer hinter dem Ost-Sahnhot be­
fmdet, ankamen, waren dort schon unge­
fähr 200 Menschen haupt.sächlich aus 
Danneoberg und Umgebung versammelt. 
Wir erfuhren, daß es sich nur um einen 
Probe-Castor handelt, weil der TÜV 
das so haben wollte. 

3. Wnteraehuna der Voncbriften 
Voraussetzung für die Einlagerung 
von Fässern mit radioaktivem Müll 
ist eine glatte Oberfliehe des Beton­
bodens, um bei Störfällen die Faß. 
halle dekontaminieren zu können. 

Um die Schäden zu beheben, mußten 
die Fässer umgestapelt werden, für das 
Personal eine weitere Strahlenbelastung. 
Minister Hassetmann : die Personendosis­
leistung liegt bei wenigen Millirem. 
Inzwischen liegt eine neuerliche Einla· 
gerungsgenehmigung für das Zwischen­
lager vor. 

I --

Photo : P. Brigant 

Der Castor kam aus dem AKW Stade 
mit der Bahn über Uelzen. Er war ln ei­
nem Container verpackt, wie auf dem 
.Foto zu sehen ist. Beim Verladen gab es 
einige Probleme, denn es klemmten 
Schauben, das Dach des Containers ließ 
sich nicht öffnen und es gab Komplika­
tionen beim Herausheben des Castors. 
Der ganze Vorgang dauerte mehrer Stun­
den. Wär~ das Ding mit heißer Fracht be­
laden, wäre das Begleitpersonal einer 
mehrstündigen StrahJenbelastung ausge­
setzt gewesen und es wäre wohl kaum 
möglich auf dem Castor herum zu · klet­
tern. 
.Fazit: 

- verstärkte Mobilisierung für den er­
sten Castor-Transport mit hochra­
dioaktiven Müll ist notwendig, denn 
um dem massiven B.-Aufgebot 
entgegenwirken zu können, dürfen 
nicht vereinzelte Aktionen geplant 
werden, sondern ein massenhaftes 
Auftreten an einem Punkt. 
überprüfen der Info-Systeme 

Der Castor kann schon morgen au{ dem 
Weg ins Zwischenlager sein ! I ! F. T. 
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WAA 

WAA- Grundsatzentscheidung­
WAA Standortbenennung 

Plutoniumwirtschaft 
angeordnet 

DWK- Pressekonferenz zur Standorlbenennung 
DWK· Preuuprecher Peter Schmldt, Sundom·eprbentt~nt Xlmu &z,emllh~ 
DWX· Yomt%ender ScMtlten, ~. C. Stillinder und Dr. I. Bennecke (v. llnlu) 

die DWK ohnC nihere Be&rllDduns 
WacJsmclorf a)l WAA-St!Jldort benannt. 
Beide Entscheidungen gehören zusam­
men. 
Es war durchgesickert, daß innerhalb 
der DWJC, d.h. aus Siebt der in ihr vet'­

sammelten Stromkonzeme, das Inter· 
eae an der WAA seit 1983/84 einen 
Tiefpunkt' erreicht hatte, von den 
DWJC-Ante~m haben sieb zuletzt 
allein die mit de( bayerilchen Stutue­
Peruna verflochtenen Bayernwerke 
musiv fllr die WAA eingesetzt. 
Nachdem die DWK die Standortent· 
entiCbeidung monatelang verzögert bat· 
te, war offenbar auch bis Mitte Januar 
1985 unklar, ob sie am 4.2. taülcblicb 
einen W AA-Standort benennen würde. 
Anden jedenlaUs lißt sieb die BeJ]eit· 
mUiilt zur Bonner Grundaatzentschei-

l2 d\UII kaum interp~etieren : 

Die CDU veröffentlichte am 23.1. eine 
Presseerklirung mit dem Tendr: ,,Nun 
kann lieh die DWX nicht mehr heraru· 
nden" , ebenso die CSU:., E1 liegt nun 
t1n den Betreibern der /Cernlcraftweru 
zu ent1chetden, dllß eine WAA gebaut 
wird. E1 gibt dllzu jetzt keine Arureden 
mehr." lnoenmjniSer Zimmermann er­
kllrte zum Kabioettsbeschluß, daß sich 
nun die Elektrizitätsunternehmen (EVU) 
"ent1chdden werden" und fügte hinzu: 
.Jcll erMVIt nunrMbr yon d(r DWIC. 
dllB H!JMnilrllch fitiCh ckr fm Friihltlhr 
1985 JU <l111dltmdcn cmcn Tctlcrrlcb· 
tunppnchmlßM mit der Errichtung 
einer deut1chen WA.A. bfgonnen wird." 
Auch die Unionsfraktionen im Bundes­
tag forderten von der DWK, "nun t1uch 
10bald wie mDgllch. .. mlt tr111#1111en &tu· 
"'4ßlltlhmen zu beginnen." (Erklärung 
vom4.2.8S) 
Der Baad wild zur J aad aetnaen · 
den !DCqieltoa.zemea mJt laiftiJea 
Tdtteo zu ihrem Gllck •erholfeol 

Auch die unglaubliche Hektik, mit 
der die Bonner Grundsatzentscbei· 
dung über die Bühne Jinl, deutet da· 
rauf hin, daß noch rec:btzeitia vor 
dem 4.2. Druck auf die DWK aua­
geübt werden sollte. 
Grundlage bierfllr war die im Kern­
forschungszentrum Karlsruhe seit 
1981 erstellte "Systemstudie An· 
dere Entsorgung", in der zu prilfen 
war, ob die Entsorgung ohne WAA, 
also die Direkte Endlagerung der 
abgebrannten Brennelemente, ent· 
scheidende Vorteile bietet. 
Veröffentlicht wird diese Studie 
erstmals im Mirz •s5 • selbst die 
Kurzfassung dieser Studie blieb bis 
n a c b der Grundsatzentscheidung 
von Januar 1985 ausdrik:klich unter 
Venchluß. Bewußt überganRen wur· 
den die ursprilnglich beteiligten LiDderre­
gierungen und auch der Bundestag, 
der Ende Mlrz 85 eine öffentliche An· 
liörung Uber die Ergebnisse der Studie 
veranstaltet und es verwundert nicht, 
daß auch innerhalb der CDU Kritik ge­
übt wurde an dem "Eilz\!IJ{empo .. der 
Bundesregierung beim großtechnischen 
Einstieg in die Plutoniumwirtscbaft. 
Es spricht viel dafllr, daß auch die DWK 
Entscheidung flir Wackendorf politisch 
motiviert war, Noch am Vortag der Bon­
ner Kabinetts-Entscbeidug war davon 
die Rede 1e we~tdeuucM h'ne 
wirt1chtl t hielte e1 o en r c 
unn lieb ," (die DWIC) zaqwuten 11011 

'Nledentzcluen) und ~gen 
o ern cnuc n 

~ß die ujlen~.,a .tnU en 
~en der we~tdeuuchen E~wlrUclulft 
kommen, Ut buofern bemerUIIIMTt, 
t1Ü 'der D W/C - Auflichtmttnomtzende 
Rinke, deuen Stimme ckn Aru1chlq 
geben dllrfte, YonttiiUÜmlttlled der 
R WE AG (E1.en) Ltt, bei ckm e1 1tch 
um den gewtchtfglten der zw~lf DWIC· 
Triger lulndelt." (F AZ, 22.1.1985) 
Nach RWE-Meinung ergeben sich - so 
die F A2. - ,,/fiT Dr«gtlhn obfektt-v meh· 
nn Vt~'liennde llcherhdutecllnllclte 
Vorteile", die im Einzelnen in der FAZ 
auch awpfllhrt wurden. 



WAA 

Was gab den Ausschlag fOr Wackersdorf? 

Daß Dra ahn aus Sicht der Stromkon­
zerne allein w en des e unzä -
liger Atomtransporte zum vorgesehenen 
Endlager Gorleben gijnstiger abschneidet, 
war vor dem 4.2. allgemein bekannt. 
Ebenso der Umstand, däß Bayern im 
Gegenzug die ftlr die Durchsetzung bes­
seren politischen Rahmenbedingungen 
anbieten konnte. Was mit stabilen poli­
tischen Rahmenbedingungen gemeint ist, 
deutete Strauß unmittelbar nach der 
Standortentscheidung an, als er sich 
vehement fUr eine schärfere Beschrän­
kung der Demonstrationsfreiheit ein­
setzte und die Hoffnung aussprach, 
,,daß alle Organe des Bundes und des 
Landes ihre Pflicht er/iillen'\ sobald es 
in Wackersdorf zu Störungen kommen 
sollte. (F AZ. 6.2.85) 
Daß ein Ministerpräsident, der Pino­
chet und Botha zu seinen Freunden 
zählt, f'ur die Durchsetzung der Plu­
t9nuimfabrik auch noch weitergehen 
wird, als vor einigen Jahren mit den 
" Nürnberger Massenverhaftungen" vor­

exerziert, ist sehr zu bef'urchten. inso­
fern steht Wackersdorf für einen strin­
genten Kurs bei der Durchsetzuog der 
W AA, während Dragahn ·fdr die weniger 
interessierten Energieversorguogsunter· 
nehmen eher · die Option auf wei­
tere Verzögerungsstrategien (z.B. Ab­
warten der Landtagswahl 1986 usw.) 
offengelassen hätte. . 
Die politischen Rahmenbedingungen 
können aber gerade deshalb die Pro­
Wackersdorf -Entscheidung nicht hinrei­
chend erklären, weil die DWK zu erken­
nen gegeben hatte. daß ihr Interesse an 
einer raschen WAA-Errichtung begrenzt 

fnTeressanter ist der Hinweis des Schwan­
dorf er Landrats Schuierer (SPD), wo­
l)ach die Rheinisch-Westfälischen-Elek­
trizitätswerke (RWE) .~ich vom Bayern· 
werk geködert, das Versprechen abneh· 
men ließen, ft1r die Oberpfalz zu stim­
men." (Die Woche, 31.1.85) Tatsächlich 
berichtete der Spiegel schon Mitte I 984 
von dem Wunsch der RWE, 10% seiner 
(kostspieligen) DWK-Anteile an die 
Bayernwerk AG abzustoßen. Kurz nach 
Standortbekanntgabe erklärte das BaY­
ernwerk, seine DWK-Anteile von .10 % ­
auf 14.5 % zugunsten des RWE . auf­
stocken ZU wollen. Die RWE-Anteile 
an der DWK werden sich hierdurch 
von 31 %auf 25 % verringern. 
Daß hiermit die Bayern werke, die . als 
einziges EVU massiv auf die Wackers­
dorf-WAA drängten gegenüber dem aus­
schlaggebenden RWE eine besondere 
Trumpfkarte ausreizen konnten ist klar. 
Zudem befinden sich schon im Auf­
sichtsrat der Bayernwerke AG drei Mit­
glieder der bayrischen Staatsregierung: 
Finanzminister Streibl, Wirtschaftsmi­
nister Jaumann und last not least 
Franz-Josef Strauß! Daß auch die Bun­
desregierung, speziell CSU-Zimmermann, 
den Standort Wackersdorf ansteuerte, 
wird nicht nur deutlich an den im Vor­
feld der Standortentscheidung vorgetra­
genen Proteste der hannoverschen Lan­
desregierung und der norddeutschen 

Wirtschaftsverbände gegen die bayern­
freundliche Haltung Bonus. Dies wird 
auch daran deutlich, daß Bayerns Um­
weltminister Pick in einem ·schreiben 
v.om 21. 12 1984 an dje Bupdesrqjemne 
.. zruicherte". daß "die bavrl.rche Staats­
re · run nds4tzltch bereit sei eine 
solche Anla e mitzu ·man " F AZ 
7.2.1985) 
Dieser Hinweis ist insofern bemerkens­
wert, als demnach auch die Bundesre­
aienang keineswegs neutral die Stand· 
Ortentscheidung abgewartet, sondern 
vielmehr hinter den Kulissen kräftig 
mitgemischt hat. Daß zwei Herren aus 
Bonn besonders ·engagiert bei der Sache 
waren, ist anzunehmen: gemeint ist der 
Staatssekretär von Würzen vom Bundes­
wirtschaftsministerium und der Staats­
sekretär Dr. Obert vom Finanzminis­
terium ... beides Mitglieder im Aufsichts­
rat der Bayernwerke AG. Damit 
schließt sich der Kreis. 
Wackersdorf - das bedeutet, daß sich 
diejenigen durchgesetzt haben, die ge· 
mäß der Grundsatzentscheidung der 
Bundesregierung die W AA um jeden 
Preis und möglichst rasch. wolJ~;n . 
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Waru111 eine d.eutsche WAA 
Ohne das hier in der gebotenen Gründ­
lichkeit aufrollen zu können, läßt sich 
doch sagen, daß die offiziösen Begrün­
dungen für die WAA wenig glaubhaft 
sind. Mal heißt es, die WAA sei als einzi­
ge Technik erprobt und genehnrlgung~ 
fahig und somit als Ent.sorgungsnach­
weis unerläßlich.Dieses .. Argument" ist 
mit Hinweis auf die insgesamt nicht er­
probte , geschweige denn genehmigungs­
fähige Endlagertechnik sch.nell zu erledi­
~cn, zumal bereits 1979 die WAA nicht 
mehr als Entsorgungsnachweis gegolten 
hat. 
Dann wird behauptet, daß nur die Plu­
toniumabtrennung und Zurückführung 
in d.ie AKWs das Plutonium "verbrenne", 
während es bei der Direkten Endlage­
rung jederzeit hervorgeholt und in Waf­
fen eingesetzt werden könne, Weil diese 
Kritik an der Direkten Endlagerung par­
tiell stimmt, muß Atomenergie generell 

abgelehnt werden. Unterschlagen wird 
bei diesem "Argument" jedoch, daß 
man auch bei Direkter Endlagerung das 
Plutonium nur mittels Wiederaufarbei­
tung herausholen könnte und somit al­
lein der generelle WAA-Verzicht die Plu­
toniumnutzung für Waffenzwecke a~ 
schließt. 
Hinzu kommt, daß bei der "Plutonium­
verbrennung" in AKWs zwangsläufig 
gleichviel Plutonium und zusätzliche ge.­
fährliche Langzeitstrahler zurückblei­
ben. 
Jede Glaubwürdigkeit verloren hat in~ 
besondere das energiepolitische Argu­
ment, wonach mangels Uran die Wieder­
verwendung von Uran und Plutonium 
für die Energieversorgung nötig sei. Um 
dies Argument anzuführen wurden Sze­
narien mit AKW- Aufbauprogrammen 
und Stromsteigerungsraten konstruiert, 
die - wie im Fall der Karlsruher Studie 

FotoH. 

-an der Wirklic:h.keU total vorbeigehen. 
Plausibler ist dagegen das Arsu· 

ment, ohne WAA gäbe es in der BRD 
einen .. technologischen Fadenriß", ohne 
W AA würde die technologische Kompe· 
tenz der BRD im internationalen Maß. 
stab in Frage gestellt (s. der BOI) ohne 
eigene W AA gäbe es kein Mitsprache­
recht und keine Mitsprachemöglichkeit 
(so Md.B Laermann, FDP) in der inter­
nationalen Szene. 
Hier stellt sieb allerdings die Frage, wa­
rum ausgerechnet in Sachen Plutonium­
wirtschaft der technologische Fort­
schritt und das Mitspracherecht weit 
über 10 Mrd. DM wert sein sollen. 
Bei der Beantwortung dieser Frage führt 
kein Weg daran vorbei, daß die nukleare 
Wiederaufarbeitung eine militärische 
Schlüsseltechnologie ist, die in den mei· 
sten Ländern der Welc vorrangig in die­
ser Funktion und nur untergeordnet 
a u c: h für energiepolitische Zwecke 
eingesetzt wird. 
Immerhin darf nicht vergessen werden, 
daß es bis 1966 das offizielle Ziel der 
Bundesregierung war, Verfügungsgewalt 
über Atomwaffen zu erlangen. Auch der 
langjährige Widerstand der Uni.onspar­
teien gegen den Atomwaffensperrvertrag 
verdeutlichte das lnte.resse an Atomwaf­
fen. Als 1974 immer noch 90 CSU/.CDU 
Abgeordnete gegen den Atomwaffen­
sperrvertrag stimmten, waren darunter 
auch die heutigen Minister Dollinger, 
Mertes, Warncke, Kiecble, Wörner und 
Zimmermann. 
Wenn sich überhaupt ein BRD-Politiker 
Zeit seines Lebens für die deutsche Mit­
Verfligung übet: Atomwaffen stark ge­
macht hat, dann Strauß und seine CSU 
- sei es als Atomminister, sei es als Ver· 
teidigungsminister, sei es anläßtich der 
Ratifizierung des Atomwaffensperrver· 
trages, als die bayerische Staatsregie­
rung im Bundesrat ihren Einspruch ge­
gen den Vertrag mit den Worten begrÜn­
dete, "er mache die Atombewaffnung 
einer möglichen Europ4uchen Streit­
macht völke"echtlich angreifbar und 
verbiete eine Atombewaffnung der 
Bunde1wehr." (Welt v. 6.5. 74) 

Insofern hat das heftige Drängen 
Bonn's und die Backgroundpolitik Bay­
erns (s. :hierzu auch 'Aasgeier') eher be­
stätigt, als widerlegt, was der damalige 
Leiter des Stockholmer Friedensinstitu­
tes SIPRI Frank Barnaby schon anliß.. 
lieh des Gorlebenhearings 1979 erklärt 
hatte :"Der Bau einer Wiederaufarbet­
tung&anlage im Eigentum der Bundel­
republuk Deutichland würde unweiger­
lich den Verdacht nähren, daß zumin· 
dt!)t e i n Zweck der Anlage 1et, der 
Bunde~republik die Option zu geben, 
zur Heritellung von Kernwaffen für eine 
nattoMle nukleare Streitmacht in mini· 
maler Zeit in der Lage zu 1ein." 
Das, was bisher an Einzelheiten über die 
W AA-Grundsatzentscheidung und 
.Standortbenennung bekannt geworden 
ist, hat darüberhinaus deutlich gemacht : 



1. Es ist gewiß nicht allein das inner­
halb der Kernforschungszentren wir­
kende TrJgheitsgesetz und die Angst 
der Atomgemeinde, -arbeitslos zu wer• 
den, was dem scheinbar irrationalen Ein­
stieg in die Plutoniumwirtschaft zugrun­
de liegt. Der maßgebliche Einfluß 
kommt von der politischen Führung die­
ses Landes, die nicht hilflos den vorge­
legten Wissenschaftserkenntnissen nach­
trabt (wie noch im Fall des Kalkar-Brii­
ters), sondern die sich auch durch ten­
denziell gegenläufige Forschungsergeb­
nisse nicht von ihrem politischen Grund­
ziel - Aufbau der Plutoniumwirtschaft 
~ abbringen laßt. 
l. Dieser stringente politische Wille läßt 
sich von Unwirtschaftlichkeilsberech­
nungen ebensowenig b~indrucken, wie 
von Sicherheitsbedenken. Für die natio­
nale Plutoniumfabrik scheint kein Prei,s 
zu. hoch. Die Bedenken der EVUs wer­
den mit Subventionen und Staatsverord­
nungen (Verpflichtung zur WAA) zer­
$treut und sei auch eine noch so große 
Mehrheit der DWK-Gesellschafter gegen 
die WAA. 

Notwendiger denn je ist also der bundes­
weite Aufbau einer großen und enf· 
schlossenen Widerstandsfront gegen die 
W AA, die insbesondere auch die Frie­
densbewegung mit einbeziehen muß. 

Wiederaufarbeitungsanlage 
ohne AuftrAge? 

Disseidorf (ap) 
Die geplante neue Anlage zur Wiederauf­

arbeitung von verbrauchtem Nuklearbrenn­
stoff aus Kernkraftwerken wird im Ver­
lleieh zu den Anlagen in Frankreich und 
Croabritannien niCht wettbewerbsfähig 
liiD. Darauf1uat der Vorstandsvorsitzende 
·der Deutschen Geaellachaft für Wiederauf­
aabeitung von Kernbrennstoffen (DWK), 
Güother Scheuten, =.rrcht. 
IlD ,,labrbuch der 1984" 
~Scheuten diele~ Jiüt 
cJer uazureie.benden GriNie cJer Anlage, die 

'' 1112 entweder im ~ Dra­
.. oder im bayerliehen Waekersdorf den 
Betrieb aufnehmen IOlL 
' Scheuten deutete die Möglichkeit an, da8 

.aen der deutlieb entas-nnten .Entaor-
. tifutasituation der Kenllr:raftwerk die 

C1eDfiche AaJaae bei Betrie!Jsbe8bm olme 
~ dutehen ldinnte. Er verwies auf 
(lie bereits fest· mit aualiadischen Anlagen 
Vereinbarten Mengen an wiederaufzuartiei­
teildem Brennatolf und erldirte, für den 
aeP)anten Start der Wiederaufarbeitung in 
- Bundeirepublik stünden dann ,.gerade 
noch die notwendigen Brennato~ 
zur Verfügung, um clie Anlage anfahlen zu 
k&men". ,.," ... 16.2. 8'1 

Wie scliön~ daß Albrecht ein schlechter 
V erlierer ist. Gleich nach der Standort­
vergabe ging es los, : Albrecht beschul­
digte Strauß, Strauß beschuldigte Al· 
brecht, Lockvogelangebote in Milliar­
denhöhe an ·die DWK herangetragen zu 
haben. Im Eüer des Gefechts werden 
Briefe an die ö ffentlichkeit gezerrt, die 
beweisen : Wenn erstm.al die öffentliche 
Hand zu schmieren beginnt, nehmen 
sich die Bestechungsgelder aus dem sog. 
Flickskandal wie Almosen aus. 
Doch der Reihe nach : 
Am 28.9.84 treffen sich Strauß und Al­
brecht in München und verSicb,em ein­
ander hoch und heilig, einen Subventi­
onenwettlauf um die WAA verhindem 
zu wollen. Zuvor waren bayerische Plä­
ne über " iüßerst großzügige" Subven­
tionen an die DWK durchgesickert. 
Mitte Oktober 84 wirft Strauß dem nie: 
dersächsischen Ministe~räsidenten in ei­
nem Briefvor. sein HäDJiß" .rfehe in ei· 
nem '.rchreienden Gegen.ratz zil il!ren ei­
fnen Yor.rcht'f" und Forderungen'. 

r. Strgu6 . .re~mucht rewe.ren, daß 
da.r nieder.rächsilche Kabinett nur weni­
ge Tage nach dem Gespräch einen Sub­
ventton.rkatalog für das Milliardenpro­
jekt der Wiederau/arbettung erörtert luz­
be, {~er von der ge.retzlichen zehnprozen-

en lnJ~e.rtttion.rzuüt e Uber Inve.rtiti· 
on.rz c .re ö e von o. 
Mark. Uker dte volle Obernahme aller 
Ii kturma nahmen bis hin zu ei­
ner Zwei·MilliardenbU scluz t reic t. 
(FAZ, 3.11.84) 

Am 4.2.1985, unmittelbar nach 
Standortvergabe, behauptet Albrecht, 
"daß da.r Land Bayern, entgegen der 
au.rdrucklichen Absprache mit dem Mt­
nilterprä.riden ten Strauß der. D W K eine 
Ländesb tcha t zur Zinsverbill ng 

'ine gemetn.rame r-
kliirung, daß kein Land mehr al.r .eiM 
1 O%ige lnve.rtttton.rzuloge /fir das Pro­
jekt zahlen werde, luzbe Strauß nicht 
unterzeichnen wollen." (HAZ, 5.2.85) 

Am 5.2.85 erklärte Strauß, Al· 
brecht habe sich nicht an die Abspra­
Cliiil gehalten. sondern ".rogar eine .1 00 
%ige Fimmzierung der Infolitruk~in-

WAA 

rlchtungen zuge.rtchert, wenn die Atom· 
fabrlk in Nieder.fllcluen errichtet wiüde. 
Dartzuf luzbe er der DWK mitgeteilt, 
Bayem werde mit jedem Angebot 
gleichziehen ... Strauß be.rtätigte, dtt.ß 
dte Stllllt.rbfirg8chaft angeboten worden 
sei." (HAZ, 6.2.85} 
Am 6.2.85 veröffentlichte Albrecht ei­
nen Brief, an Strauß vom 1.2.85, in wel­
chem er sich darllber beschwerte& däß 
Bayern 1'der DWK Subnntlqncn tflr ei= 
ne K'lJ'ton-Pilotanlge. eine Stat.r­
bib'iscluz t sowie die Mitfinanzierung 
der Trtttum- Verpre.r.rung angeboten 
habe." (FR, 7 .2.85) 
Gleichzeitig gab er zu, neben .der Inves­
titionszulage und der U,emahme aller 
Infrastrukturkosten gegenüber der DWK 
auch seinmeits die Zusage der Mit-Fi­
nJDzit!rung der Krypton-Pilotanlage ge­
$eben zu zu haben. "Damit habe er auf 
eitre Feststellung de.r MUnchener Um­
weltmint.rter.r Dick vom 21. Dezember 
gegenUber dem Bundesfor.rchung.rmint.r­
terlum reagiert,. wonach die bayerl.rche 
Statsreglerung grund.rltzltch bereit .ret, 
eine solche Anl(lge mltzuftnanzieren. 
Die.re briefliche Zu.rtcheru~ Dtck'l war 
nach den Worten Albrecht' .r nicht mit 
Nieder.rach.ren abge.rprochen gewe.ren." 
(F AZ, 7 .2.85) 
Am selben Tag erklärte sich Bonn, das 
mit dieser letzten Äußerung Albrechts 
mit in den Stru'del zu geraten drohte, 
" über den Streit zwischen Albrecht und 
Strauß besorgt. "(F AZ, 7 .2.85) 
Am 7.2.85 enthWlte die DWK, daß auch 
Albrecht ihr vor dem 4.2. eine Landes­
bürgschaft fUr die W AA angeboten hat· 
te; ein Vorgehen, das Albrecht nach der 
Entscheidung bei Strauß als Lockvogel· 
angebot kritisiert hatte.(s.o.) 
Soweit der Informationsstand bei R.e­
daktionsschluß. Was wird eigentlich, 
fragen wir uns. bei dieser w AA nicht aus. 
Steuermitteln fiilal'lziert oder per Bürg­
schaft _gegen Risiken abgedeckt ;mmer: 
hin hat allein das RWE schon jetzt über 
Strompreiserhöhungen eine WAA·Rilck· 
Iage von mittlerweile 2;6 Mrd. DM zu­
sammengeräfft. 



WAA 

Albrecht steht auf'm Schlauch 
Schon vor der Standortentscheidung 
hatte Ernie angekündigt, er werde ohne 
die WAA in Dragahn die Vorbereitungen 
für das Godeben-Endlager hinauszögern 
und die Versuche zur Endlagerung hoch­
aktiven Müll's in der Asse blockieren 
(Sp 44/84). 
Albrecht nörgelt herum, wie ein Klein­
kind, dem die Rassel weggenommen 
wurde. Darf er sich auch ohne W AA 
noch Strahlemann nennen? Keine WAA, 
- das geht an die Substanz, an's Einge­
machte, da ist alles egal. 
Her mit neuen Atomanlagen. Ich will 
der Strahlemann bleiben. Komme was 
wolle. 
G!ejch nach der Standprtentscbejdung 
Wackersdorf drohte er an. "daß seine 
Landesregierung die Genehmigungsver­
fahren fjir die · Niedersächsischen Atom­
mUllager Gorleben. Asse und Zeche 
Konrad nunmehr im " Leerlauf" weiter­
betreiben. und sich *auf den Schlauch 
stellen" werde. "Niemand soll glauben, 
daß Niedersachsen den Müll nimmt, 
w~nn die interessanten Projekte in ande­
re Bundesländer vergeben werden", 
sagte er. tAlbrecht schloß nicht aus, daß 
Asse und Konrad als Endlager überhaupt 
nicht mehr zur Verf"ugung stehen könn­
ten (HAZ S 2 81) 
Mit der Konditionierungsanlage will sich 
Albrecht· auf keinen Fall zufrieden ge­
ben. "Niedersa.chsen erwarte von der 
DWK und ihren Gesellschaftern Vor­
schläge für lnvestitionsvorhaben, die den 
Gesamtinvestitionen von rund 1 OMrd. 
DM lur die Wiederaufarbeitungsanlage 
entsprächen. Dabei sei gleich, in wel­
chem Sektor investiert werde, wenn 
sich flir Niedersachsen nur ebensoviel an 
neuen Arbeitsplätzen, an Steuereinnah­
men und zusätzlicher Kaufkraft ergeben 

Albrecht: Zurück in die Keksfabrik ? 

werde wie jetzt in Bayern." (F AZ, 6. 2. 
85) 
Unter einem Schnellen Brüter in der 
Größenordnung des französische.n Su­
perphenix ist also nichts drin. Daß die­
ses Projekt als möglicher Frustdämpfer 
für Albrecht schon länger im Gespräch, 
ja in Ostfriesland schon konkrete Vorbe­
reitungen angelaufen sind , hatten wir in 
der .letzten ATOM dargestellt 
Wie wird es weitergehen? 
Wenn sich Albrecht durchsetzen sollte, 
mit seiner Brüter-Schnapsidee hätte er 
immerhin den Beweis erbracht , daß 

auch gegen die Bundeskompetenz (der 
alle Atommüll-Endlagerfragen unterliegen) 
ein Bundesland seinen Dickkopf 
durchsetzenkann. Interessante Perspek­
tiven also für rot-grüne Tolerierungs­
bündnisse in Hessen , NRW oder sonst­
wo. 
Falls, wie in Hessen, CSU-~immermann 
per Anordnung aus Bonn die Weiterent­
wicklung der Entsorgungsanlagen anord­
net und Albrechts letztes Druckmittel 
zerschlägt, kann dieser sich schon vor­
sorglich einen Job bei der Bahtsenkeks­
fabrik suchen. Wir wünschen viel Erfolg! 



Die Bombe ist gezündet • 
der Widerstand auch 

Spontane Fackelzüge, Sprüh- und 
Plakatieraktionen 

Bereits kurz nach Bekanntwerden der 
Standortentscheidung für Wackersdorf/ 
Bayern am . .2.85 gegen 17.00 Uhr, 
kam es zu za . 1c en rotestaktio:ru:n.: 
Schon eine halbe Stunde danach demon­
strierten in Landshut 50 Menschen mit 
Fackeln gegen die W AA. Später demoo­
strieten über 3.000 Menschen in Schwan­

·dorf mit einem Fackelzug gegen die Ent­
scheidung. Die Redner der Protest­
kundgebung kündigten entschiedenen 
Widerstand gegen die WAA an:"Die 
Staatsregierung wird sich noch wundern. " 
Alle Umweltverbände hätten mittlerwei­
le die W AA in Schwandorf zum bundes­
weiten Konfliktfeld erklärt. U.a. wiesen 
si~ dat;auf .hin, daß die W AA detnokratie­
femdlich 1St, "weil die WAA nur durch 
Macht, Gesetzesänderung und mit 
zelgewalt am Bürger vorbei 
peitscht ~rden "könne. 
lA Regensburg fand nachts noch eine 
Länndemo mit Trillerpfeifen, Trom­
meln und Rasseln mit über 1.000 De­
monstranten statt. Sie versuchten u.a. 

Wohnsitz des Regierungspräsiden­
vorzudringen. Dabei kam es zu ü­

der Polizei, die mindestens 
Demonstranten verprügelte. Wei­

Fackelzüge fanden noch am selben 
·in Weiden, Amberg, Erlangen 

statt und am nächsten 
unter anderem in Nürnberg und 

Sub~bach. 

war der Haupttenor des Regens­
BI-Sprechers auf einer Presse­

kortferenz am 5.2.1985. Er wies darauf 
jetzt auch Formen des zivilen 

Jng:ehon~ants diskutiert werden, die 
sind, nachdem weder jah­

Aufklärungsarbeit, noch fried­
Protestkundgebungen oder 50.000 

l.Jnterscllrif'ten von Ernwendern aus der 

.hindern können. Auch könnte "die 
Region zum Feindesland für die WAA­
Betreiberfirmen erklärt werden." 

WAA . Wackersdorf: Allparteien· 
koalition für die WAA 

Am Tag nach der Standortentscheidung. 
fand im Wackersdorfer Gemeinderat ei­
ne Sondersitzung statt. Wieder gab es 
eine rührende Geschlossenheit durch alle 
Parteien, CSO,SPD und Freie Wähler 
mit dem · SPD~B'ürgermetster an der 
Spitze.Ergetfnis: ,)Jev/Jlkerung und Ge· 
meinderat sind mehrheitlich erfreut." 
Hier in 

Schuierer contra Strauß: 
"Sabotage und Meinungsfeiheit" 

"Di'e SPD läuft Amok gegen bayrische 
Interessen", warf der CSU-Generalsekre­
tär Tandler· dem SPD-Landesverband 
einen Tag vor der Standortentscheidung 
vor. Mit ihrer Teilnahmebereitschaft an 

gegen die WAA setzte 
sich die SPD in Widerspruch zu den Be­
wohnern jener Gemeinden um den 
angebotenen Standort Wackersdorf die 
sich überwiegend positiv zu dem Groß­
projekt geäußert hätten - was . die 
CSU gar nicht sehen will, ist wohl'daß 
sie selbst sicl1 in Widerspruch z~ der 
Mehrheit (!) der Bevölkerung befindet 
wie selbst. aus DWK-Umfragen klar her: 
vorgeht. 
Einen weiteren Zahn legte Strauß zu, 
als er rückblickend die durch Landrat 
Schuierer verzögerte Auslegung des Be­
bauungsplanes als "Sabotageversuch" 
brandmarkte. 
Hier muß ma~ wirklich ganz deutlich 
auf die Wortwahl achten :Um einen 
Landrat, der als aktiver WAA-Gegner 
mit überwältigender Mehrheit gewählt 
worden war, zu verunglimpfen, wählt 
Strauß gleiche Worte, die für viele in der 
Bevölkerung eine Verbindung zum "Ter­
rorismus" enthalten. Darüberhinaus hat 

Landrat 

. Weisungen nicht Folge 
le1sten werde, könne es ihm so ergehen 
wie dem - wegen des Verdachts straf: 
barer Handlungen - amtsenthobenen 
früheren Rottaler CSU-Landrat Meyer. 
Schuierer ticm . vom Landkreisverband 

inzwiSchen ein absolut korrektes Auftre­
ten bestätigt worden ist, fragte in seiner 
Antworterklärung: 
Wie lange noch müsse man sich "in 
Bayern , wenn man nicht CSU-Meinun· 
gen von Leuten wie Strauß, Stoiber, 
.Tandler und Gefolgsleuten vertritt, noch 
als Rechtsbrecher, Saboteur, Volklver­
hetzer" bezeichnen lassen. Nur von ei· 
ner "autoritär geführten Regierung 
könnten auf dem Rechtsweg vorgetra­
gene sachliche Bedenken zu den feh·· 
lerhaften Unterlagen der DWK beim 
WAA ·Bebauungsplan auf solche verwerf· 
liche Art kommentiert werden." 
Das alles gibt eine leichte Vorahnung 
dessen, was hier in Bayern in 
den nächsten Jahren noch auf uns zu 
kommt - und zwar auf allen Ebenen. 

Der "Frei"staat wird so frei sein 
wollen, durch alles, was nötig ist auch 
mit Brachialmethoden, um die' WAA 
durchzusetzen, zu machen, was er will 
während die anderen, speziell die AKW: 
Gegner, wohl als vogelfrei erklärt wer­
den sollen. 
Das bayerische lnnenminbterium hat 
bereits ein "humanitäres" Polizei-Ein­
satzmittel in Auftrag gegeben : einen 
neuen 'Granatwerfer', der Gummischrot 
und Reizstoffpatronen 60m weit ver· 
schießen kann, gleichzeitig sollen die 
Einsatzhundertschaften der kasernierten 
Polizei von bisher vier auf zwölf erhöht 
werden, also verdreifacht ! Und daß der 
Strauß ein knallhartes Demo"Recht" · 
durchsetzen will, ist beim besten Willen 
nicht zu übersehen. 
Es muß Sache der Bis sein, nicht nur 
den Widerstand zu verbreitern, sondern 
auch von vornherein keinerlei Spaltuna 
in "gute .. und .. böse" WAA-Gegner zu­
zulassen. 
Nur gemeinsam sind wir stuk. Keine 
W AA in Schwandorf und auch nicht 
anderswo!(Oh nein, nicht schon wieder. 
das Säzzer) 







ist zwar 1 OOfach bewiesen, aaß die 
SPD dem Rechtsstaat notfalls auch bis 

Selbstaufgabe die Stange hält, und 
ist ebenfalls bekannt, daß die SPD 

P A R T E I immer wieder 

Für die CSU-

zwängen.Dennoch wird die Einsicht 
hierrüber erst dann Fuß fassen können, 
wenn konkret die Verkommenheit 
der Gerichte und des Rechtsstaates er­
fahrbar geworden ist- auch in 
Dannenberg ist die unvergleichbar 
Akzeptanz flir Sabotageaktionen und 
flir den zivilen Ungehorsam nur in dem 
Maße gewachsen, wie die Lüneburger 
Richter im Zwischenlagerprozeß" 
zu Unrecht "machten und sich Al­
brecht als Lügner(' Keine W AA nach 
Gorleben Lüchow-Dannenberg ") hin· 
reichend qualifiZiert hatte. 
Hinzukommt, daß die zum Teil schon 
faschistoiden Attacken der CSU auf die 
SPD deren Imagepflege als" x:oJ[lseout~n­
te Gegnerpartei "nur dienlich ist und 
auch weiterhin dienlich sein wird. 
Daß gerade im CSU-Staat ein von den 
Massenprotestenabgekoppelter Wider­
stand schnell zerschlagen und in die 

mit direkten Aktionen nicht 
wartet werden kann, bis die BI den 
ruf unterschrieben hat. Gerade für Wi­
derstandserfahrene" auswärtige " Bis 
stellt sich die Aufgabe, die 
fllr einen la.ngen Kampf aufzubauen, 
Spaltungskonzepten in jeder Hinsicht 
eine Abfuhr zu erteilen und sich eng 
auf der Grundlage einer kontinuier­
lichen Praxis mit relevanten Teilen des 
örtlichen Widerstandes zu vernetzen. 
Das bayerische Landeskonferenz-lnfo, 
daß sich seit dem 4.2." Radi-Aktiv" 
nennt, willjetzt als Zeitung bundesweit 
expandieren und alle wichtigen Infos 
von vor Ort verbreiten, was wir auf das 
Schärfste begrüßen. 

Bestellt werden kann bei : 
NlGA 
c/o Anita Aschenbrenner 
Keßlerplatz 15 



Endlagerung 

Dlrekte Endlagerung • • e zur 
·Keine A\ternat\V WAA 
Der Anfang: Scheinbare Offenheit 

Ursprilng)icb sollte die Direkte Endla· 
aeruns (DB) nach offJZieDen Aussagen 
als Alternative zur Wiederaufarbeitung 
untersucht werden. Der Anstoß dazu 
kam vor allem: 
1) vom Gorleben-Hearing Mlrz/ April 

1979. Ministerpräsident Albrecht. be· 
harrte danach in ~er Regierungser­
kllruna vom 16. Mai 1979 zwar auf 
"deT lfclteThdutechnllchen RetllllkT­
IHzTUit" der Wiederaufarbeitun&, for­
derte jedoch auch die Untersuchung 
von Alternativen und die Aufschie· 
bung der endgültigen Entscheidung 
fl1r den großen Einstieg in die Wieder­
aufarbeitung. 

2) vom DGB, der etwa zur gleichen Zeit 
u.a. unter Hinweis auf fehlende Sich· 
erheits- und Arbeitsschutzanalysen, 
die besondere Problematik von Repa· 
raturen und auch die hohen Kosten 
als Alternative zur (sofortigen) Wie­
deraufarbeitung die ''rllckhollHzre 
Endlagerung" der abgebrannten 
Brennelemente vorschlug. 

Am 28. September 1979 beschlossen 
die Regierungschefs von Bund und 
Lindern, daß neben der Weiterarbeit 
am Entsorgungskonzept mit Wiederauf­
arbeitung auch die DE untersucht wer­
den sollte, mit dem Ziel, bis zur Mitte 
der 80er-Jahre ein abschließendes Ur­
teil darüber zu flllen, ob letztere "ent· 
ICheidende llcheTheit11näßige YoTteile" 
biete. 

Von Anfang 1981 bis Ende 1984 
wurde sodann, fmanziert vom BMFT 
(ca. SO Mill. DM), der "Forschungs­
und Entwicklungsschwerpunkt Andere 
Entsorgungstechniken" (FESAB) durch· 
gezogen. 

Alibi und Akzeptanz 

I/on Anfang an war aber ersichtlich, 
daß von offizieller Seite 
- kein Interesse an einer wirklich glei· 

chberechtigten Abwlgung der Alter­
nativen bestand, sowie 

- FBSAB auch und vor allem zur Ak· 
zeptanzerhöhung der Kernenergie die­
nen sollte, indem einer der besonders 
umstrittenen Punkte, die Wiederauf· 
arbeitung, scheinbar .in Frage gestel· 
lt wurde. 
Die mangelnde Ernsthaftigkeit dea 

Unternehmens ist bereits aus der knap­
pen Terminierung und dem • gemessen 
an dem im Nuklearsektor sonst "Qblich· 
en" • knappen Budget zu ersehen. Eine 
Ungleichbehandlung der Alternativen 
lt~t freilich bereits in der Formulier-

Brennelemente Im IAgeTbecun 

ung der Regierung.schefs, die DB sei auf 
"entlcheidende lfcherheium4ßige YoT­
tetle" zu untersuchen (bei nur geringen 
Vorteilen würde also automatisch der 
Wiederaufarbeitung der Vorzug gege­
ben). 

Die Frage der Akzeptanz spielte so­
wohl fl1r den DGB als auch für Minister­
präsident Albrecht eine wichtige Rolle. 
Albrecht wollte, wie sich bald darauf 
zeigte, zunächst Zwischen- und Endla­
ger vorantreiben, und brachte die W AA 
1982 wieder ins Spiel Der DGB hoffte 
grundsätzlich, durch vorlluflgen Verzicht 
auf Wiederaufarbeitul'll den sonstigen 
Ausbau des Atomprogrammes zu sich­
ern; auf die "RDckholbarkeit" der end­
gelagerten Brennelemente wurde großer 
Wert gelegt, um die Möglichkeit einer 
apiteren Wiederaufarbeitung offenzuhal­
ten. 

Nach der Wende: Immer klarer fnr 
die Wiederaufarbeitung 

Nach der Wende verlor FESAB noch 
einiges an offiziellem Stellenwert. Dies 
beltltigt einmal mehr die Erfahrung, daß 
die •• Alibilcation" eine eher sozialdemo­
kratische Taktik ist, wlhrend CDU/CSU 
mehr zu brutalen Durchsetzunpverfahren 
neigen. 

Am 3. April 1984 stellte der Under­
ausschuß Atomkernenergie fest, daß an· 
dere Entsorgungstechniken aus heutiger 
technischer und rechtlicher Sicht nicht 
zum Nachweis der Entsorgungsvorsorp 
in Betracht Jtimen. Die Direkte Endla­
gerung sei nur fl1r solche Brennelemente 
interessant, für die die Entwicklung ei­
ner eiaenen Wiederaufarbeitunptechnik 
wirtschaftlieb nicht 'fertretbar teL 

Innenminister Zimmermann erkllrte 
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. ~-· Modellskizze der Konditionierungs· 
anlageder NUKEM/DWK 

auf der Jahrestagung Kerntechnik am 
24. Mai 1984 schließlich, daß nicht da­
mit zu rechnen sei, "daß eine direkte 
Endlagerung den Vo"ang vor der Wie­
deraufarbeitung erhalten wird." Eine 
wichtige Rolle spielt für die Bundesre­
gierung das Verwertungsgebot in § 9a 
Atomgesetz, aus dem herausgelesen wird, 
daß Wiederaufarbeitung vorgeschrieben 
sei. Mit Zimmermanns Erklärung wurde 
FESAE weitgehend zur Bedeutungslo­
sigkeit verurteilt, zu einem Zeitpunkt, 
zu dem die Ergebnisse überhaupt· noch 
nicht vorlagen. Es soll nun offensichtlich 
njchr mehr darum gehen, eine Alterna­
tive zur Wiederaufarbeitung zu entwick-

eln, und dann einen Vergleich mit fol­
gender "entweder-oder" -Entscheidung 
durchzuführen, sondern nur noch darum, 
für spezielle Brennelemente (z.B. die er­
ste Generation plutoniumhaltiger Misch­
oxid (MOX) -Brennelemente aus LWR, 
oder auch HTR-Brennelemente) eine er-

. gänzende Variante zu schaffen. 
Die SPD hat im Mai 1984 ·einen Par­

teitagsbeschluß gefaßt, der die. Wieder­
aufarbeitung ablehnt. Ihr früheres Ver­
.halten als Regierungspartei sowie die 
Tatsache, daß im Länderausschuß füi 
Atomenergie auch alle SPO-regierten · 
Länder (außer Bremen) den Beschluß 
vom 3. April 1984 unterstützen, lassen 
Zweifel an der Ernsthaftigkeit dieses 
"Schwenks" verständlich erscheinen. 
Am 23. Januar dieses Jahres hat sich 
dann die Bundesregierung endgültig ge­
gen die DE ausgesprochen. 

Trotz der z.zT. klaren Bevorzugung 
der Wiederaufarbeitung ist aber damit 
zu rechnen, daß in nächster Zeit eine 
Konditionierungsanlage für DE errichtet 
wird, um die oben erwähnten Sonder­
Brennelemente zu behandeln - wahrsch­
einlich an jenem WAA-Standort (Wack­
ersdorf oder Dragahn), der bei detl\. Wett­
lauf um die W AA "unterliegt". Damit 
wird auch die Möglichkeit, die DE spä­
ter aus taktischen Gründen wieder melu 
in den Vordergrund zu stellen, offenge· 
halten~ 
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Zur Einschätzung 
Endlagerung 

Rein technisch gesehen ist die direk­
te Endlagerung, im Gegensatz zur Wie­
deraufarbeitung, ein Verfahren, das 
durch den Verzicht auf Plutoniumab­
trennung insoweit keine Weichenstellung 
zum Schnellen Brüter (sowie der Option 
der Atomwaffenherstellung) mit sich 
bringt. Politisch und wirtschaftlich ge­
sehen kann sie aber innerhalb einer Stra­
tegie, die sehr wohl auf Einstieg in die 
Brüterwirtschaft und langfristigen Ausbau 
des Atomprogrammes hinzielt, dennoch 
eine wichtige und gefährliche Rolle spie­
len: 
I) durch Akzeptanzförderung: Bei (schei­
nbarem oder tatsächlichem) Zurückstel­
len der Wiederaufarbeitungspläne und 
lautstarker Propagierung der DE kann 
der Eindruck entstehen, das Schlimmste 
sei schon mal verhindert, und der Wider­
stand geschwächt, evtl. gespaltenwerden. 
Zu einem der Atomlobby geeigneten 
Zeitpunkt werden dann die alten Plä­
ne wieder hervorgeholt. 
2). als vorübergehendes Mittel zur Kos­
tensenkung: Rückt der Zeitpunkt, ab 
dem Brütereinsatz in großem Maßstab 
geplant ist, noch weiter gegen die Mitte 
des 21. Jahrhunderts, wird auch Pluto­
nium in großen Mengen erst später be­
nötigt. Da damit gerechnet wird, daß die 
Konditionierung zur DE erheblich billi­
ger kommt als die Wiederaufarbeitung, 
könnte die DE als billige Zwischenlö­
sung eingeplant werden. Dadurch könnte 
die Atomindustrie sogar einen "längeren 
Ateni" bekommen und sich finanzielle 
Spielräume schaffen. Auf die Rückhol­
barkeif könnte dabei u.U. völlig verzich­
tet werden, wenn die Atomlobby damit 
rechnet, später noch genug .. frischere•• 
Brennelemente ( in denen noch nicht 
der Großteil des PU-241 zerfallen ist) 
für die Wiederaufarbeitung zur Vefügung 
zu haben. 

Insgesamt ist angesichts dieser tlber­
legungen aber nicht auszuschließen, daß · 
es auch einer CDU/CSU-Regierung in den 

II 
i; 

Kram passen könnte, die DE wieder in 
den Vordergrund zu schiehen. 

Festzuhalten ist noch, da1\ die DE 
keinen raschen Zugriff auf waffenfähiges 
Material ermöglicht und damit jedenfal­
ls kurzfristig die Option der Atombe­
waffnung nicht näherbringt. Durch die 
in der BRD bereits vorhandenen PU­
Mengen (bei Alkern in Hanau lagern 
z.Zt. bis zu 3 t, eine Erweiterung des 
Lagers ist geplant) wird dieser Punkt al­
lerdings stark relativiert: Die Option ist 
beute bereits nahe genug! 

Die Sicherheitsprobleme im Endlager 
sind bei Wiederaufarbeitung und DE in 

. etwa vergleichbar; bei der DE kommt 
allerdings hinzu, da1~ das Endlager ein 
potentielles "Plutonium-Bergwerk" dar­
stellt. 

Bei den oberirdischen Anlagen und 
Vorgängen stellen sich bei der Konditio· 
nierung zur DE einige Probleme der Wie­
deraufarbeitung in geringerer Schärfe 
(z.B. Pu-Abzweigung; Unfälle durch 
Brand, -Explosionen, Kritikalität, Stör­
ungen bei der Abgasreinigung); die An­
lage ist weniger komplex. Bestehen blei­
bt aber der grundsätzliche Punkt der La­
gerung und Hantierung eines großen ra­
dioaktiven Inventars an einem Standort. 
Transporte vonabgebranntem Brennstoff 
sind in beiden Fällen in gleichem Maße 
erforderlich. Bei DE wird kein Plutoni­
um in abgetrennter Form oder als MOX 
transportiert; aufgrnnd des höheren An­
reicherungsbedarfs dafür mehr Uranhexa­
fluorid. Die deutlich geringere Komplex· 
ität gilt im übrigen auch nur für das heu­
te bevorzugte Referenzverfahren (Ver­
packung unzerlegter Brennelemente). 

Die auf der Jahrestagung Kerntechnik 
im Mai 1984 vorgetragenen ersten Er­
gebnisse von FESAE zeigen bei der 
Strahlenbelastung von Bevölkerung und 
Personal während des Betriebes der 
Anlagen deutliche V orteile der DE; zur 
Langzeitsicherung des Endlagers Wlll'­
den noch keine Resultate präsentiert. 

Bei beiden Varianten bestehen große 
Sicherheitsprobleme; die Langzeit-Sich­
erheit des Endlagers ist in beiden Fällen 
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Abb. 1: Für den Systemvergleich konzipiertes Referenzkonzept 
der Direkten Endlagerung (schematisch). 

nicht gewährleistet. Dieser entscheiden­
de Punkt darf nie vergessen werden, 
wenn man/frau über relative Vor- und 
Nachteile der einen oder anderen Vari­
ante spricht. Aus aß dem leite ich fol­
gende Vorschläge für die Position der 
Anti-AKW-Bewegung zur DE ab: 

Vorschläge für die Haltung der 
Anti-AKW-Bewegung zur DE: 

1) Ablehnung der direkten Endlagerung 
- auch durch sie wird die Atomener­
gie nicht "akzeptaber•. 

2) Festhalten an dem Grundsatz: An der 
Entsorgungsdiskussion beteiligt sich 
die Anti-AKW-Bewegung konstruktiv 
erst nach der endgültigen Stillegung 
aller Atomanlagen. 

3) Es muß aufgezeigt werden, daß bei­
de Varianten eine große Gefährdung 
darstellen, und die offiziellen Angaben 
in beiden Fällen beschönigend sind. 
Das ist wichtiger als die relativen Un­
terschiede. 

Neue hydrogeologische Untersuchun­
gen zum geplanten Endlager in Gorleben 
widerlegen eine "Eignungshöffigkeit" 

des Salzstockes. Mehrere Salzspiegelboh­
ru~n in GoHy 1302 und 1303-und 
Pumpversuche in GoHy 2320 ~igten 
eipe noch heute andauernde Subrosion 
(Salzauflösuag)durch mendesGiiind· 
w~Linm~ es Salzstockes. In ei­
ner Erklärung des S - Bundestagsabge­
ordneten Peter Struck und dem nieders. 
SPD-Landtagsabgeordneten Heiner 
Kreuzer heißt es: die vorläufigen Er­
gebnisse der sogenannten Satzspiegel· 
bohrung hätten zu Skepsis über die 
mögliche Eignung Anlaß gegeben. Es zei· 

4) In dem z.Zt. besonders aktuellen 
Kampf gegen die Wiederaufarbeitung 
ist es nur dann zulässig, mit gewissen 
relativen Vorteilen der D E zu argu­
mentieren, wenn kein Widerspruch zu 
Punkt 1) - 3) besteht. 

5) Eine düferenzierte Betrachtungsweise 
wird allerdings bei der Verknüpfung 
von ziviler und militärischer Atom­
technologie erforderlich sein, u.a. 
auch im internationalen Rahmen (z.B. 
in Zusammenhang mit dem NPT). 
Hier ist Wiederaufarbeitung eindeutig 
als problematischer einzustufen. (Da­
bei darf aber nicht vergessen werden, 
daß mehrere Tonnen abgetrenntes Pu 
in der BRD bereits existieren.) 

ll.Ablauf und Entwicklung des 
Projektes unter SJ)C!Zieller Be­
rücksichtigung der lC.onditionie­
rungsantage 

ge sich jetzt, daß die Entscheidung der 
Bundesregierung vom Juli 1983,mit der 
unterirrdischen Erkundung des Salz­
stocks zu beginnen, vorschnell getroffen 
sei. Die Bundesregierung lehnte die SPD­
.f9r4erii.U. iPl. Bundestag, eiiie weitere 
pntentieJJeEndlagerstätte zu unersuchen, 
ab. -

Der CDU-Landtagsabgeordnete Grill 
äußerte sich optiznistisch: es sei keines­
falls erwiesen, daß der Salzstock filr End­
lagerzwecke ungeeignet sein würde. Zur 
Zeit fmden, wie von der PTB bestätigt, 
noch weitere Salzspiegelbohrungen statt. 
Das teilte auch der nieders. Minister filr 
Bundesangelegenheiten Hassetmann im 
Landtag den Grünen mit, die einen An· 
trag stellten, demzufolge das Land 'den 
Bund offiZiell daraufhinweisen soll, 
daß weitere Ausgaben filr das Endlager 
nicht mehr zu rechtfertigen sind und ei­
ne Verschwendung von Steuergeldern 
darstellen. 

Endlagerung 

1. Ablauf des Projektes 
Projektphase i ( 1981 bis Mitte 1982): 
Bearbeitung mehrer Konzepte fllr - Kon­
ditionierung ( ca. 10 Verfahren wurden 
näher untersucht, angefangen beim ein­
fachen Verpacken intakter Brennelemen­
te bis hin zum Auslösen des Brennstoffs 
znit nachfolgender Ventlasund. ly " 

Anband emer sog. "Nutzwertana 1e 
wurde dann am Ende von Projektphase 
I jeweils ein Referenzkonzept ausge­
wählt. Auswahlkriterien waren: sicher­
heitstechnische Aspekte, technische Rea­
lisierbarkeit, Kosten, Aufwand filr Kern­
materialilberwachung,Rohstoffve~bar­
keit. 

Angesichts der Situation des Pro­
jektes - Zeit - und Kostendruck - muß 
bezweüelt werden, ob denn die "sich­
ersten" Lösungsansätze auch tatsächlich 
ausgedachtbzw. weiterentwickeltworden 
sind. Jedenfalls wurde in'd~rProjektphase 
"in er~ter Linie techntlch einfache Kon­
zepte weiterve'l'folgt, von denen ange­
nommen werden konnte, daß deren tech­
nilche Realillerbarkeit bil zumAbschluß 
de1 Projektel, d.h. bil Ende 1984, beur­
te.ilt und nach Möglichkeit auch nachge· 
wie1en werden kann." (aus: atw 8-9/ 
1984. s. 460). 
Bete~eFirme~ruppen~j~ktB!UPpt 
Entsoreqngstechniken (PAE) im KfK, 
Aufgabe: Koordination und Vorberei­
tung des Systemvergleichc;s. Nukem/ 
DWK: Entwicklung der Endlagerbehäl­
ter und der Konditionierungstechniken. 
DBE: Planung des Endlagers in Anleh­
nung an Gorleben. KWU: Verhalten des 
abgebrannten Kernbrennstoffes bei der 
Endlagerung. Weitere Firmen /Gruppen 
arbeiteten an speziellen Einzelfragen, 
wie z.B. BGR, EWI, GUW, KFA, Noell, 
PSE, TN, TU Berlin, Batelle u.v.a. 

2. Das ausgewählte Konzept 
(Referenzkonzept) 

Als Konditionierungsverfahren wurde 
das Verpacken unzerlegter Brenneleme~ 

Filr die zweite Jahreshälfte 1985, Q.der 
filr das · eben sich 
die SPD-P · · eine neuerliche ö-
rung (mal wieder nen JS n Bilrgerdia­
Iüili'eiben, d.S.) und öffentliche Diskus­
sion~erbisherigenErtundUIIgS8~buisse. 

Die ursprüngliche Erwartung, daß det 
Salzstock durch ein dic)ltes Deckgebirge 
gegen jede BerOhrung znit Grundwasser 
abgeschirmt sei, ist soznit nicht bestitigt. 
Filr die PTB in Braunschweis ist das 
kein Grund zur Skepsis. Bei den Sich­
erheitsbetrachtuqen nach der Stme­
gung des EndlapiJ wurde ein w..-rein­
bruch als delik,bar Unterstellt, erliuterte· 
die Behörde. Bei derartigen Störflllen, 
soll die Radioaktivitit anaeblich nur im.· 
zulisajgen Maß in die Biosp~ freige­
setzt werden, spekuliert die PTB. F8r un· 
seren werten Ministerprisidenten sind 
die Bohrergebnisse prinzipiell nichts 
Neues. Er bezeichnete die Ablaugungen 
im S~ock als unbedeutend. 
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te aussewihJt. Ein Endlagergebinde in 
seiner Gesamtheit ist in Abb. 1 zu sehen. 
In der Konditionierungsanlage werden 
die Brennelemente aus den Transport­
behälten entnommen. Drei unzerlegte 
BE werden in einen dünnwandmen Be­
h"iiter, die sog. Trockenlagerbüchse (T 
L'BT, gasdicht eineeschweißt. Dadurch 
soll verfimdert werden, daß die währ· 
end des Einsatzes im Reaktor entstan­
denen flüchtigen Spaltprodukte ( Tri­
tium, Krypton 85, Jod 129 ) während 
der Betriebsphase des Endlagers freige­
setzt werden. D~se Trocken~aer!;l.Yc.hse 
muß dan"! = ~=~en Endlag_er­
bchälter elDgebANwerd;n. Er ~teht 
w dem Grundkörper ( der die mecha­
nisch.e Stäbiiftlit des Endlagerbehälters 
gegenüber dem Gebirgsdruck leisten soll) 
~einem Korrasionssc:~wtz ( der für 
den Fall eines Laugenzutrittes eine 
etwa 500-jährige Barrierenfunktion über­
nehmen so I~ • .\)h• Arbeiten miissen fern­
bedient in heißen Zellen au eführt wer­
den. r n agerbehälter soll zum gu­
tenSchlu1\ von einer verlorenen Ab­
schirmung aus Sphäroguß GGG 40 um­
geben werden ( Endlagergebinde). Ein­
zelheiten des Endlagergebindes: Dosier­
leistunl! 200 mrem/Stunde an der Be­
hälteroberfläche, I 0 mrem/Stunde in I 
Meter Abstand; länge ca. 6 Meter, 
Our~hmcsser 1,4 m. C.ewicht ca. 53 

Tonnen (davon sind 1,6 Tonnen die 
drei Brennelemente vom Biblis-Typ 
(Referen7>konzept); Wärmeleistung des 
Gebindes 2 400 Watt. In der Koncli­
tionierungsanlage mit einem Durchsatz 
von 700 t Schwermetall/Jahr sollen 
plo Jahr 437 Gebinde hergestellt wer· 
den. Ein spezieller Behälter für den 
Transport von der Kondltlonierungsan; 
~e zum Endlager ist von der Firma 
•• ransnüklear" bereits konzioiert WM· 
den. Das gesamte Endlagergebinde kann 
JeGOch auch als Typ-8-Behlilter gesaltet 
werden, der auf öffentlichen Verkehrs. 
wegen transportiert werden darf, Er­
gänzend zum beschriebenen Konzept 
des Verpackens von drei ganzen Brenn­
elementen wurde noch das Verpacken 
von in Brennstäbe zerlegten Brennele­
menten bearbeitet. Auf diese Weise pas­
sen etwa acht BE in ein Endlagergebinde. 

3. Abfälle bei der Konditionierung 

Bei der Konditionierung von BE ent­
stehen feste, flüssige und gasförmige Be­
triebsabfalle. Die wesentlichen Aktivi­
tätsquellen sind: 
- Korrosionsprodukte von der äußeren 

BE-Oberfläche, die in Form von Fest­
partikeln anfallen können. 

- Freisetzungen aus defekten Hllllrohr­
en, insbesondere Spaltgase und flUch-

tige Stoffe sowie Spuren von Fest­
partikeln unter Störfallbedingun&en. 
Die von den FESAE-Leuten unter­
stellte Hllllrobrschade~'!~te ~tri,gt 
maximall %. 
Verbteltleüae Ablagerungen in den 
Transportbehüten aus der Seladung 
der Transportbebliter in den Becken 
der AKW und nachfolgender Entleer­
ung und Troclcnung. 
Daneben fallep in als gering angenomme­
nen Maß Abfille aus dem sog. Rework 
an, d.b. wenn BE nicht einwandfrei 
endkonditioniert worden sind und wie­
der geöffnet und erneut konditioniert 
werden müssen. 
Die in der Anlage freigesetzten Spaltgase 
werden ohne Rückhaltung in die Umge­
bung geleitet. Die festen und flüssigen 
Abfille werden zementiert. 

Und so soll sie aussehen, die Kondi­
Üonierungsanlage, die fi1r viele 1 ahre et­
wa 245 Leuten (incl. Sicherungsperso­
nal) einen mehr oder weniger beißen Ar­
beitsplatz zur VerFugung stellen kann. 
Ein Baustrukturplan ist auch schon fer­
tig. 
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Kaikar-

Weder schnell 
noch Brüter 

Die Kalkar- Anhörung vom 4. 12. 
84 zur Verändern~ des Brüterkems 
brachte an die Öffentlichkeit, was 
Betreibem, Atomindustrie 
und den unverantwortlichen Politi­
kern seit über 12 Jahren bekannt 
ist: Der Schnelle Brüter Kaikar ist 
kein Brüter, d.h. er erbrütet kei­
nen Plutonium- Gewinn. Dieses öf­
fentliche Eingeständnis macht die 
Genehmigungsvoraussetzungen (der 
Reaktor sollte als Demonstrations-

kraftwerk beweisen, daß "Brüten" 
möglich ist) zunichte. Trotzdem 
soll Kalkar nach neueßten Plänen 
1987, 15 Jahre nach Bau beginn, 
ans Netz gehen. Da trotz Verlust 
der Bruteigenschaften dennoch das 
Uran im Brutmantel in das extrem 
waffentaugliche Plutonium 239 
umgewandelt wird, produziert erst­
mals ein Nicht- Atomwaffenstaat 
erstklassiges Waffenp1utonium. 

Mark I A • Abschied vom BrOter 

1983 unterrichtete die Schnelle­
Brüter- Kernkraftgesellschaft (SBK) 
die Genebmigungsbehörde, daß sie die 
BrUterkernanordnung (Mark I) zu än­
dern gedenke. Bei der jetzt vorgesehe­
nen Abwandlung (Mark lA) werden die 
Plutonium- Elemente von 840 kg auf 
1.181 kg aufgestockt. Als Grund werden 
ökonomische V orteile angegeben, die 
jedoch nie speziftziert wurden. Mit 
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dem neuen Kern haben sich die 
,.Sicherheits '~igenschaften weiter ver­
schlechert, im Falle eines Unfalls wird 
doppelt soviel Radioakivität austreten, 
die 4 - S mal so lange die Landschaft 

verseucht. Die Genehmigung von Mark 
lA bedeutetjedoch die Aufgabe der Brut­
eigenschaften des SNR 300. 

Die Aufgabe der Bruteigenschaften 
von Kalkar ist nicht neu, sondern immer 
verschleiert worden. In der Entwicklungs­
phase ·des SNR 300 Anfang der siebziger 
Jahre hatte das RWE als Auftraggeber 
darauf bestanden, die Brutrate aus Ko­
stengründen unter 1 zu belassen, was zu 
Auseinandersetzungen mit dem Kernfor­
schungszentrum Karlsruhe (das den Brü­
ter konzipierte) fllhrte. Das von Karls­
ruhe anvisierte Hauptziel der Plutoni­
um- Produktion war mit einer optima­
len Energiegewinnung, an der das RWE 
Interesse hatte, nicht in Einklang zu 
bringen. (2) Anfang 1979 veranlaßte die 
SBK einekostengünstigere nicht brütende 
Auslegung des R~aktorkerns. In den An­
tragsunterlagen wurde jedoch an der 
Bruteigenschaft festgehalten und dies 
wurde auch beim Erörterungstermin 
im März 72 der Bevölkerung vorgestellt. 
Im Dez. 72 wurde flir diesen Antrag die 
erste Teilerrichtungsgenehmigung (TEG) 
erteilt, flir alle weiteren TEGs wurde 
ebenso von dieser Bedingung ausgegan­
gen, d.h. Kalkar wurde unter vollkommen 
falschen Voraussetzungen genehmigt 
und es wurden Milliarden an Forschungs­
mitteln und Steuergeldern für eine 
Technologie eingesackt, die mit dem 
V ersuchsbrüter im Kernforschungszen­
trum bereits vorhanden war. 

Eine Offenlegung der KonzeP.tände­
rung zu jener Zeit hätte die der 0 ffent· 
lichkeit vorgegaukelte Fiktion vom 
Schnellen Brüter, der flir unbegrenzte 

Zeit zu niedrigste Kosten Energie lie­
fert, indem er mehr Plutonium erbrü­
tet als verbraucht, zum Platzen ge­
bracht. Das mittlerweile offenbar gewor­
dene finanzielle Deslßter gesteht die 
Energiewirtschaft heute öffentlich ein: 
" Das reichliche Uranangebot •. , und die 
gesunkenen Uranpreise machen die Brü­
tertechnoligie auf absehbare Zeit ohne· 
hin nicht erforderlich" .•. "die Stromer-

zeugungskosten sind zu hoch, um mit 
Leichtwasse"eaktoren konk~ren. .• " 
,.Eine Entscheidung über den Nachfolge­
typ wird vor 1989 oder 1990 nicht 
notwendig"(3), d.h. vor dem Jahr 2000 
wird aus plaperischen Gründen kein wei­
terer Brüter auf dem Boden der BRD er· 
richtet. 

Abschied genommen hat die Energie­
wirtschaft außerdem von der hoffnungs­
los veralteten Technologie des Kalkar­
Brüters. Sollte in der BRD noch einmal 
ein internationaler Brüter errichten wer­
den, so wird dies nach den Plänen des 
RWE ein aufgemotzter "Superphenix" 
sein. Die hier aufgezeigte Entwicklung 
macht die Forderung "sofortiger Stop 
von Kalkar" aktueller und berechtigter 
denn je. Kalkar erfüllt noch nicht einmal 
die einstmals benannten Kriterien der 
Energiewirtschaft, hier wird an einer 
maßlos gefahrlichen, technologisch ver­
heerenden und zur Stromerzeugung voll­
kommen unwirtschaftlichen Technologie 
festgehalten, bestenfalls aus irrationalem 
Technologiewahn,zu einem bedeutenden 
Teil aus politisch/militärischen Erwägun­
gen. 

Der SPD flllt der 
Abschied schwer 

"Eine handfeste ökonomische Not­
wendigkeit sehe ich in seiner Fertigste/· 
lung nicht mehr ... Die Brütertechnolo­
gie als Beitrag zur Oberwindung drohen· 
der Uranknappheit hat vor dem Jahr 
. 2000 überhaupt keine Anwendungschan­
ce auf größerer Breite ... ", doch "wir 
wollen ihn zu Ende bauen, auch wenn 
er im Jahr 2000 womöglich ins Muse· 
um. gehört • . Wenn das herauskommt, ist 

es auch keine Tragödie. Wir haben 
dann immerhin technologische Erfah· 
rungen gesammelt.", so der flir die Be­
triebsgenehmigungvon Kalkar zuständige 
nordrhein- westfalische Wirtschaftsmini­
ster J ochimsen 1981 in einem Spiegel­
Interview. Diese "Nein, aber" Philoso­
phie, die schon Generationen von SPD­
Forschungsministem an Kalkar weiter­
bauen ließ, hat sich trotz SPD- Ausstieg 
aus der Plutoniumwirtschaft nicht geän-

€lert. Während Ministerpräsident Rau die 
Tolerierungsforderung'en der Grünen, 
u.a. "Stop Kalkar " als "aUmlihUch über­
geschnappt" bezeichnet, stellt Jochim­
sen fest, daß jir die Weiterjihrung der 
Schnelle-Brüter-Technologie flUch im 
Internationalen Rahmen .•. •• aeaenwärtia 
und wohl auch rurdie nächsten drei oder 
vier Jahrzehnte ein Bedarf an dieser Re­
aktorlinie nicht besteht. Zudem hat sich 
auch im internationalen Rahmen die u,.. 
sprüngliche Hoffnung llUf außerordent­
lich niedrige Stromerzeugungskosten ••• 
nicht. bestätigt .• Vor diesem Hintergrund 
hat sich der SNR 300 ••• eher als ein Ent­
wicklungsvorhaben erwiesen und nicht 
als Demonstrationnorhabenjir die kom­
merzielle Nutzung.,(4) Während Jochim­
sen in seinen ., Positionen lind Perspek· 
tiven zur EnergiepQ).itik in Nordrhein­
westfalen" berechtigt zweüelt, ob ange­
sichts der damit verbundenen Risiken 
),die Nutzung der Kernenergie auch 
langfristig verantwortet werden kand' , 
spielt er mit seinen Schlußfolgerungen 
den Betreibern objektiv in die Hände. 
Denn die .,Positionen " legen ebenso 
fest, daß die Atomenetgie "äußerst be· 
hutsam " ausgebaut werd~n solle, weil 
die "unbestreitbaren" Chancen dieser 
Technologie genutzt werden müßten (S) 
Ein Widerspruch zu den Betreibern er-
gibt sich weder bezüglich des zeitlichen 

Horizontes flir den weiteren Ausbau 
noch bei der dalur benutzten Rechtferti­
gung "diese wichtige Technologie muß 
erhalten und weiterentwickelt werden ·: 
so auch der RWE- Experte Spalthoff.(3) 

Anmerkungen 

(t J Gutachten R. Donderer f. Er6rterung 
(2) Aufrtleg und KriiiJ der deutschen Atom-

wirtschllft, J. Rsdk11u, R11inbet:k, 1983 
(3) HAZ v. 13.12.84, FR v. 10.12.84 
(4) SZv. 14.12.84 
(5) TIIZ v. 6.12.84 

BE - Brennelem11nte 
SB - Schn111111r Brüter 
LWR - Lllichtwllllllrtllllktor 

26 Dies sind die gestiegenen Zinsen, hier die Mehrkosten für Fehlplanungen, Bestechungsgelder, ·der Natrtumbrand .•• 
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Setmeiler Brüter SNR 300: • Wesentlich höheres Schadenspotential" 

GAU-verdächtiger Natriumbrand 
Am 22.November letzten Jahres kam 

es auf dem Gelände des fast fertigen 
Schnellen Brüters in Kaikar zu einem 
Brand von 1 OOqm Fläche auf dem Dach 
des Reaktorgebäudes. Zwar hatte dpa 
die Meldung angeblich schon einen Tag 
später erhalten, veröffentlicht wurde sie 
aber merkwilrdigerweise erst am 12. Dez. 
Bei einer Erprobung des Sicherheitssy~ 
tems entzündete sich flllssiges Natrium, 
das durch defekte (Un-) Sicherheitsven­
tile auf das Dach des Dampferzeuger­
hauses gelangt war. Zu dem Feuer kam 
es, als das Natrium mit der feuchten Ab­
deckung . einer Druckgasleitung, durch 
das es entwichen war, in Berührung kam. 
Verstlrkt wurde ea nqch dadurch, daß 
die herbeigeilte Werksfeuerwehr zu· 
nlchst venucbte den Brand mit Wasser 
(!) zu löschen. Dabei wissen im allge­
meinen bereits Siebentkllssler aus dem 
Chenüeuntenicht, daß sieb Natrium 
selbst schon beim Kontakt mit feuchter 
Luft entzllndet. Die in Kalkar. wollen 
nicht einmal gewußt haben, daß es sich 

. Oberhaupt um Natrium handelte, dabei 
mußte ein Sprecher des nordrhein-west-
fllischen Arbeit~ und Sozialministeri· 
ums kleinlaut zugeben, daß der fllr den 
Brand verantwort~che Systemfehler in 

. der Abgasanlage schon im vorangegange­
nen Genehmigungsverfahren negativ auf­
gefallen war. Es ist bezeichnend für sol­
che Genehmigungsbehörden, daß der­
artige Fehler erst nach einem Unfall 
"sehr sorgfältig und gewissenhaft" über­
prüft" werden. 

Dabei hätte es nach Recherchen der 
GRÜNEN, zu der· von den Betreibern 
und Genehmigem immer als völlig aus­
Jeschlossenen abgetanen Explosidn des 
Reaktorkerns kommen können; wenn 
der Brüter bereits in Betrieb gewesen 
wäre. 

Die Betreibenmoa Scbnelle-Brüter• 
Kernkraftwerksgesellschaft (SBK) siebt 
das natürlich etwas anders. Die Herren 
entblödeten sich zunächst nicht einmal, 
die Öffentlichkeit mit der Version eines 
simplen Dachpappenbrandes, entstanden 
bei Schweißarbeiten, fUr dumm zu ver­
kaufen. Dann war von einigen Natrium­
partikeln die Rede,obwobldieGRÜNEN 
herausbekommen hatten, daß es tat­
sieblich zwischen SO und I SO kg Natri­
um waren, die durch die Leitung ins 
Freie entwichen waren. Erst nach und 
nach kam die Wahrheit ans Licht. Er­
klirung für ·die Beinahekatastrophe ge­
treu dem Motto:'Wir konnten ja nicht 

wissen. dalL.'. Jetzt sind sie allerdings 
schon soweit, einzusehen. dat\ die de­
fekten Ventile immer noch nicht soweit 
entwickelt sind, daß sie jemals funktio­
nieren könnten. 

Die SPD in Nordrhein-Westfalen. all· 
en voran Arbeitsminister Farthmann, 
empÖrte sich heftig über die lnforma· 
tionspotitik der SBK. Sie sei .. katas­
trophal und und nicht akzeptabel und 
fördere nicht das Vertrauen der Bürger 
in die Atomindustrie." 

Nach dem Brand in Kaikar scheint die 
von der SBK für Frül\iahr 198S erhof­
fte erste Betriebsgenehmigung auf alle 
Fälle erstmal in etwas weitere Ferne 
gerückt. 

Farthmann wurde wegen seiner Äus­
serungen von der Rechtsregierung in 
Bonn vorgeworfen "die Unwahrheit" 
gesagt zu haben, doch Farthmanns Äuße~ 
rung zeigt, daß es der SPD vorrangig um 
die Akzeptanz der Atomenergie geht und 
gesundes Mißtrauen gegenüber der SPl> 
nach wie vor angebracht ist. 
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Spezielle 
Gefährlichkeit 
Schnelle Brüter 

Schon ein 1 Omillionstel Gramm PlU­
tonium (Pu) genügt, um bei einem Men-

. !leben Lungenkrebs auszulösen, im Brliter 
Katkar sollen ca. 600 kg Pu erzeugt wer­
den. Das darin enthalteneGefahrenpoten­
tial läßt sich verdeutlichen, wenn frau 
annimmt, daß allein das in den BE ent­
_haltene It:tvent8r an Pu 239 g)eichinWg 
in einer 10 cm dicken Luftschicht über 
die ganze BRD verteilt wird, so wUrde 
der maximal als Dauerbelastung zulässi­
ge Wert um das Zehntausendfache über­
troffen. Der Brüter ist technologisch 
noch viel schwerer zu bewältigen als ein 
LWR. Während beimLWR bei Überhit­
zung des Reaktorkerns (z.B: durch Aus­
dampfen des Kühlmittels) die nukleare 
Kettenreaktion aus physikalischen Grün­
den zum Stillstand kommt, wächst sie 
beim Brüter explosionsartig an, dabei 
kann es zu so großen mechanischen Ener­
giefreisetzungen kommen, daß der Re­
ak tortank und die darin befindlichen me­
terdickenBetonumhüllungen bersten und 
das radioaktive Inventar des Kerns in die 
Atmosphäre freigesetzt wird, insbeson­
dere verdampft das Pu, so das große 
Mengen dieser Substanz schnell und· 
weitgehend ungehindert ausströmen kön­
nen. Explosionsartige Freisetzungen die­
ser Art sind im LWR nicht möglich. 

Die (Kritiker) Forschungsgruppe der 
Enquete- Kommission errechnete bei so­
fortigem Bersten des Reaktortanks (Be· 
the- Tait-Unfall) 2,7 Mio spätere To­
desfälle, die Zahl der Spättoten ist etwa 
20mal größer als beim sch.limmsten 
Kernschmelzunfall im LWR. In einem 
Modell fUr eine Bethe-Tait-Unfall wur­
de erre'chnet, daß in einem Gebiet von 
40.000 Quadratkilometern keine Milch­
wirtschaft ~ehr möglich ist, Nahrungs­
mittelanbau auf einer Fläche von 26.000 
Quadratkilometern auf Jahrzehnte ver­
boten werden muß. Die Landverseuchung 
k.lingt bei LWR nach ISO Jahren aufein 
Zehntel ab, beim Brüter wegen der lan­
gen Halbwertzeit der Pu-Freisetzuns 
kaum. 

Diese Unfälle liegen nicht· im Be­
reich der Wahrschein.lichkeit mathemati­
scher Berechnungen, sie waren bereits 
zweimal Wirk.lichkeit. 1955 schmolz in 
den USA der lur heutige Maßstäbe win­
zige Kern des Experimentellen Brut-Re­
aktors (EBR I) zusammen. 1966 ein Teil 
des Kern bei einem Bethe- Tait- Unfall 
im Versuchsreaktor Enrico Fermi (USA). 
Auch in Katkar wäre ein solcher Unfall 
durch den Natriumbrand, also den Ver­
lust des Kilhlmittels, Wirklichkeit gewor­
den wenn der Reaktor bereits kritisch ge­
worden wäre, 
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WAA 
für Schnelle Brüter 

Mitte dieses Jahres wollen Frankreich, 
Großbritannien und die BRD die ent­
gilltige Entscheidung über den Bau ei­
ner gemeinsamen W AA fUr Schnell­
Brüter BE fällen. Als Standort des Pro­
jekts ist Dou_nreay im Nord~n Schott­
lands ins Auge gefaßt worden. Dort 
steht heute der militärisch genutzte 
Prototyp Brüter Großbritanniens sowie 
eine Klein-W AA ausschließlich für die 
BE des SB. Die geplante SB~W AA 
soll das Material von 4 Reaktoren, 
2 britischen, 1 französischen und einem 
bundesdeutschen aufarbeiten; mit der 
Fertigstellung der Anlage wird in ca. 
1 S Jahren· gerechnet. Dies ist aber bei­
leibe nicht das einzige Projekt dieser 

Art, an dem die BRD sich gerne betei­
ligen würde. Für dieses Jahr ist die In­
betriebnahme der Anlage TOR in Mar­
coule, Frankreich, vorgesehen. Hier 
sollen jährlich bis zu S t SB-BE aufgear­
be\tet werden, "wobei grundlitzltch ge· 
nilgend MiJgltchlcetten ftir dte Entwiclc· 
lung1arbeiten bleiben".( 1' Außerdem 
befindet sich eine . .halfJindustrielle" 
Anlage MAR 600 mit einer Kapazität 
von SO t/a fUr die Entsorgung des Su­
perphenix und zweier weitere 1.500 MW 
SB in einem frühen Planungsst.adium, 
Standort son ebenfalls Marcoule sein. 
Marcoule ist Standort der militärischen 
Wiederaufaibeitung in Frankreich, hier 
steht der militärischgenutzte SB Phenix. 



Die scheinbar harmlose Kennzeichnung 
"halbindustrielle Anlage" läßt den 

Schluß zu, daß die staatliche Agentur 
CEA hier die militärischen Belange 
vertreten wird. ,Jm Rahmen des 
deutschen Entwicklunpprogramml zur 
SB-BE· Wiederaufarbeitung ist der Bau 
einer Anlage MILLI II vorgeschlagen 
worden, die bei flexibler Auslegung 
12 • 15 t ... durchsetzen könnte". (1) 

Begrenzte Erfahrungen 

Die Wiederaufarbeitungserfahrungen 
von SB-BE sind äußerst gering. Die Wie· 
deraufarbeitung des ausschließlich mi­
litärisch genutzten Brütermantels unter­
liegt in Frankreich und GB der Geheim· 
haltung, bekannt ist, daß Mantel-PU in 
Marcoule und La Haguc sowie in Doun­
ray abgetrennt wurde. 
Mehr ist bekannt über die Wiederauf­
arbeitung des Brüterkems (Core), von 
dem insgesamt ca. 30t aufgearbeitet 
wurden. 1 Ot davon waren schwach ab­
gebrannte BE in Dounreay, die dortigen 
Erfahrungen sind auf die Abbrandraten 
anderer, stromerzeugender Brüter nicht 
übertragbar. In La Hague und Marcoule 
wurden ca. 16t , in der Karlsruher An· 
Iage "Milli I" ca. 30kg aufgearbeitet. 

Die geringen Erfahrungen zwin· 
gcn zur Anleihe bei der Wiederaufarbei­
tungstechnologie für LWR-BE, doch die 
Besonderheiten des SB-Brennstoffes 
werfen nach wie vor größte Schwierig­
keiten auf. Ein Grund ist die erforder­
liche kürzere Abklingzeit bei Brüter-BE 

(eine längere Kühlzeit eieminiert einen 
Teil des Gefahrenpotentials) , zusätzlich 
müssen die Aufschlußarbeiten und die 
Entfernung der Natriumreste von den 
BE noch bei erheblicher Wärmeleistung 
vonstatten gehen, eine höhere Strahlen­
belastung des Lösungsmittels im gesam­
ten Extraktionsprozeß muß behemcht 
werden. Die Menge· zu1rückt>.J leil>en,de:nolllllll 
Abfalls ist wegen der hohen Spaltstoff­
aktivität und Konzentration noch grös­
ser als in L WR-W AA's. 

Kooperation macht's möglich 

Die von der DWK mitherausgegebenen 
'Reprocessing News" sehen eine "weit­

gehende Obereinstimmung der Program­
me in den drei Ländern" (F, GB, BRD), 
die es nahe lägen "die Anstrengungen zu 
koordinieren und zusammenzufassen. 
Dies ist zur Zeit Gegenstand von multi· 
nationalen Verhandlungen." Bekannt­
licherweise nutzen Frankreich und GB 
ihre SB militärisch, die BRD würde mit 
dieser Kooperation erstmals höchst waf­
fengrädiges Pu in alleiniger Zusammen­
arbeit mit zwei Atomwaffenstaaten ab­
trennen. Sowohl Frankreich als auch GB 
unterliegen als Atomwaffenstaaten kei­
ner Euratomkontrolle. GB unterstellte 
seine zivil genutzten Anlagen 1978 
"freiwillig" der Euratom-Kontrolle, der 
der Zugang zum SB Dounreay und der 
W AA Windscale wurde den Euratom­
Kontrolh:un.:u mit der Begründung ver­
weigert, "dies würde ihnen militärische 
Informationen verschaffen, bei denen 

wir gehalten sind, sie nicht zu veröffent· 
liehen ".(2) 
Es ist zu erwarten, daß Frankreich und 
Großbritanien die Kontrolle der An­
lagen verweigern werden - Gelegenheit 
für die BRD, sich unschuldig hinter die­
ser Weigerung zu verschanzen und sie als 
Eintrittskarte in den unkontrollierten 
Atomclub zu benützen. 

Anmerkungen : 
(1 Reproce11ing News , Nov. IJil 
(2) W/SE, Nov. 84 

MOX·Piutoniumkonservierung 

Mischoxid - Brennelemente (MOX- BE), 
mit Plutonium gemischte Leichtwasserre­
aktor-Uranbrennelemente (LWR - BE), 
kosten llNt NUKEM-Geschäftsführer Stoll 
(I) l 0.000 DM pro Kilo, Uran - BE 
kosten 1.100 DM pro Kilo. 
In den AKWs Esensham, übrigheim 
·und Neckarwestheim sind im letzten Jahr 
ein Teil der herkömmlichen LWR - BE 
durch MOX - BE ersetzt worden, weitere 
sollen folgen. Auch in Japan, Frankreich, 
Großbritannien, Belgien und der Schweiz 
sind MOX-Programme gestartet worden -
allesamt Länder, die ihre abgebrannten 
Brennelemente aufarbeiten lassen oder 
eigene W AAs besitzen. Angesichts der un­
gewissen Zukunft aller in den Schubla­
den lagemden Brüter-Pläne stehen die 
Länder, die das in den W AAs abgebrannte 
Pu nicht direkt in ihre Atomwaffen stek­
ken können oder wollen, vor dem Pro­
blem der Aufhäufung ungenutzter Pu­
Arsenale. 
Die Lagerung dieses Pu's wirft große Pro­
bleme auf, eine Verarbeitung zu Brenn­
stoffen muß innerhalb von drei Jahren 
geschehen. 

für den Schnellen Brüter 
Plutonium hat die Eigenschaft spontan 

in AMERICIUM zu zerfallen, einen Gam­
ma-Emitter mit der extrem langen Halb· 
wertzeit von 7650 Jahren. Das aus LWR 
abgetrennte Pu enthält 10-20% Pu 241, 
das sich aufgrund seiner kurzen Halbwert­
zeit (14,6 Jahre) schnell in Americium 
umwandelt. Das Americium läßt die ohne­
hin gefährliche Verarbeitung noch riskan­
ter werden. Bei längerer Lagerung muß 
das Pu daher von Americium gereinigt 
werden, was sehr teuer wird. Die Kosten 
einer zehnjährigen Lagerung von spalt­
barem Pu inclusive Reinigung betragen 
18.000 - 30.000 ~ I kg, der Preis für 
frisches Pu liegt laut Euratom-Bericht 
bei 4.000- 5.000 /SI kg. 
Mit der Verwendung von MOX- BE in 
L WR sollen die Pu-Bestände konserviert 
werden, den Zweck dieser Operation be­
nannte der Direktor der französischen 
COGEMA, Aycoberry, sehr offen:"Plu­
tonium-Recyclierung im Leichtwasse"ea­
ktor erlaubt einen effizienten Gebrauch 
verfügbaren Plutoniums bis zur schweben­
den Realisierung von Schnellen Brütern 
in Serie, die für den Beginn des nächsten 

Jahrhunderts während der weltweiten 
Rezession angekündigt ist." (2) Daß mit 
diesem Pu nicht "billige" Brüter zur Ab­
wendung der Weltwirtschaftskrise be­
stückt werden sollen, sondern die Atom­
waffenarsenale kommender Atomwaffen~ 
generatjonen auf großer Stufe ist am Bei­
spiel Frankreichs bereits heute zu bele­
gen. 
Von dieser Kalkulation profitiert z.B. 
die Hanauer Plutunium-Firma Alkem, 
die ihre MOX- Fertigung von 15 auf 40 tla 
ausbauen will, sowie die COGEMA, die 
ihre Pläne zur Entwicklung der MELOX­
Anlage vorantreibt. Dort soll ab 1990 
ca. 100 t MOX-BE pro Jahr gefertigt 
werden. Die geplante Erweiterung UP 
800 der W AA La Hague soll zur Wie­
deraufbereitungsanlage für MOX und 
hochangereicherte Uran-BE umgewandelt 
werden. ( 3) 

Anmerkungen: 
( 1) atomwirtschaft 2/83 
(2) WISE Nr. 218,.11/84 
(3) WISE Nr. 214, 10/84 
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Staatsanwalt beschlag· 
nahmt Akten bel ALKEM 

Der Vorwurf "" 1Ut1Q•Ieo,..Bt1[1ebs einer 
kemtechgi'GfliO AQI'!fr hat fOr die AL· 
KEM nun auch ein stra rechtliches Nach· 
spiel erOffnel Am 31.10.84 war durch den 
Anwalt Matthlaa Selpel (Hanau) eine Straf· 
anzeige Im Auftrag eines Hanauens ge­
stellt worden. ln Ihr wurde beantragt, ein 
Ermittlungsverfahren gegen die Ge­
achlftafOhrer der ALKEM einzuleiten ac> 
wie gegen die verantwortlichen Sachbear· 
belter Im HMSlac:hen Ministerium for Wirt· 
achaft und Technik wegen Belhilfe zum a. 
treiben einer unerlaubten Anlage vorzuge­
hen. Den rechtlichen Hintergrund tordiese 
Anzeige bietet der§ 3'0 des Strafgesetzes, 
wonach der Illegale Betrieb einer kerntech­
niSChen Anlage strafbar Ist Da dieser P• 
ragraph ln der bundesrepublikanlachen 
Rechtegeschichte noch nie zur Anwen­
dung kam (es geht ja bekanntlich Im Atom­
bereich stets alles nach Recht und 
Gesetz), war das Erataunen bel den Nukle­
arfrltzen ln Hanau-Wolfgang entsprechend 
groß. 
Noch Oben'aachter jedoch dOrften sie ge­
wesen Iein, als dann am 11. Dezlfnber tat· 
sachlich die Staatsanw•Hachlft auftauch-

te und~·~:! "~oerten.Dea TOV" a;;vor; Dnl(,,;;;.";n~lag-
n.abme" l'el Caa Matertal wurde ak:he~ 
stellt, wobei die Armenleitung sich koop&o 

A u .... 
ratlv gezeigt haben soll, und ln einem el· 
gens von der Firma freigemachten Raum 
ln Schranken aufbewahrt. Wie sicher dabei 
das staatsanwaltliehe Siegel an der TOr 
Ist, st.eht noch offen? 
Die Sichtung und Untersuchung der Tau­
sende von BlAttern halt zur Stunde Immer 
noch an. Immerhin kann nun Im Detail ge­
proft werden, wie es dazu kam, daß z.B. die 
Stadt Hanau fOr den Bau eines Plutontum­
Bunkes einen Bauachein ausstellen konn­
te oder wie die Rechtskonstruktton der~ 
nehmtgungsbehOrde tor WElltgreifende Än­
derungen Im Betrieb und Im Zubau der An­
lage zustande kamen. 
Es darf sicherlich nicht unser einziger Weg 
bleiben, auf bOrgertlches Recht zu pochen, 
da dieses Recht ohnehin Im Sinne der 
Herrachenden angewendet wird, doch als 
Spiegelblid fOr die GlaubwOrdlgkelt der 
Atombosse kann es Immerhin noch herhat· 
ten. 
Jedenfall darf es als Erfolg fOr die Antt. 
AKW-Bewegung gewertet wetden, da8 
selbst ein Staatsanwalt an den Machen­
achaften nicht mehr VOfbelkommt. Polt. 
tlach gesehen setzte sich der mutige 
Staatsanwalt sofort den Angriffen von 
COU und FDP aus, die Ihn und den Ober· 
staataanwalt des Hanauer Landgerichts 
schon zwei Tage splter zum Rapport vor 
den Landesausschuß luden. 

Demo ln Hanau, Foto: D.KOge 

Arbeiter bel ALKEM plutonl· 
urnverseucht 
Leiharbeiter erstes Opfer 

zum t~n~t8f1 M~ .. mm_O,f18Qt!ICh, .daß 
ifn Arbeiter bel der ALKEM mit P~um 
verseuchf wurcre. Uerrölgenlenwere Zwl­
~ mme sich Im ~ erelg· 
net, als Im Handschuhkasten ein etwa 45-
jlhrlger Leiharbeiter Ober einen kaputten 
Handschuh mit Plutonium ln BerOhrung 
kam. Erst durch eine vom Betroffenen be­
antragte Blutuntersuchung stellte sich 
heraus, daß auch Plutonium Ins Blut ge­
langte. Wie IAZWiachen bekannt wurde, 
sind defekte Handschuhe beim Umgang 
mit Plutonium keine Seltenheit mehr und 
werden von den betroffenen Arbeiterinnen 
meist auch gar nicht sehr ernst genom­
men. Der Vorfall zeigt, wie gro6 die Sicher· 
hllt bel der ALKEM Ist und es erachelnt Im­
mer dubioser, wie die Berufsgenoasen­
schaft die ALKEM ln die Gefahrenklasse 
1,6 einstufen kann. Olea wird von der Firma 
stets als Rechtfertigung tor den sicheren 
Betrieb angefOhrl Sie vergleicht sich nlm­
llch etwa mit den Gefahren, die ln einem 
ZelchenbOro entstehen. 
Nach Recherchen der Frankfurter Rund­
achau wurde nun klar, daß ~r 

l!uklaarbetrleben ca. 17 o/o der ~t\Mtlo­
ten von Leiharbeiterinnen _gestellt werden. 
Drese dOrtmillttZ!lm iWr..fQr ~ Monattt 
än einer Arbeitsstelle bleiben. Der Faif cfes 



Kontaminierten dOrfte wohl nur die Spitze 
des Eisberges darstellen, da selbst der Sl­
chertleltsbeauftragte Hagenberg (ALKEM) 
auf einer Fachverbandstagung 1976 fest· 
gestellt hatte: " Die Einhaltung der maxi­
malen Dosiswerte Ist oft nur durch einen 
rechtzeitigen Wechsel deJI Arbeitsplatzes 
mogllch". Wie sehr sich for einen solchen 
Zweck Leiharbeiter eignen, liegt auf der 
Hand. 
Im Obrlgen zeigt der Fall des K'ontamlnler­
ten, wie medizinische Voruntersuchungen 
laufen, da ncich nicht einmal festgestellt 
worden war, da8 er an Hlmorrholden Iei· 
det, wodurch die Kontamination Im Blut 
entstand. Oa8 er mit Plutonium umzu~ 
hen hatte, wurde Ihm von der Leihfirma 
ebenfalls nicht gesagt. Zur ElnfOhrung ge· 
nagte ein Propagandafilm Ober Atomener­
gie. 

Nachlese zur Hanau-Demo 
am 15. Dezember 
Von Nicaragua bis Bangladesh, von BBC. 
London bis AustraUen wurde es getlckert 
und gesendet, da8 ln Hanau mehr als 5 000 
Demonstrantinnen gegen die Lagerung 
und Verarbeitung von Plutonium und Uran 
protestierten. Endlich mal weltweit be­
kannt, die Traumvorstellung mancher BI· 
lerln ln Hanau hatte sich erfOIIt. WAhrend 
Bild am Sonntag von einer "Straßen· 
achlacht mit Stahlkugeln" schmierte und 
gar 70 000 Autofahrerio Im Stau stecken 
lle8, berichtete der-·Oberwlegende Teil der 
Tageszeitungen von der größten Demo in 
Hanau mit "Ausschreitungen nach der[)&. 
monstratlon". Verwundert nahm auch 
manche Pressevertreterio zur Kenntnis, 
daß die Zahl der Tellnehmerinnen vom 
Demo-Leitung und Einsatzleitung der Poli­
zei jeweils mit ca 5 000 bez.lffert wurde. 
Friedliche und lockere Stimmung wurde 
den Teilnehmern attestiert. Neben den 
Oberall erwähten "StelnwOrfen von Ver· 
mummten" nach Beendigung der Al> 
Schlußkundgebung vor dem Tor der be­
nachbarten Oegussa, sehrleben jedoch nur 
einige Blatter vom Wasserwerfer- und 
Stockeinsatz gegen "Unbeteiligte" . Und 
hAtte nicht ein Kamerateam des Hessl­
schen Rundfunks hautnah mlter1ebt, wie 
zwei Fotografinnen grundlos zusammen­
geschlagen wurden, so hatte kaum ein 
Presseorgan Ober die aufziehenden· Maß. 
nahmen des Atom- und Überwachungs­
staates berichtet. Immerhin waren ca. 
1 800 Polizeibeamte ln Einsatz und Bereit· 
schaft gewesen. An- und abfahrende Au· 
tos waren ebenso hinreichend kontrolliert 
worden, und nach Abschluß der Demo wur· 
de ein groner Stadtrat aus FOJchhelm Ober· 
fallartig festgenommen und Ins Pollzelprl· 
sldlum geschlelft. Dies als Kehrseite zu ei­
ner friedlichen Demo, die aufgrund des 
Plutonlumwurrns, der NUKEM·Krake und 
Insbesondere des Stelzensensen-Manns 
mit Zimmermann an der Leine du Prldlkat 
" lebendig" durchaus verdiente. 
Welches Echo unser Protest in der Hanau­
er BevOikerung hinterlassen hat, laßt sich 
nicht einheitlich feststellen. Die Stadt und 
deren Oberhaupt versuchte durch Stel­
lungnahmen zum Ablauf der Demo Inhalt! I· 
ehe Au6erungen zu umgehen. Da8 wir auf 
einem Pulverfaß sitzen, hat wohl der BOr· 
germeister Hanaus ln einem Anflug von 

schwarzem Humor schon vor einem Jahr 
gesagt, doch nach wie vor verschließen die 
Verantwortlichen die Augen und preisen 
die sicheren Arbeitsplatze ln den Hanauer 
Nuklearbetrleben. Vereinzelt wurde ln 
Stimmen aus der BevOikerung etwas mehr 
Gefahrenbewußtsein deutlich, doch wer­
den solche Empfindungen allzu schnell mit 
dem Argument der ArbeitsplAtze erstickt. 

Das militärische Potentlai 
muß nach wie vor betont wer· 
den 
Schon Im November haben wir mit einem 
Schreiben in 3 Sprachen auf die Gefahren 
von 6,7 t waffenfähigen Plutoniums und 6 t 
hochangereicherten Urans national und in· 

ternatlonal versucht, Stellungnahmen an 
die Bundesregierung aus allerWeit anzure­
gen. Oie Hunderte von Briefen, die wir mit 
finanzieller Unterstatzung der Bundes­
Granen an Botschaften, befreundeten Or· 
ganisatlonen und ln- und ausllndlsche 
Parlamentarierinnen verschickten, haben 
bislang nur ein kleines Echo gezeigt. Viel· 
leicht aber kommt auch nur ein geringer 
ROcklauf an uns zurock. Immerhin hat ein 
Labour·Abg,eordneter des Eu ro pa· 
Parlaments bei Lady Thatcher und bei 
Herrn Kohl Protest erhoben. Ein parlamen­
tarischer Entschließungsantrag der Re­
genbogenfraktlon wurde von Frank 
Schwalba·Hoth und Undlne von Blottnltz 
Ins Europa-Parlament gebracht. Und 
schließlich hat sich der Verteidigungsaus­
schuß der USA Ende Januar mit der AL· 
KEM besch&ftlgt. Wir hoffen auf weiteren 
Protest aus dem Ausland. Sicherlich wird 
das Thema Hllnau auch Im Hinblick auf die 
Überpi'Ofungskonferenz des Atomwaffen­
sperrvertrags Im September 1985 eine Rol· 
Je spielen mossen. 

Ein weiterer Ansatz: die G• 
sundhell der Beschäftigten · 
ran an den DGB 
Jens Scheer hat ln seinem Beltrag am 15. 
Dezember ln Hanau ganz besonders auf 
die Gefahren der langfristigen Schiden 

durch radioaktive Niedrigstrahlung hin~ 
wiesen. Der Fall des plutoniumverseuch­
ten Arbeiters bel ALKEM 
hat erneut gezeigt, welchen Gefahren auch 
aktuell die Arbeiter ausgesetzt sind. Im [)&. 
zember und Januar sind wir gerade wegen 
der Gefahren und in der Frage der Lelhar· 
belter mit dem DGB Ober einen Beltrag der 
GRÜNEN in eine heftige Auselnanderset· 
zung ln der lokalen Presse geraten. Diese 
Auseinandersetzung gilt es welterzuverfol· 
gen. Der DGB hier Im Maln-KinziQ-Krels Ist 
auf strammer Pro-AtOJn-Unie und leugnet 
jegliche Gefahren ab. Wir glauben, da8 der 
Ansatz, den Jens Scheer durch seine Ge­
sprache mit Betriebsriten geleistet hat, 
auch for die Situation in Hanau etwas her· 
geben mOßte. 

Demo in Hanau, Foto: D.KOge 

Der rot-grüne Knatsch ln 
Hessen · wie gehfs weiter 
auf BI·Ebene? 
Sicherlich hat der Bruch des rot-gronen 
BOndnlsses ln Hessen einiges in Bewe­
gung gebracht. Jetzt stellt sich die Frage, 
lnwelfem wir auf der BI-Ebene weitere Im· 
pulse entwickeln können, die jenseits der 
gronen Schiene Druck ausoben kOnnen. 
Ob SPD und GRÜNE in Hessen wieder zu 
einer Zusammenarbeit kommen, darf von 
uns nicht al~ alleiniger Fixpunkt ange­
starrt werden und unsere AktlvitAten llh· 
men. Wenn die BI-Bewegung durch die OE· 
MO vom 15.12.84 ln Hanau einen neuen 
Schub erfahren hat, so muß z.B. mit der 
WAA-Entscheldung, die ja auch mit Hanau 
etwas zu tun hat, OffentUeher Protest am 
Standort massiv zum Ausdruck gebracht 
werden. Das Ausstiegsszenario aus der 
Atomenergie • so von SPD und GRÜNEN 
vereinbart • darf die BI-Bewegung nicht ln 
den Schlaf verfallen lassen. 
Elrnar· Initiativgruppe Umweltschutz Ha· 
nau 

Inzwischen gibt es auch eine V/deo­
Caaette zu den Hanauer Nuklearbetrieben • 
mit Beltragen von der Demo am 16.12.84 

zu entleihen bel: Clnemedla, Kettelerstr. 6, 
606 Offenbach oder VIdeo und Tonbild­
schau, Spohrstr. 28, 6 000 Frlnkfurt am 
Maln. 
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Energiewirtschaft 

Wer oder was 

sinnvolle 
So ist es ! Die tagtäglich vorangetriebene Zerstörung unseres Lebensraumes nennt 
man "sichere Versorgung'! Seit 1920 versteckt die Energiewirtschaft ihre privat· 
wirtschaftlichen Ziele hinter der Floskel vom "öffentlichen Interesse'! Der Wald 
stirbt an Schwefeldioxid und Stickoxiden, die Luft ist verpestet, die Flüsse sind 
Kloaken, der Boden ist von der energieintensiven Landwirtschaft fast zerstört. 
Kinder trinken von giftgeflil.lten Brüsten und leiden an Pseudokrupp. Rohstoffe 
gehen zur Neige, Resourcen werden verschwendet. Bei der Stromerzeugung erfUl· 
len nur ca 30% der eingesetzten Energie ihren Zweck, der Rest belastet die Um· 
welt als Abwärme. · 
Sinnvolle Konzepte für Energiesparen, rationelleren Energieumsatz, Binbezieh­
ung regenerativer Energiequellen und dezentraler Energieversorgung liegen in den 
Schubladen und verschimmeln .. Warum? 
Eine zentrale Ursache ist das seit 1935 nahezu unverändert geltende "Gesetz zur 
Förderung der Energiewirtschaft •: das oft verharmlosend "Energiewirtschaftsge­
setz " genannt wird und die damit eng zusammenhängende Struktur der Energie· 
wirtschaft. Die mächtigen Monopolisten der Stromerzeugung wußten dafür zu sor· 
gen, daß der Passus " im Interesse des Gemeinwohls die Energiearten einzusetzen " 
stets zu ihrem Wohl ausgelegt wurde. 

Geschichte des Gesetzes 

Am 13.12.1935 unterzeichnete Adolf 
Hitler das " Gesetz zur Förderung der 
Energiewirtschaft ·~ ein Energieermächti· 
gungsgesetz " zur Wehrhaftmachung der 
deutschen Energieversorgung ·: 
Ziel war, die deutsche Industrie kriegsfä­
hig zu machen, wofür eine autarke, mäch· 
tige Energiewirtschaft und ein Großver­
bundnetz für nötig befunden wurden. Um 
dies zu erreichen mußten die sich destruk· 
tiv bekämpfenden großen IN U, insbeson· 
dere RWE und PREAG, befriedet werden, 
während die "uneffektiv arbeitenden" 
kommunalen Energieversarger zum Ab­
schuß freigegeben wurden. 1927 hatte die 
Befriedung von RWE und PREAG mit 
dem sogenannten "Elektrofrieden " be· 
gonnen, 1935 wurde mit dem "Gesetz zur 
Förderung der Energiewirtschaft "endgül­
tig die Phase des offenen Expansionismus 
der großen IN U beendet '. Das Deutsche 
Reich wurde durch "Demarkationsverträ· 
ge " unter den größten Stromerzeugern 
aufgeteilt und der Aufbau eines '\ersor· 
gungsverbundnetzes begann. Im Bereich 
der heutigen BRD teilen sich, damals wie 
heute, 9 IN U den Kuchen. Die großen 
IN U hatten sich damit gegen den Flügel 
der NSDAP durchgesetzt, der aus militär· 
strategischen Gründen eine dezentrale 
Energieversorgung bevorzugte und so die 
Macht der großen Stromerzeuger ge· 
brochen hätte. 
Um schon zu Friedenszeiten unbemerkt 
große Produktionskapazitäten aufbauen 
zu können, ließ man sich Sonderverträge 
einfallen, nach denen die Großindustrie 
den Strom zu Tarifen teils unter den Ent· 
stehungskosten erhielt. Die Bevölkerung 
mußte durch entsprechend höhere Tarife 
ungefragt die Dumpingpreise finanzieren. 
Hätte der Staat die Großindustrie direkt 
subventioniert, wäre dies weltweit aufge­
fallen und das Deutsche Reich hätte sich 
kräftig verschulden müssen. 
Oberster Herr der Energiewirtschaft wur· 
de zunächst Reichswirtschaftsminister 
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den "Generalinspektor für Wasser und 
Energie " an die Spitze.Der sich daraus 
entwickelnde Führungsapparat stellte eine 
eigentümliche Mischung von Behörde 
und wirtschaftlichem Management dar. 
Die so strukturierte deutsche Energiewirt· 
schaft konnte sich bruchlos über das 
Kriegsende hinaus retten. Noch vor Grün· 
dungder BRD wurden die Funktionen des 
Generalinspektors von der "Deutschen 
Verbundgesellschaft "(IJVG) übernommen. 
In der 1JV G sind neun maßgebliche 
Stromerzeuger zusammengeschlossen. Ein· 
stimmig (lt. Satzung) beschließen sie ohne 
jegliche unmittelbare öffentliche Kontrol­
le die Richtlinien der deutschen Energie­
politik und entscheiden somit über den 
Bau neuer Großkraftwerke und Hoch· 
spannungstrassen. Die Aufgaben des 
Reichswirtschaftsministers wurden vom 
Bundeswirtschaftsminister und den elf 
Landwirtschaftsministern übernommen. 
Es gehört zu den Ungereimtheiten unse· 
rer Republik, daß weder der Generalins· 
pektor für Wasser und Energie, noch der 
Reichswirtschaftsminister aus dem gel· 
tenden Gesetzestext gestrichen sind. Es 
stünde den regierenden Demokraten gut 
an, wenn sie das Gesetz endlich entnazi­
fizierten. 

Unmittelbare Folgen des Gesetzes 
zur Förderung der Energiewirtschaft 

1) In der Präambel des Gesetzes heißt es 
"die Energieversorgung" ist "so sicher 
und billig wie möglich zu gestalten '! Der 
Begriff billige Energieversorgung bezieht 
sich ausdrücklich nur auf Strom und Gas, 
nicht aber auf Wärme. So kommt es, daß 
die bei der Stromerzeugung anfallende 
Abwärme nicht in Rechnung gestellt wird. 
Der in Großkraftwerken unter starker 
Luftverschmutzung ohne Abwärmenutz· 
ung mit einem Gesamtwirkungsgrad von 
ca. 30% erzeugte Strom gilt als billig. Der 
in kleinen dezentralen Heizkraftwerken in 
Kraftwärme~opplung mit Wirkungsgraden 
bis zu 90% erzeugte Strom gilt als teuer. 
V on rationellem Energieeinsatz oder gar 
gering zu haltender Umweltbelastung ist 

im Gesetz nirgends als Zielvorgabe die 
Rede. 
2) "So billig wie möglich " war seit In­
kraftreten des Gesetzes auch als Knüp­
pel gegen kommunale IN U gedacht, die 
keine großen Kapitalmengen ihr eigen 
nennen können und keinen so günstigen 
Zugang zu Energieträgern besitzen, wie 
z.B. das RWE mit seinen Braunkohlevor­
räten. Laut §8 kann der Reichswirtschafts­
minister den Betrieb eines IY U untersa­
gen, wenn es seine "auferlegten Pflich­
ten " nicht erfüllt. Die fette Beute landet 
im Rachen der großen IN U. So untersag­
te das Landwirtschaftsministerium von 
Niedersachsen 1984 den Bau eines Heiz­
kraftwerkes in Hannover aus Kostengrün­
den. Ausschlaggebend waren die qurch 
die Inbetriebnahme des Kraftwerkes 
Grohnde weiter anwachsenden Stromü­
berkapazitäten des Energieriesen PREAG, 
der der Stadt Hannover Strom zu absolu· 
ten Dumpingpreisen anbot, mit denen die 
Stadtwerke bei Eigenerzeugung nicht kon­
kurrieren konnten. Dennoch wollten die 
Stadtwerke im Hinblick auf eine lang­
fristige Energiepolitik ihr Heizkraftwerk 
bauen und das Fernwärmenetz erweitern. 
Die umwelt- und energieschonende Po­
litik wurde vom Landwirtschaftsniiniste­
rium mit Hinweis auf das "Energiewirt­
schaftsgesetz '' untersagt, womit die 
Stadtwerke zu abhängigen Weitervertei­
lern von PREAG- Strom degradiert wur­
den. 
3) Nach §6 ist das IY U, welches ein be­
stimmtes Gebiet monopolistisch versorgt, 
verpflichtet, jedermann zu den bekannt­
gegebenen Tarifen "an sein V ersorgungs­
netz anzuschließen ·~ es sei denn, der Ver­
braucher betreibt "selbst eine Energiean­
lage zur Erzeugung von Elektrizität ~ 
Liegt Eigenversorgung vor, so kann sich 
das IN U weigern, den eventuell benötig­
ten Reststrom zu liefern, und wenn es ihn 
liefert zu überhöhten Preisen. Kommunen 
und Industrie müssen im Falle von Eigen­
erzeugung eine sogenannte Dauerreserve­
gebühl bezahlen, und zwar daflir, daß das 
IY U ,.ständig "eine Reservekapazität an 



Energlewlrtlchaft 

verhindert eine 

Energiepolitik? 
Strom bereithält. Diese Dauerreservege· 
bühr ist genau wie die Grundgebühr bei 
Privathaushalten unabhingig vom real be~ 
zogenen Strom, sie muß -auch bezahlt 
werden, wenn man keinen zusätzlichen 
Strom bezieht. 
Bis 1979, als das Kartellamt ein V erfah· 
ren wegen "mißbräuchlicher Ausnutzung 
einer marktbehemchenden Stellung .,·ge· 
gen die großen IN U einleitete, mußte die 
lndustrie die Eigenstromerzeugung sogar 
noch grundsätzlich mit einer Paralellfahr· 
gebühr bezahlen! 
Während f'Qr den Reststrom überhöhte 
Preise gefordert werden, wird der von Pri­
vaterzeugern ins Netz eines FYU einge· 
speiste Strom als Zumutung für dasselbe 
empfunden:Für den eingespeisten Strom 
werden lediglich Spottpreise gezahlt. Da· 
bei ist eine Einspeisung von privater Seite 
technisch unkompliziert. tller jede Steck· 
dose die Strom liefert kann prinzipiell 
auch Strom eingespeist werden, sofern 
der erzeugte Strom gleiche Frequenz und 
gleiche Phase besitzt, was mit elektroni· 
sehen Schaltungen., die im Selbstbau ei· 
nige hundert Mark kosten gewährleistet 
werden kann. Der Stromzähler läuft in 
diesem Fall einfach rückwärts, es sei 
er ist, wie die neuen RWB- Zähler, durch 
eine mechanische Rücklaufsperre "gesich· 
ert ". 

Eqeneneuauna unwirtachaftlich 

Durch Sondervertrige, Dauerreservege· 
bühr, überhöhte Reststrompreise, sowie 
ungllnstige Einspeisetarife gestaltet sich 
die Eigenstromerzeugung beute unwirt­
schaftlich. Die in der lndustrie erzeugten· 
Strommengen sind stark rückläufig (von 
SO% Anteil an der Stromproduktion in 
den SOer Jahren auf unter 20% heute), 

V iele Kommunen gaben die Eigenerzeu­
gung ganz auf. Für Privatleute wird der 
Einsatz von Energie boxen, das sind kleine 
Blockheizkraftwerke, erst dadurch unren· 
tabel. Durch diese Politik wird insbeson· 
dere auch der Strom aus regenerativer 
Stromerzeugun~. wie Sonnen- Wind­
und biogasbetriebenen Generatoranla· 
gen künstlich verteuert. 

4) Tuifalnlktur 
Seit dem 3. Reich hat sich die grund· 
sitzliehe Struktur der Stromtarife wenig 
geändert. Privatleute mit ihren hohen Ta· 
rifen (1981 ca. 17 Pf/kWh) werden ge· 
zwungen, die billigen Sonderverträge 
zwischen EVU und Großindustrie (im 
Mittel 9 Pf/kWh), die z. T. den Strom 
unter den Erzeugungskosten bezieht 
(3 Pf/kWh rur einige Aluminiumhütten) 
zu subventionieren. Klein~triebe und 

Handwerk zahlen deutlich höhere Tari· 
fe als die Industrie. 
Die Aufteilung der Stromrechnung in 
Grund· und Arbeitspreis, sowie der 
niedrigere Arbeitspreis bei hohem Ver· 
brauch (Tarifgruppe ll) fördern ganz ge­
zielt den Mehrverbrauch im Pdvatbereich. 
Um den günstigen Nachtstromtarif für 
Speicherheizungen zu erhalten, muß 
frau eine bestimmte Mindestmenge ab· 
nehmen - bleibt frau darunter, erhöht 
sich der Tarif. 
Mehrverbrauch ist erwünscht, da er den 
EVU fette Profite bringt. Die milliarden· 
schweren Propagandakamp~'tlen für ver· 
stärkten Einsatz von Strom zur Erzeu· 
gung von Heizwärme und Warmwasser 
verfehlen ihre Wirkung nicht. Strom -
Hauptschuldiger an Energieverschwen· 
dung und Waldsterben - wird uns als 
sauberer Energieträger verkauft. Bereits 
I S% aller vom RWE versorgten Haushal· 
te sind mi Nachtstromspeicherheizungen 
ausgerüstet, das sind doppelt so viele wie 
im BRD-Schnitt. 

S) Oberlandleituqen 
Obwohl die Kosten für Bau und War· 
tung der Leitungsnetze durch Anschluß· 
und Grundgebühren von den Stromver· 
brauchern bereits doppelt und dreifach 
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bezahlt wurden, gehört das Netz laut 
Gesetz nicht den Verbrauchern.- Es ist 
nicht wie das öffentliche st,.aßennetz 
für !ede! die sich an ge~isse Regeln hält, 
zuganglich. Das Verteilernetz ist in den 
Händen der großen EVU, insbesondere 
des RWE. Und das merkt frau (s. u.). 

Anmerkung 

Manche Kritikerinnen heutiger Energie­
politik sagen, frau solle das Gesetz zur 
Förderung der Energiewirtschaft nicht 
überbewerten. Wichtiger als der Geset­
zestext seien die Auslegungen die von 
den politischen Machtverhältnissen ab­
hingen. So steht z. B. im Gesetz: Die 
Energiewirts.chaft sei "im Interesse des 
Gemeinwohls wirtschtzftlich einzuset­
zen'~ Nimmt frau diese Worte ernst, so 
kann das oben zitierte "billig" auch im 
Sinne langfristiger volkswirtschaftlicher 
Folgekosten interpretiert werden. Ob 
das Gesetz neu interpretiert oder völlig 
ersetzt werden sollte, überlassen wir ger­
ne juristischen Experten. Desweiteren 
bleibt anzumerken, daß z. B. das Kartell­
gesetz, nach dem in der Energiewirtschaft 
Monopolisierungen zulässig sind, ebenso 
Beachtung finden muß. 

Die pkauften Kommunen 
oder das Problem einer Rekommunali­
sieruna der Enei'Jieversorgung im Sumpf 
der ln tressensverflech tu ngen 

Unsere heutige Stromversorgung liegt in 
den Händen weniger Monopoluntemeh­
men, die die BRD zentralistisch versor­
gen. Diverse gesetzliche Regelungen "be­
lohnen" die Kommunen dafür, kein~ ei­
genen Energieaktivitäten zu erbringen: 

l)Konzessionsabgaben (KA) 
Die Kommunen können ihr kommunal.es 
Wegerecht in sog. Konzessionsverträgen 
an ein EVU abgeben. Das EVU zahlt 
dann als Entgelt fUr die Verlegung und 
Benutzung von Versorgungsleitungen auf 
dem Gebiet der Kommune die sog. Kon-
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zessionsabgabe. In Konzessionsverträgen 
kann die Kommune die eigene Erzeu­
gung und Verteilung von Strom, Gas 
und Wasser vollständig oder teilwei!ie an 
ein EVU abtreten, wofür ebenfalls KA 
gezahlt werden. Die KA bringen den 
Kommunen risikolose Pfründe, eine 
eigene Energieversorgung wäre hingegen 
ein wirtschaftliches Risiko. 
1980 macht die KA insgesamt 2438 Mio. 
DM aus, was einem Anteil zwischen 1% 
und 4% an den laufenden Einnahmen 
der Kommunen ausmacht. Für die In­
vestitionen der Städte spielt die KA eine 
entschei.dende Rolle. Ihr Anteil an der 
''freien Spitze.,, dem Geld, welches für 
neue Investitionen zur Verfügung steht, 
liegt zwischen 13% und 99%. 
Der Abbau der KA ist notwendig, "wen1J 
sich die Entscheidung der Gemeinden 
über die Wahl zwischen Eigen- und 
Fremdversorgung an energiewirtschaftli­
ehen Kriterien orientieren soll", so die 
deutsche Monopolkommission. 
Einem Vorschlag nach, sollten die KA 
statt die Gemeindekassen zu füllen und 
diese zu korrumpieren. in einen bundes­
weiten Topf fließen , aus dem energie­
sparende Maßnahmen, sowie regenerati­
ve Energiequellen gefördert werden. 

2) Neben den KA verdienen die Kom­
munen durch Gewinnabführungen, Ge­
werbesteuerzahlungen und Dividende an 
der Energie- und Umsatzexpansion der 
EVU, d. h. die Kommunen verdienen 
mit am s~eigenden Energieverbrauch. Je­
de Sparstrategie trifft ihre Haushalte. 

3) Die Oberbürgermeister der Kommu­
nen sitzen im Aufsichtsrat der· EVU, 
Oberkreisdirektoren und Landräte in 
den Beiriten der EVU. Für die Aufsichts .. 
ratstätigkeit erhalten sie die horrende 
Summe von über 1300 DM fUr ca. drei 
Sitz\4ngen im Jahr, die in ihre private 
Tasche fließen. Das erleichtert es ihnen 
natürlich, die derzeitige Energiepolitik 
gut zu heißen und sie nach Kräften zu 
fördern. 

Kommunale Unternehmen werden so 
seit Jahren geködert, ihre Eigenversor­
gung aufzugeben. Erschwerend hinzu 
kommen aus dem "Energiewirtschafts­
gesetz" abgeleitete Handhabungen: Jede 
Energieversorgungsanlage, die andere als 
den Erzeuger versorgt, D1Uß genehmigt 
werden. Kommunalen (Heiz-) Kraftwer .. 
ken wird die Genehmigung oft verwehrt, 
weil: 
(a) sie bestehende Energieversorgungs­
strukturen schwächen könnten, 
(b) Doppelinvestitionen vermieden wer­
den sollen, 
(c) ihre (Heiz-) Kraftwerke zu klein sind 
(s. u.) 
(d) die großen EVU sicherer und preis­
gün~tiger Energie lieferten. 
Letzter Punkt ist bei volkswirtschaftli­
cher und langfristiger Betrachtungsweise 
selten aufrechtzuerhalten. 

Du aroße Schrumpfen 

Die großen EVU können allerdings mit 
ihrem dicken Kapitalpolster ohne Exi­
stenzsorgen über Jahre hinweg lokal 
Strom unter Enstehungskosten anbieteilt 
um Industrieeigenerzeugung unrentabel 
zu machen und kommunale EVU zur 
Aufgabe zu zwingen. Und dies_ gelingt 
seit Jahrzehnten bestens: Gab es vor 40 
Jahren noch 16000 EVU, so fiel die 
Zahl in äen SOer Jahren auf 3SOO und 
liegt heute bei 900, vondenen allerdings 
600 Strom lediglich weiterverteilen. 
Völlig behemcht wird die bundesdeut­
sche Stromproduktion heute von neun 
Unternehmen (von denen zwei Töchter 
der VEBA sind), die 90% des Stroms 
produzieren.1allen voran das RWE mit 
einem Anteil von 38%. 
Durch ihre Monpolstellung gibt es für 
die großen EVU kein untemehmerisches 
Risiko. Alle Kosten können auf die Ver-· 
braueher abgewälzt werden. So sprach 
die Frankfurter Rundschau davon, daß 
die EVU eigentlich keine wirldichen Un­
temehmelf seien,sondem lediglich ''Ko­
sten-Umleger", allerdings mit sattem 
Profit. 



R WE- Zentrale in Euen 

Geballte Macht 

Die zentralistische Energieversorgung 
durch wenige, stetig wachsende Mono­
polunternehmen hat schwerwiegende 
Folgen. Immer größere Kapitalmengen 
ballen sich zusammen. Geld ist Macht. 
Wennfrau bedenkt, daß die in der DVG 
zusammengeschlossenen EVU jedes Jalu 
einen Umsatz in Höhe des gesamten 
Bundeswehretats machen (das RWE 
machte 1982 allein 24 Mill. DM Ums.), 
wird klar, daß diese geballte Macht in 
den unkontrollierten Händen der EVU 
eine Gefalu, nicht nur fiir eine sinnvolle 
Energiepolitik, sondern auch fiir unsere 
Demokratie darstellt. Die neun EVU be­
stimmen praktisch die Energiepolitik, 
sie liefern die Gutachten und Prognosen 
fUr die Politiker, sie haben sogar die 
Macht, kommunale Zusammenschlüsse, 
wie den geplanten Köln-Düsseldorf-Duis­
bwg, zu verhindern. Die Machenschaf­
ten der EVU werden weder von Markt­
mechanismen, noch von demokratisch 
legitimierten Politikern eingeschränkt. 

Gesetze decken die Macht der großen 
Neun und die großen Neun passen auf 
,.ihre" Politiker auf, daß sich an den Ge­
setzen nichts ändert, bzw. nur monopoi­
Creun,dliche Gesetze verabschiedet wer­
den. 
So die Großfeuerungsverordnung mit ih:­
ren zahlreichen Ausnahmeregelungen im 
Sinne des RWE oder der 300 MW-Erlaß, 
nachdem nur Kraftwerke ab 300 MW 
eine BctriebsgeneJunisun& erhalten so).. 
len. Bei einigen Enetgieaufsichtsbehör­
den zeichnen sich sogar Bestrebungen 

ab, Kohlekraftwerke erst ab 600 MW 
und Kernkraftwerke erst ab 1200 MW 
zu genehmigen. Die EVU verteilen eben 
nicht nur Strom, Gas und Wasser, son­
dern auch riesige Geldbeträge, was Mi­
nister Fartbmann zu der Bemerkung 
von der "legalen Korruptton wuerer 
Zeit" veranlaßte. Politiker und Kommu­
nen werden durch KA, Dividenden, Ge­
werbesteuern, Aufsichtsratsgelder etc. 
von den EV.U bestochen. Die mit Son­
dertarifen einseitig verwöhnte Großin­
dustrie unterstlltzt natürlich ebenfalls 
gerne die herrschende Energiepolitik. 
Dezentrale und regenerative Energiequel­
len stoßen nicht auf .das Wohlwollen der 
Großen, wllrden sie ja nicht nur die Ener­
gieversorgung, sondern auch Macht und 
Profit dezentralisieren. Würde nur das 
halbe Potential dezentraler Blockheiz­
kraftwerke genutzt, flössen 10 Mill. DM 
pro Jahr statt in die Kassen der EVU in 
die Hände der Kleinerzeuger. 
Nichts ist den Großen unangenehmer, 
als daß die Hintergründe ihrer Energie­
politik ans Licht der Öffentlichkeit ge­
zerrt werden. 

V01prop'ammJerte f.mlale.-enchwendung 

Die Politik der großen BVU führt zu ei­
ner vorprogrammierten ~wochwen­
dung: der Strommarkt wird ausgedehnt, 
die Abwärme nicht genutzt, dezentrale 
und regenerative Energieversorgung be­
hindert und ein verlustreiches Verbund­
system aufgebaut. Den großen BVU 
gelang es bislang, die Kraftwärme­
koppelung, also die Nutzung der Ab­
wärme bei der Stromerzeugung, weitge-
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hend zu sabotieren. Ein Ausbau der 
Fern- und Nahwärmenetze würde das 
Eindringen des Stroms in den Wärme­
markt erschweren, wodurch die Strom­
monopolisten ihre Stromüberkapazitä­
ten auch langfristig nicht absetzen könn­
ten. 
Außerdem ist Wärmeauskoppelung we­
gen der Leitungsverluste nur bei ortsna­
hen Kraftwerken sinnvoll, was die kom­
munalen Energieversorger stärken, und 
die zentrale Energieversorgung, die die 
Macht der Großen sichert, gefährden 
wllrde. Ziel der Groß-EVU ist der Auf­
bau eines europäischen Stromverbund­
netzes mit 380 kv-Trassen und wenigen 
monströsen "Kraftwerkparks". Bis 1990 
soll das 380kv Verbundnetz von 9000 
km bis auf 18600 km ausgebaut werden. 
Die Leitungsverluste in Höhe von 1 ,3-
1 ,6% pro 100 (!) km können als betriebs­
wirtschaftliche Verluste von der Steuer 
abgesetzt werden. So kann es billiger 
sein, den Strom in Oberlandleitungen zu 
verheizen, als Kraftwerke auf halber 
Kraft laufen zu lassen. Das 3. Verstro­
mungsnetz bietet sogar die Möglichkeit, 
die Verluste bei der Verteilung von 
Steinkohlestrom durch staatliche Zu­
schüsse vollkommen auszugleichen. 
Das zentrale Erzeugen und großflächige 
Verteilen von Strom braucht solche und 
andere flankierende Maßnahmen, um 
wirtschaftlich zu sein. 
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Der größte deutsche Stromkonzern ist 
in's Gerede gekommen! Früher allen­
falls als Absender der Stromrechnung 
bekannt, wird das Rheinisch-Westfäli­
sche Elektrizitätswerk - kurz RWE -
zunehmend mit umstrittenen Themen 
der Energie- und Umweltpolitik in Ver­
bindung gebracht. 
Luftverschmutzung, Naturzerstörung, 
selbst militärische Verwicklungen wer­
den von diesem Stromriesen mitverant­
wortet. 
Der Name R WE ist heute eng verknüpft 
mit Gedanken an sterbende Wälder, 

keuchende Pseudo-Krupp-Kinder und 
auch mit gigantischer Landschaftszer­
störung im Städtedreieck Köln-Aachen­
Mönchengladbach, wo die RWE-Tochter 
Rheinbraun im "größten Loch der Welt' 
nach Braunkohle gräbt. 
Energiepolitik am RWE vorbei ist in die­
ser Republik kaum denkbar. Knapp 40% 
des Stroms erzeugt RWE selbst und be­
sitzt darüber hinaus den weitaus größten 
Teil des Leitungsnetzes. Am Beispiel des 
Atomgeschäftes wird deutlich, wie weit 
die Marktbeherrschung des Essener Kon­
zerns reicht. Das notwendige Uran läßt 
RWE u.a. in Australien über die Enkelin 
Uranerzbergbau GMBH abbauen. Die 
Verarbeitung zu Brennelementen ge­
schieht in den kürzlich in die Schlagzei­
len geratenen hessischen Atomfabriken 
NUKEM und ALKEM, die beide vom 
RWE kontrolliert werden. AKW-Gegner­
innen, die gegen Biblis, Mülheim-Kärlich 
und Gundremmingen zu Felde ziehen, 
haben es ebenso mit dem RWE zu tun 
wie Gegnerinnen des Bruterbaus (an der 
Kaikarruine sind die Essener mit knapp 
70% beteiligt) und der Wiederaufarbei­
tung (RWE-Anteil an der DWK: 31%). 

Die Durchsetzung der RWE-PoU.­
tik wäre ohne tatkräftige Unterstützung 
durch Kommunalvertreter, Stadträte, 
Landräte, Regierungspräsidenten und 
Oberkreisdirektoren nicht denkbar. Die 
Einführung der Gemischtwirtschaftlich­
keitdurch den RWE-Gründer Hugo Stin­
nes . gilt noch heute als genialster 
Schachzug des Unternehmens. Wie das 
RWE Energiepolitik macht, zeigt bei­
spielhaft ein Hilferuf des Vorstandsmit­
gliedes Werner Rinke vom 28.U.l983 
auf der Versammlung des .. Verbandes 
der kommunalen Aktionäre des RWE 

Anklage 
GMBH": "Helfen können sie uns, 
wenn ihre zuständigen A'mter und Be· 
hörden sich bereiterklären, in Zwei­
felsfällen auf zusätzliche Verfahren der 
tJ[[entlichkeitsbeteiligung zu verzichten, 
damit weitere Verzögerungen vermie· 
den werden. Helfen können sie uns 
ferner, wenn sie davon absehen, Fach· 
Ieute unserer Hauptverwaltung zu öf­
fentlichen Sitzungen ihrer Räte oder 
Ausschüsse oder zu öffentlichen Dis· 
kussionsveranstaltungen zum Thema 
Umweltschutz einzuladen. Der Auftritt 
von R WE-Mitarbeiter führt erfahrungs· 
gemäß auch nach positiv verlauJenen 
Veranstaltungen oft zu negativen An· 
griffen auf das R WEin Presse, Funk und 
Fernsehen. Diese Gefahr dürfte in den 
nächsten beiden Jahren, in denen Kom· 
munal- und Landtagswahlen stattfinden 
und in denen sich die Baumschäden 
nach dem trockenen Jahr 1983 ver· 
stärkt zeigen werden, besonders gr.oß 
sein. Helfen können sie uns schließlich, 
wenn sie sich darum bemühen, unnötige 
Angriffe gegen das R WE durch nicht 
notwendige Resolutionen zu vermeiden. 

Koordination : 
Frank MöllertRainer Osnowski 
AK Chemische Industrie, Palmstr. 17 
SOOOKöln l,Tel.: 0221/239121 

Selbst, wenn sie berechtigte Forderun· 
gen zuR WE-Aktivitäten geltend machen 
wollen, sollten sie dies im Interesse der 
Gesellschaft und der Aktionäre mög­
lichst intern tun. Dies hat sich in der 
Vergangenheit bewährt. Wir haben 
stehts einvernehmliche Lösungen gefun­
den." 

Das RWE scheut das Licht der Öf· 
fentl ichkeit. 
Also leuchten wir es aus! 

Vor diesem Hintergrund haben sich Ini­
tiativen, Einzelpersonen, Experten aus 
dem In- und Ausland, Umweltgruppen 
und -verbände zu einer gemeinsamen 
Vorbereitung und Durchführung einer 
großen und umfassenden Anklage gegen 
das RWE zusammengefunden. 

Die öffentliche Anklage gegen das RWE 
findet statt am 22.2.- 24.2'.1985 in Es­
sen, dem Sitz des Konzerns. Veranstal­
tungsort mit symbolträchtiger Bedeu­
tung ist das Kommunikationszentrum 
"Zeche Carl" in Essen-Altenessen. 

Spendenkonto: Stichwort RWE 
Kto.-Nr.: 1111939-42 
Stadtsparkasse Köln 
BLZ 370 501 98 

Literaturhinweis 

RWE-

Ein Riese mit Aus8trahlung 

Der größte bundesdeutsche Stromerzeu­
ger ist ins Gerede gekommen. Luftver­
schmutzung, Naturzerstörung, selbst mili· 
tärische Verflechtungen werden von die· 
sem Stromriesen mitverantwortet. 
Aus dem Inhalt: Geschichte des RWE, 
Besitzverhältnisse, militärische Verflech­
tungen, Geschäftspolitik, RWEals Umwelt· 
verschmutzer. 

Herausgegeben von der AG Atomindustrie 
Berlin, AK Chemische Industrie Köln 
Verlag Kötner Volksblatt, DM 16,-



380 KV -Leitungen? 
380 KV.Strom-Netze sind untrennbar mit 
dem Atomprogramm verbunden und es 
macht schon Sinn, daß gerade ein 380 KV· 
Mast in Krommel umknicken mußte. 
1957 wurde die erste Oberlandleitung mit 
der Stromhöchstspannung von 380 Kilo­
Volt (KV) gebaut. 1980 existierte bereits ein 
8.933 km langes Stromnetz mit einer 
380.000 Volt Spannung. Bis 1990 sollen die 
380 KV-Hochspannungsieltungen auf 
18.600 km ausgebaut, also mehr als ver­
doppelt werden!(Zum Vergleich: das 17.244 
km lange KV-Netz soll im gleichen Zei· 
traum auf nur 18.500 km ausgedehnt wer­
den.) Schon vor 10 Jahren kostete die in· 
stallation des 380 KV-Netzes bis zu 1,5 Mil­
lionen DM pro km. 
Ausschließlich AK.Ws geben ihren Strom 
derzeit in die 380 KV-Netze. Die fossilen 
und die Wasserkraftwerke speisen ihren 
Strom in 220 KV-Leitungen ein, mittlere 
und Industriekraftwerke sind an 110 KV· 
Netzen angeschlossen. 
Ohne AK.Ws gäbe es also keine 380 KV· 
Mammutleitungen. Gleichzeitig werden 
erst durch die Oberdimensionalen Atom­
kraftwerke solche Mammutleitungen auch 
erforderlich. 
Bis 1952 brachte es der größte bundes­
deutsche Kraftwerksblock auf 100 Mega­
watt (MW). 1965 wurde der erste Kraft· 
werksblock mit 300 MW gebaut, 1975 der 
erste 900 MW·Biock und erst vor 8 Jahren 
mit dem AKW Bibiis der erste 1.300 MW· 
Block. Je höher die installierte Blocklei­
stung, je zentralisierter die Stromerzeu· 
gungsstruktur, desto rascher muß bei el· 
ner Panne eine Alesenmenge an Ersatz­
strom zur Verfogung stehen. Besonders 
AKWs, die bekanntlich oft schlagartig aus­
fallen oder die Leistung verringern, waren 
als Stromerzeuger gar nicht einsetzbar, ga. 
be es nicht die riesigen, durch die ganze 
BAD gezogenen 380 KV-Verbundnetze. So 
llstet das Jahrbuch der Atomwirtschaft 
von 1984 nur fOr das Betriebsjahr 1982 72 
geplante und ungeplante AKW.Stlllstände 
und 17 Lastabsenkungen auf! 
Am gemeinsamen Verbundnetz hängen die 
9 großen Stromkonzerne, die die BAD weit· 
gehend unter sich aufgeteilt haben, um 
derartige Stromausfälle untereinander 
ausgleichen zu können. 

Weg 

llJit dellJ 

... / 

EVUs, darunter das RWE, drllngten aller­
dings auf ZusammenschlOsse zu großen 
Versorgungsgebleten. Dies geschah ein­
mal dadurch, daß die Gerneinden die Ver­
sorgungshohelt Ober Ihre Gemelndegeble-" 
te auf ein Groß.EVU Obertrugen, Ihm also 
die Benutzungsrechte for die Offentliehen 
Wege for den Zweck der Elektrlzltlltsver­
sorgung verpachteten, die sogenannte 
'Konzesslonlerung'. 

Zum anderen breiteten sich seit 1903 (be­
ginnend mit dem AWE) verstärkt gemischt· 
wirtschaftliche, also öffentlich· 
privatwirtschaftliche Energiekonzerne aus, 
die die Kommunen am Aktienkapital betei· 
llgten, jedoch nur als Gegenleistung dafor, 
daß diese Ihr Gebiet mit AWE·Strom ver­
sorgen ließen. 
Die skeptische Zurockhaltung der Kommu· 
nen schmolz angesichts der zu Beginn oft 
konkurrenzlos billigen Tarifangebote 
schnell dahin und Schritt um Schritt Ober· 
nahmen die privatwirtschaftlich orientier· 
ten, aber gemischtwirtschaftlich organl· 
alerten Unternehmen die Versorgung von 

Der Ausbau des 380 KV-Verbundnetzes wä· 
re ohne AKWs also völlig OberfiOssig. Die 
hiertor bis 1990 verplanten 10 Milliarden, ~-..:.---4-..._ _______ ...J. ... ~--------.....:::IL-----_. 
subventioniert durch erhöhte Stromprelse, Die 9 Mitglieder der DVG sind: Badenwerke 
mossen als Zusatzkosten dem Atompro- AG, Bayernwerk AG, Berliner Kraft-und 
gramm aufgeschlagen werden. Licht-AG (Bewag), Elektrowerke AG, Ener-
Hinzu kommt, daß die Hochspannungsnet· gieversorgung Schwaben AG, Hamburgl-
ze (ab 110.000KV) ausschließlich an die sehe ElekrlzltJtswerke, Preußische 
Großindustrie angeschlossen sind. ln den Elektlzltäts-Aktlengesellschaft (PREAG), 
Stuben der 'kleinen Leute' werden 220 oder Rheinisch-Westfälisches Elektrlzitlltswer-
380 Volt-AnschlOsse gebracht, also ein keAG (RWE), Vereinigte Elektlzltlltswerke 
Nledrlgspannungsnetz. Westfalen AG (VEW). 
Das Stromverbundsystem und das Atom­
programm wAren heute gar nicht denkbar, 
wenn nicht die heutigen Mitglieder der 
'Deutschen Verbundgesellschaft' (DVG) in 
den letzten Jahrzehnten zielstrebig und 
raffgierig der kommunalen autonomen 
Energieerzeugung und der Industrieelfen 
Eigenversorgung den Boden entzogen hät· 
ten, um Absatz und Macht auszuweiten. 

Verbund·EVUs zerschlagen 
die kommunalen Stromer· 
Zeugungsstrukturen 

Noch 1973 war die Mehrzahl der deutschen 
Energieversorgungsunternehmen (EVU) 
kommunal organisiert. Die mächtigsten 

ehemals selbständigen Kommunen. Die 
kommunalen Stromfabriken mußten oft· 
mals auch gegen Ihren Willen die Elgenver· 
sorgung aufgeben. ln einem Buch Ober die 
RWE-Praktlken von 1930 heißt es Ober den 
Fall Tier: •Die Stadt Trler hatte sehr lange 
Widerstand geleistet, mußte aber schließ. 
lieh doch der UmschnOrungstaktlk des 
RWE erliegen, da das stlldtlscha Elektrlzl· 
tlltswerk, seiner natOrllchen Absatzgebiete 
beraubt, nicht mehr wirtschaftlich welter­
betrieben werden konnte.• 
Umschnorungstaktlk • das bedeutet, da8 
durch den Ausbau des Verbundnetzes, llu­
ßerllch erkennbar durch Oberlandleltun­
gen, mehr und mehr Regionen und Kom­
munen von den Verbund-EVUs abhlnglg 
wurden. Da8 auch heute die EVUs Ihre 
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erwähnte von 1984 
..r::arrnlttoDita fOr die Industrie ein reailsierba-

~""'"-''~~'•• wirtschaftliches KW·Potential mit ef. 
......:::". .. n,~r Leistung von 10.000 MW und einer 

l"'~>tromel'Zeu•aurlg von 59.000 KWh. 10.000 
das entspricht der Leistung aller 

"UlKVIIAimJahre1983./l ~~ 
lntaii'AA!!IA der Industrie, •versorgt' zu 

w..-~~~llilfl. verbunden mit dem Interesse der 
•versorgen' sowie die Möglichkelt 

Ktllllta•wa,rlatJartJnll euf andere, nicht 
Verbraucherinnengruppen 

jedenfalls AllianzmOgllchkeiten, die 
zu einer immer stärkeren zentraUsie­
und VergrOBeruno der Kraftwerke, zu 

380 KV-Gro8verbundnetzen und zu Atom-· 

l~CJ.:J.ttl\:~~A~ krattwerken wie in Krammet fOhrten. 
elntiiJ881~•...,_.,. Die Verbund-EVUs, diese monopolitischen 

.1~"[j(J~'+ftr\:=~~j~ KIOnge~ die bisher viel zu sehr 1m Dunkel 
MaLJI!INllta.. GI der Energiedebatte standen, sind heute 

schuld an der Verseuchung von Mensch ,......,.+-....,.1-"t" _ _....loM_,..., und Natur durch Umweltgifte aus Groß. 
Die 380 KV·Leltungen sind 

----.. die Lebensadern der Verbund-EVUs und 
der konkrete Ausdruck der in den EVUs 
konzentrierten Macht. ' 
Weg damit! Wir brauchen sie nicht! 
Diner Artikel basiert uhezu ausschließ. 
lieh auf elnef Studie von Stephan 
Kohler:ttGMChlchte der deutlchen Elektrlo 
zltltiWIItechaft und 11mt Auswilllungen 
,ur die kommuule und n~glonele en.v• 
........... die 1884 als Welkltattntlhe 

........... --Nr.10 des Olcolnltltuts FNiburg wrlffent. 
licht WURle. Sie kostet 18,-DM und Ist ..... 
hlltllch Ober : \ I '\. 
ProJektgruppe II, Wltt· 
mannstr. 45, Darmatadt, 
Tei.:G81511884878 •. 



HEW unter Beschuß 
Zunehmend Ins Gerede und unter öffentlichen Druck· geraten sind die Hamburglschen Elektrtzi· 
tätswerke (HEW). Ein Kinderhaus und eine Physlkertn haben das Unternehmen wegen überhöhter 
Strompreise und Mißbrauch seiner Monopolstellung verklagt Der folgende Artikel faßt die Klage­
begründung des Rechtsanwaltsbüros zusammen, das Rosemarle Rübsamen ln dem Bemühen 
unterstüzt, ihren Strompreis um 9,3 auf 11 Pfennig pro Kilowattstunde (kWh) gesenkt zu bekom· 
men. 
Seit der letzten Preiserhöhung Im April 
1980 muß Rosemarie RObsamen fOr jede 
Kilowattstunde Strom einen Arbeitspr.eis 
von 20,3 Pfennig bezahlen. Dieser Betrag 
liegt um ein Mehrfaches Ober denjenigen 
Quoten, die die HEW mit Großabnehmern, 
den sogenannten Sondervertragskunden 
vereinbart haben; die Tarife fOr Normalver· 
braucherinnen wie Rosemarle RObsamen· 
werden zudem ständig angehoben. So hat 
es allein seit 1980 fOnf Preissteigerungen 
von insgesamt 40% gegeben, deutlich 
mehr, als bei den durchschnittlichen Le­
benshaltungskosten. Zur BegrOndung die­
ser Preiserhöhungen habenciii"'HEW mit 
schöner Regelmäßigkeit auf _.gestiegene 
Kosten einerseits und auf die Probleme 
mit dem AKW BrunsbOttel auf der anderen 
Seite hingewiesen. Die Anwälte von Rose· 
ma.rle RObsamen werfen dem EVU dage­
gen krasse betriebliche Fehlleistungen 
vor, die einen so hohen Strompreis wie Ihn 
die Klägerin bezahlen muß, nicht einmal in 
Ansatzen rechtfertigen. 
Dieses «Unternehmerische Fehlverhalten» 
besteht vor allem anderen darin, daß mit 
den Strompreisen diejenigen Summen auf· 
gefangen werden sollen, die Anfang der 
siebzlger Jahre fOr den vollkommen unnö· 
tigen Ausbau von KraftwerksOberkapzitä· 
ten insbesondere im AKW·Sektor ver· 
schleudert worden sind. 
•Diese Überkapazitäten hat die Beklagte 
geschaffen, weil sie auf Grund völlig unre­
alistischer Annahmen und gegen jede vor­
sichtige betriebswirtschaftliche Planung 
mit einem gewaltigen Zuwachs Im Strom· 
verbrauch gerechnet hat. Die Überkapazi· 
taten hat die Beklagte zu einer Zeit ge­
schaffen, als die Eiltwicklung zu geringe­
ren Stromzuwachsraten schon erkennbar 
war.• {Zitat aus der Klagebegrand'ung) 

Parallel zur Anlage enormer Überkapazi· 
täten hat die HEW begonnen, Ihren Strom 
zu enormen Niedrigpreisen an Industrie­
kunden zu verschleudern und sich ihnen 
gegenober langfristig zum Verz.lcht auf 
Preiserhöhungen festzulegen. Im HEW· 
Geschäftsbericht von 1969 hieB es dazu: 
• Trotz Kostenerhöhungen war es uns mOg· 
lieh, mit Wirkung vom 1, Januar 1969 fOr 
unsere Kunden mit Leistungssonderabo 
kommen die Strompreise emeut und grOß. 
tentell erheblich zu senken ... • • Eine direk­
te Aufforderung zu möglichst hohem 
Stromverbrauch! Ein Blick auf die Absat· 
zentwlcklung Im Zeltraum zwischen 1963 
und 1982 zeigt, daß der Stromverbrauch 
der Sondervertragskunden, d.h. Industrie 
und Großgewerbe, um das Vierfache stieg, 
wAhrend es bei den Tarlfkundlnnen, den 
Haushalten Im Wesentlichen also, nur 

knapp das Doppelte war. 
Hinzu kam, daß auch die HEW vom Rausch 
Ober das neue Lieblingskind der Stromver­
käufer erlaßt wurde: der Nachtspeicherhel· 
zung. Mit Ihr sollten die Stromnachfrage 
auch der privaten Haushalte noch einmal 
ordentlich angeheizt sowie die Schwan· 
kungen zwischen Tag- und Nachtstrom 
kOnstlich aufgefangen werden. Die neuen 
Grundlastkraftwerke, AKWs nämlich, er­
hielten hierdurch aus Unternehmersicht 
erst so etwas wie eine Exlstenzberechti· 
gung. Von 6.200.000 kWh Im Jahre 1963 auf 
982.000.000 kWh 1983 stieg der Verkauf 
von Nachtstrom tor Spelcherheizungen! 

Grundlast ist · Im Gegensatz zur Spitzen· 
last • diejenige Strommenge, die ständig, 
also Tag und Nacht, abgegeben wird. Weil 
sie nicht ständig an· und ausgeschaltet 
werden können, werden insbesondere 
AKWs fOr Grundlastlieferungen einge· 
setzt. 
Die HEW haben also den extremen Ausbau 
Ihrer Kraftwerkskapazitäten vor allem im 
Grundlastbereich und fOr die Großabneh· 
mer aus Industrie und Gewerbe vorgenom· 
men und gleichzeitig den Mehrverbrauch 

.. Wieso muß ich als Strom· 
kunde eiientlich dafür ~ 
uhlen. daß die HEW immer 
mehr Kraftwerke bauen ~nd 
mit Ihnen Verluste ma· 
eben?" Das fragte sieb die 
Diplom-Physikerln Rose­
marie Rübsamen (3'7) und 
kam m dem Schluß: "Das 
sehe ich •• nicht eln, leb 
werde klqen." 

ihrer Sondervertragskunden nach Kräften 
gefördert. Der Stromverkauf an diese Kun· 
den Ist demzufolge sehr viel stArker ange­
stiegen als der Verkauf an die Tarlfkundln· 
nen. 

GEWALTIGE 0BERKAPAZI· 
TÄTEN 

Die HEW vertagen gegenwärtig Ober fol· 
gende Kraftwerkskapazltäten: 
Grundlast:insgesamt 2.983 ~W, darunter 
die AKWs Stad·e, Brunsbone und Krame!, 
wobei nur jeweils ein Teil des erzeugten 
Stroms den HEW gehört; ln Stade ein Orit· 
tel (210 MW), in BrunsbOttel zwei Drittel 
{514 MW), ln Krammal die Hälfte {630 MW). 
Zieht trau die 535 MW Mittellastkapazität 
aus mehreren Heizkraftwerken hinzu, so 
stehen den HEW insgesamt S.518.MW als 
maximale Dauerlast-Kapaz(tät zur VerfO· 
gung. Oie Spitzen4astkapazltät . drei Ga­
sturblnenkraftwerke und das Pumpspel· 
eherwerk von Geesthecht · beträgt 650 
MW, wodurch sich eine Gesamtkapazltät, 

Gesagt, getan: Gestern 
Mittag PunktzwölfUhr legte 
ihr Rechtsanwalt Winfried 
Günnemann dem Amtsge­
richt Harnburg die 18seitige 
Klageschrift samt zehn Sei-
ten Anhang auf den Tisch. • ."(\ ~ 
Du Ziel d""'dOage gegen _._~1.':1 ~ ~~' 
d;e HEW' Senkuu .\••V ~--'V 

t •i tlßl ~et . 
bei d 4tt\~ .. ..,m- Wlll nicht lönger fOr HEW-Fehler berohlen: Rosemarle RObso-
ver1 ~ kämen men (37) mit der Klageschrift gegen d ie HEW Foco: SOI.TOW 
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die sogenannte Netto-Engpaß.Lelstung, 
von 4.168 MW ergibt. 
Diese Zahlen mossen mit der tatsAchlich 
nachgefragten Strommenge verglichen 
werden. Im Jahr 1983 betrug die Höchst­
last, bei der es sich ja lediglich um eine 
kurzzeitig nachgefragte Leistungsspitze 
handelt, 2.174 MW (zum Vergleich: die Nle­
drlgstlast lag bei 750 MWJ. Das heißt, daß 
eine Überkapazität von 1.994 MW bestand. 
Um die Frage zu beantworten, ln welchem 
Maß Reservekapazitäten nötig sind, nimmt 
die KlagebegrOndung das zeltliehe Zusam· 
mantreffen dreler außergewöhnlicher Er· 
elgnlsse an: Jahreshöchstlast, Ausfall des 
größten Blocks (BUMS! d.S'In) und Ausfall 
der Lieferungen aus dem Verbundsystem, 
Ober das die EVU Strom austauschen und 
das kurzfristig mindestens 700 MW Ins 
HEW·Netz einspeisen kann. 
Der größte Block Ist der Anteil aus dem 
AKW Krommel, das ja vor kurzem tatsäch· 
lieh vorobergehend ausgefallen Ist, wo­
durch das Szenario einen zumindest halb­
wegs wahrscheinlichen An&trich be· 
kommt. Nimmt trau die 630 MW aus Krom­
mel als notwendige Reservekapazität • el· 
ne durchaus «konservative• Schätzung, 
wenn frau sie mit Aussagen fahrender 
Strommanager vergleicht, die zwischen 
acht und zwölf Prozent fOr ausreichend 
halten ·, so bleibt eine unnötige Überkapa· 
zitat von 1.364.MW. 
Diese gewaltige Überkapazität Ist Im we­
sent lichen auf die Grundlastkraftwerke ZU· 
rOckzufohren: allein die Grundlastkapazi· 
tät liegt um 809 MW Ober der 1983 nachge­
fragten Höchstlast Es herr-scht also auch 
aus betrlebswlrtschaftllcher, d.h. aus 
HEW..Sicht ein völlig absurder Zustand, 
denn Grundlast·Kraftwerke sind ja gerade 
dadurch definiert, daS sie den rund um die 
Uhr auftretenden Bedarf decken, nicht je­
doch kurzfristige Verbrauchsspitzen. 
Wenn trau die vorhandene Grundlast· 
Kapazität von 2.883 MW mit der tatsAch· 
lieh nachgefragten Grundlast (1.740 MW) 
Ins Verhältnis setzt, so ergibt sich eine 
Grundlast-Überkapazität von 1.243 MW. 
Die HEW kOnnten also getrost auf Ihre An· 
teile an den AKWs Brunsbottel und Kram­
mal verzichten. Da sie das aber nicht tun, 
mossen konventionelle Krattwerke stillle­
gen. Zusammengelaßt Die Kraftwerke der 
HEW können auf absehbare Zelt nicht 
sinnvoll ausgelastet werden. 

DIE KOSTEN DER 0BERKA· 
PAZITÄT 

Oie Grundlast-Überkapazität entspricht in 
etwa der Gesamtleistung des AKW .1Mßm­
IT)at_1.243 bzw. 1.260 MW. Die Baukosten 
fOr Krommel haben sich auf ~M be­
laufen, das Ist der heute normale Preis fOr 
ein AKW dieser Größe. Diese Summe hAt· 
ten die HEW aJso einsparen können, wenn 
sie auf Ihre Grundlast-Überkapazitäten ver· 
zlchtet hätten • etwas mehr als 250 Millio­
nen Mark pro Jahr also, wenn fraudie Bau· 
zelt von Krommel, die ja, was AKW8 be­
trifft, durchaus Im SChnitt liegt, zugrunde 
legt. Dazu muß trau die at'trlebs.und Per­
son~sten rechnen, die bel einem 1.300 
MW·Reaktor, der 6.500 Stunden pro .lahr 
lAuft, 1,d_ Pf pm e~t kWh Strom betr 

gen: 103 Millionen Mark )Ahrllchl FOr das 
VOIIIg OberfiOsalge AKW Brokdorf (vgl. Artl· 
k.el in dieser atom) mossen die HEW JAhr· 
lieh 137 Millionen Mark als Ihren Anteil an 
den Baukosten hinlegen, so daß sich die 
fOr die unnotzen Überkapazitäten aufge­
wendete Summe auf annähernd 500 Millio­
nen Mark pro Jahr belAuft. 
Bei dieser Rechnerel Ist zu beachten, daß 
es sich ausschließlich um eine betriebs­
wirtschaftliche und nicht volkswlrtschaftll· 
ehe Sichtweise handelt; Abriß, Endlage­
rung, Forschungskosten etc. sind darin al· 
so nicht enthalten. 
Wenn man dieses Geld nicht ausgegeben 
hAtte, könnte der abgegebene Strom um 
4,8 Pf pro kWh fOr alle Abnehmerinnen bll· 
llger sein! Diese 500 Millionen werden aber 
gar nicht gleichmäßig auf alle Kundinnen 
umgelegt, sondern bestimmte Kunden be­
ziehen den Strom zum Herstellungspreis, 
sind also gar nicht daran beteiligt, die Ko­
sten fOr die Überkapazitäten aufzufangen. 
Der Herstellungspreis setzt sich aus den 

Betriebs- und Personalkosten einerseits 
und den Brennstoffkosten andererseits zu· 
sammen und liegt derzeit zwischen 8 und 9 
Pfennig pro kWh. 
Die Kunden, die den Strom zu eben diesem 
Preis von den HEW beziehen sind: die 
Hamburger Stahlwerke (HSW), die 600.,000 
kWh Im Jahr abnehmen; die Nordwest· 
deutschen Kraftwerke mit 2.100.000 kWh 
(dieser Anteil entfallt, sobald Brokdorf ans 
Netz geht) und die Nachtspeicher· 
Kundinnen (1 .000.000 kWh). Zum Vergleich: 
alle Obrlgen Kundinnen der HEW nehmen 
zusammen 7.100.000 kWh ab.Das bedeu· 
tet: wenn die unnötige Belastung von mehr 
als 500 Millionen Mark pro Jahr auf alle 
Stromabnehmer/innen verteilt wOrde, wäre 
der Strompreis for alle Haushalte um 7,2 Pt 
je Kilowattstunde billiger. 

DER REYNOLDS·VERTRAG 

Die zu hohen Stromtarife der HEW sind, 



wie gezeigt wurde, zum größten Teil durch 
die Kosten for OberfiOssige Kraftwerkska­
pazitäten bedingt. Ein anderer Grund sind 
die enormen Verluste, die den HEW aus 
dem Stromlieferungsvertrag mit dem Un­
ternehmen Reynolds Aluminium I Hambur­
ger Aluminium-Werke (HAW) entstanden 
sind und weiter entstehen. Mit Ihrer Beteili­
gung am Bau deS AKW Stade Ende der 
60er Jahre wollten die HEW, ln Zusammen­
arbeit mit dem Hamburger Salat, ganz 
groß ln Industrieprojekte einsteigen; kon­
kret: der Bau des AKW war die Vorausset­
zung toröle Ansiedlung energlein~ 
Grundstoff-lnduJtrJebetriebe, unter ihnen 
aie Reynolds-Aiumlniumwerke, die schnell 
zum größten Stromfresser der Region 
avancierten. Mit dieser Firma schlossen 
die HEW einen Stromlieferungsvertrag mit 
20 Jahren Laufzeit, der Reynolds nur Vor­
teile und den HEW nur Verluste einbringen 
konnte: Reynolds verpflichtete sich in dem 
Vertrag zur Abnahme von jährlich 
1.700.000 kWh Strom, die HEW verpflichte­
ten sich, diesen Strom for 2 Pfennig wo 
kWh zu liefern. Auch wenn der Preis im 
riüle der Jahre um insgesamt 0,8 Pf. an­
gehoben wurde, und auch wenn trau be­
rücksichtigt, daß der Hamburger Salat den 

Vertrag· und damit die HEW. mit 75 Millio­
nen Mark subventionierte, so blieben doch 
die Sternerzeugungskosten im AKW Stade 
höher als der von Rynolds entrichtete 
Preis. 
Eine betriebswirtschaftlich sinnvolle Ko­
stendeckungsrechnung läßt sich nur auf· 
machen, wenn das Ziel gesteckt wird, wäh· 
rend der Lebensdauer eines Kraftwerkes 
so viel Geld damit zu verdienen, daß davon 
ein neues gebaut werden kann. Nach Be­
rechnungen des Verbandes deutscher 
Elektrizitätswerke (VDEW) entspricht dies 
beim Betrieb eines AKWs einem Strom­
preis von 11,6 Pf. je kWh. Ein Blick in den 
Jahresbericht 1982 der HEW ergibt bezO: 
gen auf den Vertrag mit Reynolds folgende 
Zahlen: Reynolds verbrauchte 1.747.000 
kWh Strom; torden an die HEW ~.3 Millio­
!'en Mark Oberwiesen wurden (dieser et­
was krumme Betrag erklärt sich durch die 
im Verlauf des Jahres vorgenommene 
Preis'erhöhung' von 2,5 auf 2,8 Pf.). Durch 
den Bezuschussungsvertra'gimf dem Se· 
nat konnten die HEW noch einmal 6,6 Mil· 
llonen Mark Einnahmen verbuchen • aber 
damit hatte es sich denn auch, was den 
Reynolds-Strom anging. 52,9 Millionen 
Mark Insgesamt. 

Bei einer •vernonftlgen• Kalkulation, die 
den Wlederbeschaffungs•wert' for ein ver­
gleichbares AKW zugrunde legt (s.o.), erge­
ben sich for die abgegebenen 1.747.000 
kWh jedoch Kosten von 202,7 Millionen DM 
mithin also ein Verlust von 149,8 Millionen 
Mark fOr 1982 allein aus dem Vertrag mit 
Reynolds. Auch diese Verluste mossen 
ausschließlich diejenlegen HEW· 
Kundinnen tregen, die den tarifl~hen 
Strompreis zahlen. Um weitere 2,1 Pf. 
könnte for sie also die kWh Strom billiger 
sein. 
Mit den 7,2 Pf. fOr die unnötigen Oberkapa­
zitäten Insgesamt aiJO 9,3 Pfennig. 
Um genau diesen Betrag den Strompreis 
fOr Rosemarle Robsamen zu senken, Ist 
Gegenstand Ihrer Klage vor dem Hambur­
ger Amtsgericht. Die HEW Ihrerseits haben 
Ober Ihre Anwälte inzwischen Stellung ge­
nommen. Tenor des Schreibens: Die Klage 
sei unbegründet und deshalb abzulehnen 
(dann ham die die Rechenerei wohl auch 
net verstanne,die S'in). Das Gericht selbst 
hat sich bislang noch gar nicht geäußert. 
Auf die weitere Entwicklung dOrfen wir ge­
spannt sein. 

Was lan.ge währt,8lbktto'Y~ 
wird endlich schlecht ~li KeJJt ~e1ee" 
Ende Dezember 1984 hatten die Ham· 
burger " Elekrizitätswerke Q!EW) sich 
vom Großteil ihrer Anteile am AKW 
Brokdotr"Befrennt und an die Preussag 
undderen 10ciiter NWK zu beispie8os 
schlechten Bedingungen verkauft. Unter 
dem Strich hat die HEW dabei 750 Mio. 
D..M ans dem Fenster geworfen. Zurück 
bleibt ein Scherbenhaufen, der für Harn­
burg, so die T AZ, •• .•• eine poUtische, 
wirtschaftliche und ökologische Kata­
strophe ..... bedeutet. 

Schon 1982 war von dem damaligen 
GAL-Abgeordneten Gärtner prophezeit 
worden, was sich Ende Dezember voll­
endet hat: Brokdorf wird zu einem gi­
gantischen finanziellen Reinfall für die 
HEW werden. Seit Jahren schon war 
schließlieb abzusehen, daß SO% der Ka­
pazitäten des AKW von der HEW nicht 
benötigt würden. Gegen den erbitterten 
Widerstand der Anti-Akw-Bewegung ist 
das einstige Symbol der Anti-Akw-Be­
wegung in der Vergangenheit durchge­
prügelt worden. Selbst das Ofper des da­
maligen Bürgermeisters Klose ist es den 
interessierten Kräften wert gewesen, den 
Reaktor weiterzubauen, entgegen allen 
Prognosen, die schon bei Baubeginn die 
energiepolitische Unsinnigkeit des Pro­
jektes nachgewiesen haben. 

In jüngster Zeit sollen nun angebliche 
Änderungen im Stromverbrauch zu den 
Verkaufsüberlegungen geführt haben -

blanker Unsinn, wenn man weiß, daß 
in Harnburg der Stromverbrauch seit 
I 0 Jahren stagniert. 

Das Geschäft des Jahres 

Die HEW verkauft von ihr~m.~Q~An­
teil 30%. 7 ,S% geben an die NWK, die 
ihren Anteil damit auf 57 ,S% aufstockt, 
und 22,5% an die PEAG, die Mutterge­
sellschaft der NWK, ihrerseits Tochter 
der bundeseigenen VEBA. Für diese 30% 
erhält die HEW nur 337 Millionen DM, 
was·" dem real verbauten Geldwert der 
HEW fUr die 30% in Brokdorf entspricht. 
Nicht berücksichtigt wurden dabei aber 
die schätzungsweise ruild400 Millionen 
DM an Zmsen fur Fremdkapital und Ver­
lusten der Kernkraftwerk Brokdoff GM­
BH, die sieb bis Ende 1984 voraussie t­
Ue aufgetürmt haben. Die Käufer ha­
ben also, wohl WJSSCM um die schwache 
Position der unter Überkapazitäten lei­
denden HEW, für einen Schleuderpreis 
ihre Anteile eingekauft. 

n.,. be~te 
11itte1, 

um fntrt,ie 
6i11ZU#fl1'm, 

i$.t .•• 

Auch ein weiteres gewaltiges Minus­
geschäft zwischen HEW und NWK kam 
im Zusammenbang mit dem Verkauf 
an das Liebt: Bereits seit 1982 verkauft 
die NWK von der HEW gelieferten Strom 
als Zwischenhändler an die Scbleswig­
Holsteiniscbe Scbleswag zu erbeblich hö­
heren Preisen als den Verkaufspreisen 
der HEW weiter. AUein bei diesem Ge­
schäft bat die HEW einen Verlust von 
340 Mio. DM gemacht; zusammen mit 
den 400 Mio. DM vom Verkauf also 
eine Summe von rund 750 Mio.DM. 
Diese von der GAL aufgestellte Rech­
nung wurde bisher auch nicht demen­
tiert. 

Dies ist jedoch nur der erste Streich. 
Richtig deutlich, wie die NWK die HEW 
bei den Verbandlungen über den Tisch 
gezogen bat, wi.rd es erst mit dem zwei­
ten Teil des Geschäftes. 

Ab dem 1.7.1985 nämlich gibt die 
HEW ihr bisher einziges ausbautricbti-
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ges Muktaebiet an die NWK ab. Für 
200 Millionen DM verzichtet die HEW 
damit auf ihre bisherigen Rechte, allein 
die Gebiete des Hamburger Umlandes 
der Schleswag mit Strom zu versorgen. 
Nur so macht der ganze Deal auch für 
die NWK einen Sinn, denn auch die PE­
AG hat letztendlich schon reichlich 
Oberkapazitlten. Nur im Zusammen­
ban~ mit dem neu erschlossenen Ab­
satzgebiet bekommen die spottbillig 
abgestaubten Brokdorf-Anteile einen 
Sinn. Angenehmer Begleiteffekt außer­
dem: Die schon vorher juristisch frag­
würdigen Ansprüche auf Nachzahlung 
des NWK-Spekulationsgewinnes aus 
Schleswig-Holstein dürften mit dem Ab­
treten des Gebietes noch unsicherer 
werden. Auch die 200 Mio. DM an Ab­
findung werden da der HEW nicht aus 
der Klemme helfen, im Gegenteil; sie 
werden nicht annihernd die erwarteten 
Einkommenseinbußen ausgleichen . Ver­
suche, sich den Obernahmebestrebungen 
der NWK zu widersetzen, wiren kaum 
möglich gewesen, da die Verträge von 
1982 nach Meinung der HEW derart ig 
undurchsichtig sind, daß sich aus einem 
ansonsten zu erwartenden Rechtsstreit, 
wihrenddessen die HEW bi tte weiter 
liefern mllssen, leicht weitere immense 
Verluste hätten entstehen können. 

Harnburg steht nach a1i dem schlech­
ter da als zuvor. Vor allem ein Ziel der 
ganzen Aktion , Überkapazitäten abzu­
bauen und auch d.ie prozentuale Ab­
hängigkeit von Atomstrom 1st durch die 
Schrumpfung des Versorgungssebietes 
nicht geringer geworden. 

Und wer zahlt mal wieder? 

Die Zeche zahlt mal wieder, wen wun­
derts, die vielzitierte kleine Frau! Die ja 
bekanntlich weit höhere Tarife zahlt, als 
Groß-verbraucher, die den Stromz.T . un­
ter den Herstellungskosten beziehen. 
Zwar sollen die Stromtarife in den nlbe­
ren Zukunft. angeblich nicht erhöht wer­
den, um die drohende Pleite der 72%igen 
Stutstochter zu verhindern mllßte dann 
jedoch musiv mit Steuergeldern nachge­
holfen werden. Nur die Verantwortlieben 
mr du Debakel werden wieder &limplich 
davon kommen: Außer dem schon voll­
zogenen Rauac:hmiß des Ex-HEW.Chefs 
Oberlach, wird sich da nicht. viel mehr 
tun; lm Geaenteil, Enel)iesenator Kuhbis 
der als Exponent des Verkaufs schon 
auf der Abscbttßliste sowohl der CDU 
als auch vo1. Teilen der SPD steht, 
spricht von "einer klusischen Fehlinve• 
tition. .. So simpel ist du alles. 

Weichens18llung zu Lasten der Um­
welt 

Eine mindestens ebenso katastrophale 
Auswirkung wie auf die rein finanzielle 
Seite dürfte das Geschäft auch auf die 
weitere Energieplanung und , damit ver­
bunden, auf den Umweltschutz in Harn­
burg haben. Sämtliche Bestrebungen von 
der energieverschwenderischen und um­
weltschidigenden Gas-Atom-Kombina­
tion für Wärme und Strom wegzukom­
men, sind damit praktisch mangels Kas­
se gescheitert. 

Für den langfristig sinnvollen , aber 
kostenaufwendigen ausbau des Fern­
wärmenetzes ist nun kaum noch Geld 
vorhanden, auch eine Umrüstung der 
demnächst erneuerungsbedürftigen alten 
Kohlekraftwerke auf Kraft-Wärmekopp­
lung wird kaum durchgeführt werden . 
Geradezu ins Gegentiel verkehrt werden 
d agegen die Vorteile des Fernwärmepro­
jektes durch die drückenden Strom-Ober­
kapazitäten: Für den trotz allem zag­
haften Ausbau der Fernwärme sollen 
nun reine Wärmekraftwerke ohne Strom­
erzeugung her, wie es zur Zeit hinter 
verschlossene.n Türen filr das Prestige­
objekt Haferweg geplant wird. Die er­
zeugte Wärme wird so teuer und nicht 
um weltverträglicher. 

Die Hände reiben können sich szu 
guter Ietzt nur die Atom- und Gasge­
sellschaften, beziehungsweise deren Lie­
feranten. 

Die lukrativen Gasgeschäfte in Harn­
burg, die nun auch nicht mehr ihren lis­
tigen Konkurrenten, die Fernwärme filr­
chten müssen, hat nämlich, als Lieferant 
der Hamburger Gaswerke, die BEB in 
der Hand, eine Tochterge~llschaft von 
Shell und Esso. 

Und auch die nun besiegelte lang­
fristige Bindung Hamburgs an den Ato m· 
strom dUrfte mancherorts nur positiv 
aufgenommen werden. Auch eine Ober­
nahme der bankrotten HEW durch den 
Energiegiganten NWK-PEAG-VEBA liegt 
nun nicht mehr außerhalb der Möglich­
keiten. Eine Regelung wäre es auf jeden 
Fall, die dem Hamburger Senat vielleicht 
nur recht wäre, da sich damit solch läs­
tigen Probleme wie Oberkapazitäten, 
Atomstrom, Fernwärme und Umwelt­
schutz problemlos wegschieben könn­
ten, wie es gerade auch in Bremen vor­
sichgeht, wo der Senat versucht , die 
dortigen Stadtwerke stückweise an die 
NWK zu verkaufen. 

ln Brokdorf geht es zügig voran 
, ,... .. ,.., ••• r.l .. ., ...... 

..... t\MII,I~ 
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Femwämte -Ein Kuckucksei? 
Überall in der Bundesrepublik Deutschland 
werden Fernwärmenetze angelegt und 
ausgebaut. 8 % des RaumwArmebedarfs 
werden derzeit schon durch FernwArme 
gedeckt. lo einigen Stldten Ist der Anteil 
sogar wesentlich hOher. Er liegt z.B. in 
Wolfsburg bei 70 %, ln Kiel bei 40 %, ln 
Harnburg sind es 31 %, in Mannheim 30 % 
und in MOnehen 25 %. Der Bestand der mit 
FernwArme versorgten Wohnungen 
wAchst jährlich um ca. 3 %. 

Fast scheint es, daß sich BOrgerlnltiatlven, 
Grone, SPO und sogar die Bundesregie­
rung darober einig sind, daß Fernwlr!:Jl8 
ausgebaut werden soll, denn lobende Au· 
ßerungen Ober dies Energiesystem hört 
trau aus den unterschiedlichsten Richtun­
gen. Oie Initiative gegen das Waldsterben 
"Robln Wood" fordert den Ausbau von 
FernwArme, die Gron alternative Liste hat 
ein Fernwärmekonzept fOr Harnburg ent· 
wickelt, die SPO in Nordrhein Westfalen 
forciert den Ausbau dieses Energieträgers 
und sogar der Staatssekretär Im Bundes· 
wlrtschaftsministerium erklärte: " Im Inter· 
esse der Substitution von Mineralöl, der 
Energleelnsparung, Insbesondere durch 
den Einsatz der Kraft-Wärme-Koppelung 

und einer in Verminderung der Umeltbela· 
stung besonders in Ballungsräumen Ist ei· 
ne weitere Ausbreitung der Fernwärme zu 
begraBen." 

Über 2 Milliarden DM Offentliehe Mittel 
sind seit 1974 dafor ausgegeben worden. 
Das von Bund und LAndern finanzierte Zu· 
Schußprogramm sieht die Bereitstellung 
von 1,2 Mrd. DM vor. Es läuft 1985 aus, soll 
dann aber ein Jahr ohne Mlttelauf­
stockung verlängert werden. ZusAtzlieh 
können die ElektrlzltAts- und Fernwirrne­
gesellschaften noch eine 7,5 prozentlge ln­
vestltlonazulage beanspruchen. 

Einer der torschesten Verfechter der Fern· 
warme Ist der nordmein-westfälische Ar· 
beltsminlster Farthmann. Er forderte in el· 
ner Studle•eln Investitionsprogramm von 
90 Mrd. DM for seine ehrgeizigen Ausbau· 
plane. Im letzten Sommer wurde in 
Nordrhein-Westfalen die Gemelndeord· 
nung so verändert, daß die GemeinderAte 
einen Anschlußzwang fOr Fernwarme eln· 
fOhren können. 

DIE STEAG, eine Tochtergesellschaft der 
Ruhrkohle AG hat bereits PlAne for die Ver· 
netzung des gesammten Ruhrgebiets in 

der Tasche. Sie plant eine VeriAngerung 
der 30 km langen Ruhr-Schiene um weitere 
12 km bis nach Herne. Dort soll nach den 
Vorstellungen der STEAG ein Helzkraft· 
werksklotz von 780 Megawatt entstehen. 
Auch ln Mannhelm LudwlgShafen, tragt 
der Gigaantlsmus relc~e BIOten: Dort wird 
eine 55 km lange Rhein·Neckar· 
Sammelschiene und das größte Fernhelz· 
netz Westeuropas gebaut, an das von 1986 
an 4 Foottel der Haushalte angeschlossen 
werden sollen. 

Oie Atomlobby trAumt davon, auch aus 
AKW's Fernwarme auazukoppeln, doch da­
für stehen die vornandenen Atommeiler zu 
weit von den Ballungszentren entfernt. Nur 
in Stadte liefert das AKW bisher Wärme fOr 
die Industrie. 
Schon diese Belspiele zeigen deutlich, daß 
die Vertreter des Energie- und Staatsfilzes 
unter Fernwarme etwas anderes verste­
hen, als eine ökologisch sinnvoll ange­
wandte ?wlrme-Kraft-Kopplung. Doch die 
Liste der Negativbelspiele läßt steh noch 
verlängern: 

24 Prozent der Fernwarme wird aus Hel· 
zwerken geliefert mit anderen Worten, 438 
von 555 Vj)rsorgungsW9rken slnct einfach 
zentralisierte Heizun~n ohne Strompro­
duktlon. 

ln Berlin wird ein großes Kohle· 
Heizkraftwerk zusAtzlieh zu den bestehen· 
den Kohle- und Olkraftwerken gebaut, ob­
wohl gar kein weiterer Strombedarf be­
steht. Um dieses Loch zu stopfen, werden 
parrallel zur Fernwarme Nachtstromspei­
cherhelzungen ausgebaut. Da Ist es nicht 
verwunderlich, wenn die BI · 
Energieplanung und Umweltschutz Berlin 
bel ihren Rechnungen keinen Einsparunge­
seffekt des Gesamtsystems Fernwärme 
und Stromheizung gefunden hat. 
Solche Planungen entstehen nicht zufällig. 
Or. Schiffer vom Bundeswirtschaftsmlni· 
sterlum lobte auf der Norddeutschen 
Fachtagung 84 in einem Atemzug sowohl 
den Ausbau von Kohle-Heizkraftwerken, 
als aulch den Einsatz von Strom Im Wir· 
memarkt, um die Zukunft der KohlefOrde­
rung zu sichern. 

Aber selbst wenn der Ausbau von Fernwar­
me nicht gleichzeitig an eine Erhöhung der 
Stromverbrauchs Im Warmemarkt gekop­
pelt Ist, finden sich noch weitere Nachtei­
le: Durch Fernwarme wird in den Wotmun­
gen der jetzige Stand der Helzenerglever· 
schwendung festgeschrieben und erhöht. 
Oie meisten Verteilungssysteme sind Ober· 
dimensioniert und der Raumwarmebedarf 
wird von den zentralen Schaltstellen Ober· 
schätzt: ln Monehen erklärte z.B. der Olrek· 
tor der Elektrizitätswerke, da8 bei etwa 
100 000 Wohnungen die Anschlosse ln den 
Jahren, als Energie noch billig war, auf ex· 
treme Temperaturen ausgelegt worden wa· 
ren. Heute sei zu beobachten, da8 die An­
schlußwerte zu groß bemessen seien. 
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Oie Fernwarmekundinnen werden durch 
die Tarifregelung zusatzlieh am Sparen ge­
hindert. Ähnlich wie beim Strom ist der 
Preis in Grund- und Arbeitspreis aufgeteilt. 
Da der Grundpreis unabhangig vom Ver­
brauch ist, muß jemand mit hohem Ener­
gieverbrauch weniger fOr seine Energieein­
heiten bezahlen, als jemand, der wenig ver­
tiraucht Bei den hert<Ommllchen Heizsy­
stemen Ist der Preis dagegen linear. Nach 
dem Femwarmeanschlu6 verachwinden 
daher oft die Anreize zur Warmedammung 
und auf Jahrzehnte wird eine bestimmte 
Energieverbrauchsstruktur festgelegt, de­
ren Bedingungen und Preise das Versor­
gungsunternehmen bestimmt. Olea hat gar 
kein Interesse daran, das Energie gespart 
wird. FOr die Elektrlzltatsunternehmen ~ 
deutet Fernwarme eher eine Ausweitung 
des Mart<tes und des Einflusses. Außer­
dem Ist der Ausbau des Rohrnetzes erst ab 
einer bestimmten warmedichte rentabel. 
Daher besteht sct,on fast die Verpflich­
tung, fOr einen hohen WArmeverbrauch zu 
sorgen. 
Nun kOnnte trau Ja denken, da& diese Ver· 
schwendungspolltlk nicht so schlimm sei, 
da die Fernwarme eine Abfallenergie sei, 
die eonst nicht genutzt worde. 

Doch diese Vor­
stellung stellt die V8fhlltnlase zu grob dar, 
denn Im Bundeadurchschnlttt muß 60 • 
10 % Prtmllenergle for 100 % Fernwarme 
zusltzllch zur Abfallenergie eingesetzt 
werden. Du hingt natortlch Im einzelnen 
von dem Wlrt<ungagrad der Anlage ab. 
Technisch 116t sich das so erkllren: Der 
kondensierte Dampf nach dem Weg durch 

die Kraftwerksturbine Ist nicht mehr heiß 
genug for das Femwarmenetz. Das Was­
ser wird mit 130 bis 150 Grad ins Netz ein­
gespeist und muß daher aus der Turbine 
raus ehe der Dampf die ganze mögliche Ar­
beit geleistet hat. ~m die Stromproduktion 
gleich hoch zu halten, wird zusatzlieh ge­
heizt. Auch wenn dieser zusatz.llche Ener­
giebedarf nicht so hoch Ist, wie die nutzba· 
re Femwarme, darf nicht so verschwende­
risch mit Ihr umgegangen werden, sonst 
Ist der ganze Einspareffekt wieder dahin. 

Eine Studie, die Umwelttechnlket1nnen Im 
Auftrag der BI Energieplanung und Um­
weltschutz Berlin anfertigten, kommt zu 
dem Schluß, daß in Berlin der Einsparef­
fekt bei der Umstellung von E.lnzeiOfenhel· 
zung auf Fernwarme vOiilg ·aufgehoben 
wird, da sich der Nutzenenergieverbrauch 
der Einzelnen enorm erhOht wenn sie nicht 
mehr selber heizt. 
FOr den Ersatz von Ölzentralhelzungen 
durch Fernwarme aus Berllnder Heilkraft· 
werken errechneten sie einen Einsparef­
fekt von rund 50 Prozent, da bei der Zen­
tralheizung sowieso schon mehr Nutzaner­
gie verbraucht wird, als bei Einzelhelzun­
gen. Doch dieser Wert kOnnte durch Wlr­
medlmmung und Verbesserung der Hel­
zOikessel ebenfalls erreicht werden. Sol· 
ehe Maßnahmen werden hinterher Jedoch 
OberfiOsslg. 

Ich will jetzt nicht unterschlagen, daß in ei­
nigen Fallen Kohle Helzkraftwer1<e in direk· 
ter Konkurrenz zu Atomkraftwerken ste­
hen. ln diesen FAllen sind natortlch selbst 

Kohlekraftwerke mit Überdimensionierten 
Fernwlrmenetzem ein erheblich kleineres · 
Übel, fOr das wir uns dann auch ohne 
Bauchschmerzen einsetzen kOnnen. 

Aber bei unseren Forderungen mossen wir 
trotzdem aufpassen, daß da nicht ganz 
pauschal "der Ausbau von Fernwlrme" als 
sinnvolle Altetnative zur jetzigen Energie­
politik hingestellt wird. Wir mossen viel ge­
nauer beschreiben, wie Fernwarme nach 
unserer Meinung eingesetzt werden kann. 
Zum einen sollte die warme natortlch nicht 
in reinen Heizwerken produziert werden, 
sondern in Warme-Kraft-Kopplung. Außer­
dem sind kleine Block-Helzkraftwert<e 
760 MW KlOtze. Oie Produktion des Kraft­
werkes moBte an den wirklichen Heizener­
giebedarf angepa6t werden. Oie Wege der 
Rohre sollten mOgllchst kurz sein • Nah­
warme statt Fernwarme · und die Wohnun­
gen ln dem entsprechenden Bezlr1< mOSten 
vorher mit einem umfassenden Programm 
warmegedlmmt werden, bevor die Be­
darfswerte for die warme festgestellt wer­
den. 
Einer solchen sinnvollen Nutzung der 
Warme-Kraft-Kopplung stehen zur Zelt 
wirtschaftliche Verhaltnisse Im Wege. Oie 
Elektrlzltltsuntemehnnn verkehren unsere 
Vorstellungen schlicht Ins Gegentell und 
machen aus der Wirrne-Kraft-Kopplung 
ein zentralisiertes System, daß den Ver­
braucherinnen Ihre Elnflu6mOgllchkelten 
noch mehr beschneidet und letztendlich ei­
ne vernonftlge Umstellung der Energienut­
zung unter Umstanden behindert. 
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Ka1npagne »Energiebroschüre« zu Ende: 

Mit dem Rundbrief Nr. 11 hat das Kassler «Koordlnationsboro EnergiebroschOre» seine Arbeit eingestellt. 
Eingeschlafen war das 1980 mit großem Elan beschlossene und begonnene Projekt bereits vor mehr als 
einem Jahr; nachdem die Braunschweiger Buko das Thema nicht mehr behandeln mochte, blieb es der 
AtommOllkonferenz vorbehalten, das Stiefkind der Bewegung nun auch offiziell zu Grabe zu tragen. - An· 
laß zu einem kurzen ROckblick und einer Wertung. 

Die Anregung war aus Dänemark gekom­
men. Innerhalb von wenigen Monaten hat­
te die Anti-Atom-Organisation OOA zwei­
einhalb Millionen Exemplare einer 16-
seitigen Broschüre unters Volk und in na­
hezu alle Haushalte des Landes gebracht. 
Leicht verständlich und ansprechend auf­
gemacht waren in der bald Oberall so ge­
nannten •Energie-Broschüre» die Argu­
mente gegen Atomkraftnutzung zusam­
mengeJaßt und Möglichkeiten einer dezen­
tralen, sanften Energieerzeugung aufge­
zeigt worden. 
Um dem •Trommelfeuer der Batreiber und 
Regierenden» (Zitat aus dem ersten Rund­
brief) auch hierzulande etwas vergleichba­
res entgegenzusetzen, beschließt die Bre­
mer Bundeskonferenz der BOrgerinitiativen 
im Herbst 1980 ein ähnliches Projekt for 
die BAD. Eine offene Redaktionsgruppe, 
an der sich AKW-Gegnerinnen aus mehre­
ren Städten beteiligen, nimmt Anfang '81 
die inhaltliche Arbeit auf. Ern erster Ent-

wurf wird bundesweit verschickt; als ROck­
meldungen gehen Kritiken, Anregungen, 
alternative Textvorschläge und auch 
30.000 Mark Spenden von Ober 150 Bis und 
Einzelpersonen ein. 
Ein •nationales Treffen• verabschiedet im 
Juni '82 den mit Änderungen versehenen 
Text, wobei es zu einer Kampfabstimmung 
zwischen dem •alten• Entwurf und einer 
weitergehenden Fassung kommt, in der 
die Atomenergie als ein Ergebnis kapitali­
stischer Produktionswelse benannt und 
dementsprechend die Forderung nach 
grundlegender Änderung der gesellschaft­
lichen Verhältnisse erhoben wird. 
Eher nebenbei und in Umrissen war bis da­
hin die parallel zur Verteilung zu organisie­
rende Kampagne skizziert worden: als An­
laufstalle for Presse und Treffpunkt der Re­
daktion sowie zur Koordination der Vertel· 
lung und der Finanzen sollte ein zentrales 
Boro mit mindestens einer bezahlten Stelle 
eingerichtet werden; die Verteilung selbst 
sollte zunächst dort beginnen, «WO sie poli­
tisch auf guten Boden fällt• (aus den Pro-

tokollen); Demonstrationen, Veranstaltun­
gen, Ausstellungen, Dlskussionsabende, 
kurz: ein Feuerwerk von Aktionen sollte ab­
gebrannt werden, um die Verteilung poli­
tisch zu begleiten. 
Nach der '82er Bundeskonferenz, die das 
Projekt eher gelangweilt absegnet, wird im 
Kassler Umweltzentrum das Koordina­
tionsbüro eingerichtet. 
Im Januar 1983 werden die ersten 400.000 
Exemplare ausgeliefert; sie können von 
den bis dahin eingegangenen Spenden be­
zahlt werden. Verteilt wird in Braun­
schweig, in den Landkreisen LOchow­
Dannenberg und Schwandorf, bei Hanau, 
in Neckarwesthelm sowie an mehreren Or­
ten in Schleswlg-Holstein. 
Innerhalb von wenigen Wochen ist die Auf­
lage vergriffen, aber außer in Braun­
schweig, wo es eine exakte Planung und 

einfallsreiche Aktionen gibt, verläuft die 
Verteilung ohne Konzept. Dennoch rea­
giert die Atom-Lobby: die Baden-Werke for­
dern unter Androhung eines Zwangsgel­
des von 50.000 Mark die Unterlassung der 
in der Broschüre aufgestellten Behaup­
tung, sie hätten zur Untermauerung ihrer 
LOge von zukünftigen Stomengpässen 
-während eines Fußballspiels den Strom 
abgeschaltet. ln dem Betreibar-Blatt 
•Nachbar GKN• (Neckarwesthelm) er· 
scheint eine eher dOmmilche Rezension. 
ln mühseligen Verhandlungen mit gronen 

Partelgliederungen und unter größten An­
strengungen der Kassler BOro-Mensehen 
wird im Sommer schließlich- das Geld for 
eine zweite Auflage zusammengebracht. 
An ein gemeinsames Vorgehen zumindest 
der vertellenden Gruppen Ist allerdings 
längst nicht mehr zu denken, die Broschü­
rentreffen sind schwach besucht. 
Ohne den Ansatz einer Kampagne wird die 
Auflage in Osnabrock, Gießen, Ahaus, 
Hannover, Kaikar und Wargassen unter die 
Leute gebracht; sie ist ebenfalls schnell 
vergriffen. 

ln der folgenden Wertung schließen wir 
uns den Ausführungen von Kai an, der die 
Arbeit im Kassler Büro während der letzten 
Jahre mehr oder weniger allein getragen 
hat: 

Versuch einer Wertung 

Damit erst gar keine Irrtümer aufkommen, 
will ich gleich zu Beginn klarstellen, daß 
nach meiner Meinung das Projekt gemes­
sen an seinen Zielen gescheitert ist. Auch 
die beachtenswerten regionalen Einzeler­
folge können darOber nicht hinwegtäu­
schen. Sie stehen in keinem Verhältnis 
zum Investierten (Kraft, Zeit und Geld). Ei· 
ne Beendigung des Projekts scheint mir at­
so zyvingend notwendig. 

Ich will mich gar nicht lange mit dem Beleg 
der Behauptung vom Scheitern des Projek· 
tes aufhalten. Erinnert sei aber an Proto­
kolle und Rundbriefe (siehe auch ln der vor­
stehenden Chronik~ in denen Forderungen 
und Bedingungen fOr ein Gelingen des Pro­
jekts, Zielbeschreibungen genannt sind, 
die zu keiner Zelt erfüllt wurden. Beispiels­
weise gab es nie das "Organlsatlonskoml· 
tee", welches kontinuierlich die verschie­
denen Bereiche der 'Kampagne' steuern 
sollte. Den geplanten (notwendigen) gro­
ßen Presseeinstieg • von Tagesschau und 
Titelseiten war die Rede • hat es nie gege­
ben. Diese Aufzählung ließe sich noch ein 
Weilchen fortsetzen. 
An den Orten, wo die Verteilung am besten 
lief, war die gesamte Resonanz gemessen 
am Einsatz dürftig. Aber am Belspiel Kas­
sel wird deutlich, daß die Freude, der Stolz 
darüber, daß ca. 130 Leute zur Verteilung 
(re-)aktlvlert werden konnten, daß 
Diskussions- und lnformatlonsveranstal· 
tungen zum Thema Energiepolitik z. T. sel­
ten gut besucht waren, daß die regionale 
Presse an der Berichterstattung doch 
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nicht vorbeikam, daß doch ein klltzekleln­
blßchen Druck auf die Stadtwerke (Thema 
regionale Energleversorgung) ausgeübt 
werden konnte, daß diese Freude doch ih· 
ren Dämpfer erhält, wenn dafor wochen· 
lang nervenzerreibende Organisaiton und 
allein fOr Kassel ca. 20 000 DM aufgewen· 
det werden müssen. All dies vor dem Hin· 
tergrund, daß eine wirkliche VerknOpfung 
der Verteilung an den verschiedenen Orten 
zu einer Gesamtaktton die den Namen 
'Kampagne' trägt u.U. verdient hätte, nie 
gelungen Ist. Es Ist ja von uns selbst (s. 
Chronik) nach dre Verteilung der ersten 
Auflage kritisiert worden. 
An den Reaktionen der 'Gegenseite' zeigte 
sich, daß wir durchaus hätten erfolgreicher 
sein können. Wer zu einer Klage ausholt 
wie die Badenwerke, fOhlt steh bedroht. 
Die Baden-Werke allerdings haben schnell 
bemerkt, daß die Bedrohung dann aber 
doch keine so große war; anders Ist ihre 
Zurackhaltung kaum zu erklären. 
VIel wichtiger als das nochmalige Aufzäh· 
len der Fehler scheint mir die Frage, was 
da nun eigentlich passiert Ist? Wie aus 
dem mit Schwung auf den Weg gebrachten 
Großprojekt der Bewegung dieses Stief­
kind 'EnergiebroschOre' wurde. Ich will den 
Versuch, diese Frage zu beantworten, mit 
der Beschreibung des Eindrucks beginnen, 
den ich hatte, wann immer das Thema 
'EnergiebroschOre' Thema eines Treffens 
wurde. Dieser Einruck war: Es herrschte 
Desinteresse. Desinteresse geäußert ln 
den verschieden$ten Formen. Das pelnll· 
ehe und/oder gesammelte Schwelgen ge­
hört dazu wie das Festklopfen alter Be­
schlOsse und Stellungnahmen, um das 
Thema so schnell wie möglich zu beenden, 
es wurde Verantwortung oder Arbeit be­
reitwillig deligiert, es gab auch Ablehnen, 
aber das Interesse reichte auch hier nicht 
zu aktiven Schritten gegen das Projekt. Es 
war Immer eine groBe Müdigkeit zu sparen, 
eine Unwllllgkelt, sich mit den Thema zu 
beschäftigen. 

Aktionen und zwar auch solchen, die nicht 
von der Broschüre und Ihrer Verteilung ab­
hängig waren, sondern solche, bei denen 
die BroschOäre sozusagen Hintergrund· 
material gewesen wäre, eine solche Pla· 
nung fand nicht statt. Es war ausgesprop­
chen (s. C~ronlk), daß dies ebenso wichtig 
sei, aber es fehlten Menschen und Ener­
gien, um dies auch anzugehen. So stellten 
also stattdessen die regionalen Gruppen 
Ihre Begleltprogramme auf die Beine, die 
sehr auf die Broschüre und Ihre Verteilung 
konzentriert waren. Der belebende Funke 
fehlte, die Abnutzung war groß. Die Konse­
quenz: eine Gruppe nach der anderen ver­
abschiedete sich von dem Projekt, nach­
dem sie Ihre Verteilung endlich (!) hinter 
sich hatte, die Redaktionsgruppe war 
längst zerfallen, von einem 'Organisations­
komitee• war keine Rede mehr. Das Projekt 
'EnerglebroschOre' wurde nun zum unge­
llebten Kind. Selbst die, die es nicht mehr 
mochten (es gab z.B. die harte und Ober· 
aus ausführliche Kritik der BUU-Hamburg; 
s. Atomexpress Nr. 34, MaUJuni 83) schlu· 
gen es nicht tot. Sei es, weil siEt an der Ent· 
stehung nicht beelnflußt oder verhindert 
hatten. Alle anderen waren froh, sich nicht 
damit beschäftigen zu mossen. 
Alle außer denen, die die Broschüre noch 
nicht zur Verteilung hatten. Nach der 
durchaus unbefriedigten Verteilung der 1. 
Auflage (s. Chronik), lag massenhaft 
schriftlich und mOndlieh geäußertes Inter­
esse vor. Dies führte zu der m.M nach be­
dauerlichen aber Immerhin sicheren Fehl· 
einschätzung Ober die Möglichkelten der 
Fortsetzung bzw. Belebung der Aktion. Der 
Wunsch von Menschen und Gruppen, eine 
gut aufgemachte Broschüre zum Thema 
Energiepolitik massenhaft zu verbreiten, 
wurde verwechselt mit der Bereitschaft, 
der Fähigkeit dieser Gruppen und Men· 
sehen eben diese zum Anlaß zu 
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Nach dem von Bremen gab es 
noch eine Unmenge Aktivitäten. Aktenord­
ner voll von Zuschriften und die Protokolle 
der Treffen belegen dies. Als es dann aber 
richtig losgehen sollte, kam der Elnbruck. 
Schon auf der Bundeskonferenz ln Kassel 
1982 soll diese MOdlgkelt zu sporen gewe­
sen sein. Sporbar wurde sie spätestens bei 
den Versuchen, ein Oberregionales Kon­
zept zu formen. Hier zeigt steh, daß Ober 
der redliktlonellen Arbeit an der Broschüre 
die Inhaltliche Auseinandersetzung Ober 
die Form der 'Kampagne' und damit eine 
aktionsorientierte Vorbereitung vernach· 
lässlgt wurde. Die Planung von Demos und 

Veranstaltungen, die auch in Form und ln· 
halt Ober den vorsichtigen "populären" An­
satz der Broschüre hinausgehen. 
Die Sache wurde also mit wieder (fast) völ· 
llg neuen Aktionen fortgesetzt. Alte An­
sprache aufgewärmt, die wirklichen Män­
gel und Schwächen leider nicht erkannt. 
Die Konsequenz war eine Verteilung, die • 
wieder gemessen an AnsprOehen und Ein­
satz • der Verteilung der 1. Auflage an 
Sang- und Klangloslgkeit in nichts nach­
stand. Und wieder der gleiche Effekt. Die, 
die mit der Verteilung fertig waren, waren 
wirklich zum Großtell fertig mit dem Pro­
jekt. Die einzigen, die sich verständlicher 
Welse noch regelmäßig melden, sind die, 
die noch Geld zu bekommen haben. 
Im Unterschied zum OktQber 8311egen jetzt 

auch keine großen Anfragen mehr vor. Die, 
die noch nicht Ihre Partie abbekommen ha­
ben, haben so lange warten mossen, daß 
Ihr Interesse erlahmte. Uod hier Ist wohl 
ein weiterer Grund neben dem o.g. Mangel 
an aktlonsorlenterlter Vorbereitung zu fin­
den. Die endlose Wartezeit. Alles ln allem 
hat es zwei Jahre gedauert bis die Bro­
schüre druckreif war. Bis dahin hatten alle 
gezahlt, geplant, gedacht praktisch ohne 
was dafor zu bekommen. Das zermürbt, 
macht mode und unwillig. Und als dann 
endlich die erste Auflage kam, war sie viel 
zu niedrig. Und wieder ein Jahr Wartezelt 
bis zum nächsten Schwung. Dieses War­
ten hat sicherlich so manchen Schwung 
zum Erliegen gebracht und hier und dort 
wurde die Verteilung dann zur Pflichtü­
bung. 
Die lange Zelt der Vorbereitung wäre aber 
m.E. nur schwer· wenn wir mal von den II· 
stlgen Geldbeschaffungsaktionen abse­
hen • zu verkürzen gewesen. Ohne die 
grOndllche, jede Beteiligung ermöglichen­
de Ausarbeitung der Broschüre, die sie 
zum Projekt der Bewegung machte, ohne 
diese, im wörtlichen Sinne, Basisarbelt, 
wäre keine einzige Auflage denkbar gewe­
sen. 
Ober die Jahre der Vorbereitung und des 
Wartens hat sich Oberdies die Anti-AKW· 
Bewegung verändert. Eine Geschlossen­
heit, die das Projekt in Gang gebracht hat, 
gibt es nicht mehr. Sie aber wäre wohl Vor­
aussetzung fOr ein den Vorstellungen ge­
mäßes Gelingen gewesen. 
Ich glaube also, daß es diese drei Dinge, 
die Veränderung der Anlt-AKW-Bewegung, 
die langen und nicht zuletzt das 

einer 
tung von Aktionen sind, die dem Erfolg des 
Projektes Im Wege standen und Immer 
noch stehen. 
Nach meiner Einschätzung sind dies alles 
Grane genug, um das Projekt nun auch of­
fiziell zu Grabe zu tragen. 
Grande aber, um Im Nachherein sich maß. 
los zu ärgern und Ober verschwendete 
Kraft,zu fluchen, gibt es aber m.E. nicht. Zu 
Beginn der Arbeit waren die Probleme 
nicht Oberschaubar und wenn auch die 
'Gesamtkampagne' ein Flop war, so bleibt 
doch die Tatsache, daß regional eine Men­
ge wichtiger lnforamtlonen gemacht wur­
de. Angesichts der fortlaufenden PR· 
Maßnahmen der Elektrlzltätsversorgungs­
unternehmen und Ihren Tarnorganisatio­
nen sicher kein Fehler. 
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1) Der Bremer Spitzel Klaus·Dieter Hoff· 
mann, Ober dessen Entlarvung wir in der 
letzten "atom" ausfahrlieh berichteten, 
wurde nach neuasten Informationen Im 
Rheln·Maln·Gebiet gesichtet, wo er zur Be­
spitzelung von Aktionen gegen nukem/al· 
kem in Hanau eingesetzt wird. 

2) Hinweis: Das Energie- und Umweltzen· 
trum am Deister e.V. bietet 1985 folgende 
Bildungsurlaube und Wochenendseminare 
zum Themenkomplex "Energlepolltik" an: 
a) Bildungsurlaube: 
25.3.·29.32. Energiepolitik auf Kommunaler 
Ebene; 
11.11.·15.11. Lehrerfortbildung Energie; 
b) Wochenendseminare: 
1.3.·3.3. Aktuelle Tendenzen der Energiepo­
litlk; 
15.3.·17.3. Sonnenkollektorbau; 
20.9.·22.9. Windenergie; 
11.10.·13.10 Wärme-Kraft-Kopplung; 
18.10.·20.10. Sonnenkollektorbau; 
3.12.·15.12. Biogas; 
Nähere Informationen und Anmeldungen 
Energie und Umweltzentrum am Deister 
e.V., 3257 Sprlnge/Eidagsen, Am Elmchen· 
bruch. 

3) AKW'a für die TOrttel 
"Materialsammlung zum Atomabkommen 
mit der TOrkel zum Selbstkostenpreis von 
2,50 DM zu bestellen bei der Bamberger lnl· 
tlatlve gegen Atomanlage (BIGA), C/o Chr. 
Nose, Pestalozlstr. 5, 8600 Bamberg. 
ln der nächsten Atom kommt ein ausfohrll· 
eher Artikel zum Thema: Atomexport ln die 
TOrkel. 

Archiv Im Um ... tzenttum MOnaw 

Im Umweltzentrum MOnster archivieren wir 
seit 19n Materlallen aus der Ökologie-, 
Anti-AkW·, Anti-MIHtarlsmus- und anderen 
sozialen Bewegungen. 
Oie archivierten Materlallen (Flugblätter, 
Broschoren, BOcher, Zeitungen) wurden er· 
stellt von: 

BOrgerinitiativen 
Arbeitsgruppen 
Partelen (vor allem GrOne und Altematl· 

ve) 
. wissenschaftliche I nstltute (Öko· 
lnsltute, IFEU, GÖK, VUA etc.) 
Hinsichtlich dieser BaslsverOffentllchun· 
gen (siehe ArchivschiOssel) Ist das Archiv 
als vollstlndlg zu bezeichnen. Erglnzt wird 
der Bestand durch VerOffentilchungen von 
staatlichen Stellen und von den herkOmm­
Ilchen Verlagen. 
Einschließlich der ca. 100 Zeltschriften 
und Rundbriefe umfaßt das Archiv etwa 
10 000 Titel. 
Das Archiv Ist während der Öffnungszelten 
fOr jedermann und Jedefrau zuglngllch. 
Genutzt werden kann es wie folgt: 
• Ortsansaasige können einen Großtell ko­
stenlos entleihen, fOr den Rest beSteht Ko­
plermOgllchkeit 
. Interessierte Auswlrtlge können entwe­
der anreisen oder telefonlschlschrlftllch 
anfragen. 
Schriftliche/telefonische Auftrage haben 
wir bisher zum Selbstkostenpreis (Kopier· 
kosten) beantwortet. Das wird ln Zukunft 
nicht mehr fOr alle Anfragen mOgllch sein, 
da die monatlichen Fixkosten fOr das Ar· 
chlv bereits 800,· DM Oberschrelten. Oie Ar· 
belt wird bis jetzt von der Ladengruppe des 
Umweltzentrums Im Rahmen Ihrer polltl· 
sehen Arbeit (Freizeit!) geleistet. 
Jeder und Jede, der/die unsere Arbeit fOr 
sinnvoll hAlt, kann uns wie folgt unterstOt· 
zen: 
• ehemalige Aktivisten und Aktivistinnen 
können durch uns Ihre Privatsammlungen 
der Öffentlichkelt zuganglich machen; viel 
zu viel an wichtiger Geschichte landet Im 
Paplercontalner; 
• Arbeitsgruppen und Initiativen, die sich 
auflösen, können uns ihre gesammelten 
Unterlagen zur Verfoguno stellen (damit 
neue Arbeitsgruppen nicht wieder bei Null 
anfangen mossenl) 
• Initiativen und Arbeitsgruppen schicken 
uns jeweils ein Exemplar Ihrer neuen Ver· 
Offentllchungen zu (diese Veröffentlichun­
gen sind oft sehr schnell vergriffen und da· 
mit nicht mehr besehaffbar, d.h. niemand 
kann mehr auf die Ergebnisse zurOckgreJ. 
fen) 
• Geldspenden auf unser Spendenkonto 
sind natOrllch sehr willkommen; wer 
seine/Ihre Spenden von der Steuer abset· 
zen will, soll bei uns vorher das entspr. 
chende Formblatt anfordern). 
Also auf gute Zusammenarbeit 
die Ladengruppe des Umweltzentrums I 

REGIONALKONFERENZ IN wQRGASSEN 

Vor einiger Zeit kam in Göttingen die Idee 
auf, eine Regionalkonferenz fOr den Raum 
SOdnledersachsen, Nordhessen und Ost· 
westfalen Ins Leben zu rufen. Wir wollen in 
Bezug auf die AtommOlltransporte nicht 
mehr allein auf das Wendland fixiert sein, 
sondern langfristig zu dezentralen Strate­
gien gelangen. Weg von der Standortpoll· 
tlk zu raumlieh möglichst breit gefächerten 
Aktionen . denn die AtommOlltransporte 
nach Gorleben rollen durchs ganze Bun· 
desgebiet I 
Wir gehen davon aus, daß wir durch solche 
Strukturen die Vorwarnzeiten for Atom· 
mOIItransporte bzw. deren Blockade ver· 
längern können und somit natorlich auch 
einiges an Zelt und Organisationsdruck 
aus dem Wendland abziehen können. 
Wir meinen, es muß doch möglich · sein, 
langfristig ein Netz von einigermaßen funk· 
tlonierenden Strukturen aufzubauen. OBLu 
fand for unseren Bereich die erste Regio· 
nalkonferenz am 12.1.85 in Ottbergen bei 
Wargassen statt. Leider waren da nicht 
sehr viele Gruppen aus der Region vertre· 
ten, wohl wegen der vorangegangenen Fel· 
ertage und der wirklich winterlichen Stra.s­
senverhaltnisse. Nun Ja, wollen hoffen, 
daß mehr los Ist auf der nächsten Konfe­
renz am 9.3.85, die ln Göttingen um 14.00 
Uhr wahrscheinlich im Granen Zentrum, 
Gelstr.1 stattfinden soll. 
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"Tag der offenen Tür" ln der 
Urananrelcherungsanlage 
Gronau 

Vor ca. 3 Monaten wurde in Gronau be­
kannt, daß die Ureneo und die Uranit zu ei· 
nem "Tag der offenen TOr" in der Uranan· 
reichungaanlage einladen worden. Das 
war (ier Ansatzpunkt zu unseren Aktivitä· 
ten. Nach einigen regionalen Treffen in 
Gronau hatten wir 4rine Konzeption, so daß 
wir dem 2. Februar, dem "Tag der offenen 
Tor" gelassen entgegen sahen. 
Dann war es soweit. Eine "OAmnn!~tnlticln-..--.­
mit etwa 80 Teilnehmerinnen (in Worten 
achtzig) läutete den WiderstandstrOhling 
im westlichen MOnsterland ein. Bemer· 
kenswert erscheint uns noch, daß die Poil· 
zei von einem größeren Demonstrations· 
zug ausgegangen ist. Auf etwa 2 Oemon· 
strantinnen war 1 Polizist präsent. Unser 
Anliegen, die Bevölkerung auf diE> drohen· 
de Inbetriebnahme und die daraus resultie· 
renden Gefahren hinzuweisen, konnte mit 
viel Lärm und stichhaltigen Argumenten 
umgesetzt werden. in Gronau ging an uns, 
u.a. auf Grund der Polizeipräsenz, kein 
Weg vorbei. Nachdem die Demonstration 
in Gronau aufgelöst war, setzten sich die 
Leute in Richtung Urananreicherungsanla· 
ge in Bewegung. Es traf uns fast der 
Schlag, als wir den Besucherparkplatz vor 
Augen hatten. Oe'rselblge war rammelvoll 
mit JubelbOrgerinnen aus den Niederlan· 
den, J!illch und dem MOnsterland. Oieses 
alptraumähnliche Bild vergegenwärtigte 
uns, daß wir uns in einer erzkonservativen 
Region befinden, in der es noch. nie gelang, 
eine gut funktionierende Infrastruktur ge­
genober umweltgefährdenden Projekten 
aufzubauen. Dennoch bauten wir unsere 
Informationsstände auf, befestigten Tran· 
sparente am Zaun, usw. Schwierigkelten 
gab es nicht mit den Wachleuten und den 
zahlreichen anwesenden Zlvilbeamten, 
aber umso aggressiver reagierten die Ju· 
belbOrgerinnen. Es hätte nicht viel gefehlt 
und es wäre zu einigen Schlägerelen ge­
kommen. Aber dennoch beschränkte sich 
der Protest nicht nur auf eine verbalen 
Ebene. So Ist es zu zahlreichen Busblocka· 
deversuchen direkt vor der Toreinfahrt ge­
kommen, die sich aber mangels Masse 
bald selbst auflösten. Diese Veranstaltung 
des Batreibers wurde natOrlich auch dazu 
benutzt, sich diesen Kasten einmal von in· 
nen zu betrachten. MEfnsch setzte sich in 
einen Pendelbus und wurde auf das Gelän· 
de gefahren. ln der UAA hatten die Leute 
dann eine relativ große Bewegungsfrelhei, 
obwohl sich an jeder Ecke Uranit· 
Angestellte befanden. Im hinteren Teil des 
Rundganges war ein Lagerraum in einen 
Eßraum umfunktioniert worden. ln diesem 
"Schnellrestaurant" mit kostenloser Erb­
sensuppe wurde Mensch von einem Orche­
ster unterhalten. Doch die Besucherinnen 
hatten nicht allzu viel Freude an dem Mahl 
mit Blgbandklängen, denn es hat zu irgen­
deinem Zeltpunkt forchterlich zu stinken 
begonnen. Der Band blieb nichts anderes 
Obrig, als von dannen zu ziehen. 

Zu einem kurzfristigen Busstau vor dem 
UAA-Gelände kam es, als die Stromversor­
gung am Eingangstor zusammenbrach. 
Dieser triviale Vorfall Ist charakteristisch 
fOr die Atomindustrie mit Ihrem an Oilet· 
tantlsmus grenzenden Sachverstand (sie­
he auch: Höhe des Eingangstores im Zwi· 
schenlager Gorleben). Nach Meldungen 
des WOR's soll sogar noch eine Bomben­
drohung bei der Uranit eingegangen sein. 
Dies veranlaSte die Uranlt, den ''Tag der of• 
fenen TOr" vorzeitig zu beenden. 

Geplant ist: 
• eine euregioweite Demonstration Im 
April/Mai 
• eine Demonstration kurz nach der Inbe­
triebnahme der UAA (nach erhaltenen In­
formationen wird mit der Inbetriebnahme 
im August gerechnet). 
Oie Inhaltlichen Schwerpunkte der Demo". 
stratlon sind noch nicht fixiert. Termine 
Ober die Vorbereitungstreffen sowie Infor­
mationen aller Art erhaltet Ihr beim AKU 
Gronau (AKU Gronau, Siedlerweg 7, 4432 
Gronau). Dort Ist auch eine sehr Interes­
sante BroschOre Ober die UAA erschienen. 
Sie umfaßt 20 Seiten und kostet 1,50 DM 
+ Porto. 

Mit atomfeindlichen GrOßen 
Konferenz in der Eurealo 

UNTERSCHRIFTENAKTION: KEINE BE· 
TRIEBSGENEHMIGUNG FOR DIE UAA IN 
GRONAU! 

Wir vom Arbeitskreis Umwelt Gronau sam­
meln z.Z. Unterschriften fOr die .Gronauer 
Forderungen•. Entsprechende Unterschrif· 
tenllsten können bei uns bestellt werden. 
Hier Ist der Wortlaut: 
Im ersten Drittel des Jahres 1985 soll die 
Betriebsgenehmigung fOr die erste Uran­
anrelcherungsanlage (UAA) der BRO erteilt 
werden ( ebbes knapp mit dene Unter· 
schritte, wa? d.S.).Im Sommer 1985 soll sie 
dann Im westfällsehen Gronau mit der Pro­
duktion beginnen. 
Weil die Transporte und die Verarbeitung 
des radioaktiven Urans zu gefährlich sind 
(z.B. versank im Sommer 1984 der Uran· 
frachter Mont Louis im Ärmelkanal; Ende 
Oktober 84 kam es in der argentlnlschen 
UAA zu einem schweren Unfall (Westfäll· 
sehe Nachrichten, 3.11.84).), und die Ato­
menergie sowieso gefährlich und Oberflos­
sig Ist (fOr detailliertere Informationen 
empfehlen wir: ein atom-abo! d.S.), muß 
die Inbetriebnahme der UAA Gronau ver­
hindert werden. 
Wir fordern die zuständigen Genehml· 
gungsbehörden auf, keine Betriebsgeneh­
migung zu erteilen. 

Unsere Unterschriftenaktion werden wir 
auch nach der Erteilung der Betriebsge­
nehmigung weiterfahren. 
ln KOrze werden wir eine Dokumentation 
Ober die UAA Gronau veröffentllchen.Sie 
wird ca 20 Selten liaben (Oin A 4) und soll 
1.50 DM kosten. Ab 10 StOck 1.20 DM. 
Titel: Uranbomben aus Gronau fOr den 
Atomstaat? Die erste Urananr4richerung­
sanlage der BRO. 
Über den Widerstand in und um Gronau, 
der angeslchts der drohenden Inbetrieb­
nahme der UAA etwas starker zu werden 
scheint, Informiert das Eureglolnfo der 
deutsch-niederländischen Eureglolconfe­
renz gegen Atomenergie. Wer daran Inter­
essiert ist, sollte 5 DM auf unser Konto ein­
zahlen; dafor gibt es dann das Info zum 
Selbstkostenpreis plus Porto. 
AKU Gronau, Siedlerweg 7, 4432 Gronau, 
02562/2781, Volksbank Gronau • Banklelt· 
zahl 401 640 24 • Kontonummer 140 966 
800. 
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Presseerklärung: 
Ahaua 
Am 11. April1984 hatte der Landwirt Her· 
mann Lenting gegen die Baugenehmigung 
fOr das Atommoll-Lager Ahaus Klage beim 
Verwaltungsgericht Monster erhoben. Als 
kurze Zeit später dennoch mit dem Bau 
des Lagers begonnen wurde, beantragte er 
am 11. Juli 84 in einem Eilverfahren einen 
vorläufigen Baustop bis zur Entscheidung 
Ober seine Klage, damit durch den Bau 
nicht "vollendete Tatsachen" geschaffen 
werden könnten. Dieser Eilantrag ist vom 
VG Monster jetzt in einem Beschluß vom 
22.1.85 abgelehnt worden. Das Gericht hat 
es sich bei seiner Entscheidung recht 
leicht gemacht, da es im wesentlichen die 
Argumente des Oberverwaltungsgerichtes 
LOneburg aus einem Rechtsstreit Ober das 
Zwischenlager Gorleben Obernommen hat. 
Dies muß in zweierlei Hinsicht befremden: 
Zum einen ist Gorleben zwar von der Anla· 
ge her mit Ahaus vergleichbar, die Stand· 
tortgegebenheiten sind jedopch ganz an· 
ders. So liegt z.B. das L~ger Gorleben im 
Wald während·das Ahauser Lager mitten 
in ei~em landwirtschaftlichen Nutzgebiet 
liegt und z.B. direkt an den Hof des Klägers 
Lenting grenzt. Auf die standortbezogenen 
Argumente der Klagebegrondung ist das 
Gericht aber kaum eingegangen. Nicht ein­
mal eine Ortsbesichtigung wurde von den 
Herren Richtern fOr nötig befunden, ge­
schweige denn eine mondliehe Verhand­
lung ober den Fall: er wurde einfach vom 
Schreibtisch aus entschieden! 
Zum anderen Ist es völlig unverständlich, 
wieso sich das Gericht mit dieser Ent­
scheidung ein halbes Jahr Zeit ließ, ob­
wohl es sich um ein Eilverfahren handelte. 
Die jetzt vorgelegte magere Begrondung 
hätte auch in vierzeon Tagen geschrieben 
werden können! 

Der Kläger hat zwar das Recht, gegen den 
Beschluß des VG Monster Beschwerde 
beim OVG einzulegen. Durch die zeitliche 
Verschleppung der Entscheidung und den 
zwischenzeitliehen Baufortschritt am La­
ger hat das VG aber den Kläger in der 
Wahrnehmung dieses Rechtes eklatant 
beschnitten: Bis das OVG dazu kommt, 
vielleicht doch noch eine Entscheidung zu­
gunsten des Klägers zu treffen, dOrfte der 
Bau fast fertiggestellt ein! Damit haben 
die Richter die gesetzlich vorgesehene 
Möglichkeit eines Eilverfahrens praktisch 
ad absurdum gefOhrt! 
Angesichts solcher Entscheidungen ist es 
nicht verwunderlich, wenn in letzter Zeit 
häufig in der Öffentlichkeit Zweifel an der 
Unabhängigkeit und Unparteilichkelt der 
Gerichte auftaucht. Die Rechtshilfegruppe 
wird trotz dieser fast schon skandalösen 
Begleitumstände, unter denen dieser Ge­
richtsbeschluß zustandegekommen ist, 
auch weiterhin Oberlegen, welche Schritte 
zur Verhinderung des Atommoll-Lagers in 
Ahaus noch zu unternehmen sind. 

Jetzt komplett: 
FAST EIN JAHRBUCH DER ANTI·AKW· 
BEWEGUNG! 

Vervollständigt·um die Tagungsunterlagen 
und Dokumente der Konferenz ·(Reden, Ar· 
beitsgruppen, Berichte, Zusammenfassun· 
gen, Resolutionen und ein Pressespiegel), 
liegt jetzt die komplette Materlaisammlung 
der S.Anti·AKW-Bunc:leskonferenzvor, die 
Ende November in Braunschweig statt· 
fand. Angesichts der MaterialfOlie auf Ober 
280 Textseiten (Staridortberichte, Diskus· 
sionsbeiträge, aktuelle Aspekte der Atom· 
technikkritik und Beiträge zu anderen Be­
reichen und Bewegungen), bleibt die Mate­
rialsammlung auch nach der Konferenz ein 
aktuelles Dokument, daß die Situation der 
Anti-AKW·Bewegung mit allen Stärken und 
Schwächen schlaglichtartig wiedergibt. 
Bestellungen:Braunschweiger Arbeitskreis 
gegen Atomenergie, Jasperallee 32. 3300 
Braunschweig, 0531/891632 
Ober 280 Textseiten, 15,- DM plus 1.80 DM 
Porto (gegen Scheck oder Rechnung). 10 
DM for Initiativen, Wiederverkäuferinnen 
etc. bei Mehrfachbestellungen. 
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KrOmmel 

Die Geschichte Ist kurz erilhlt. ln der 
Nacht vom 2.-. auf den 25. Januar (Im Dun­
keln ... ) knallt es nur einige hundert Meter 
vom AKW KrOmmel entfernt. Ein Spreng. 
satzreiBt einen 380 000 Volt·Mast der HEW 
und dieser wiederum einen 110 000 Volt· 
Mast der NWK und einen 10 000 Volt-Mast 
der Schleswag um. Es Ist genau die Stelle, 
an der der Strom aus dem AKW Krommel 
ln das Hamburger und schleswlg· 
holsteintsehe Versorgungsnetz elnge· 
speist wird. Es folgt eine automatische 
Schnellabschaltung des AKWs. Zu nen· 
nenswerten Stromausfallen kommt es 
nicht. Es gibt ja das Verbundnetz mit rlesl· 
gen Oberkapazltaten. 
Vorläufiges Fazit: die Masten sind um ·, 
das AKW stillgelegt, vorobergehend zu· 
mlndest. 
Reaktionen auf das, was sich der Betrach· 
terin am nlchsten Tag bietet, lassen nicht 
lange auf sich warten: die T AZ·Reporterln 
veranlaßt das Bild zu einem poetischen 
Höhenflug: " Ver dem mit der schneebe­
deckten Landschaft und dem milchigweiß 
verhangenen Himmel wie eine Leinwand 
wirkenden Hintergrund die dunklen Sllhou· 
ettten der umgeknickten Hochspannungs­
masten, die sich wie riesige stählerne Un· 
getomer Im Dunst abzeichneten.» Die HEW 
und ln Ihrem Gefolge Radio· und Zeitungs­
kommentatoren versuchen zu Oberspielen, 
daß der Anschlag gesessen hat. Allein 7 . 8 
Tage soll es dauern, bis die Leitungen pro­
visorisch wieder hergestellt sind und der 
Schaden beläuft sich auf Ober 2 Millionen. 
Da hilft nur noch die alte Legende vom 
'sauberen Atomstrom' und die Drohung 
mit Smog fOr Hamb"urg, da doch die Kohle­
kraftwerkeWedel und Hafen fl'r Ersatz sor· 
gen mossen. 
Von den Granen meldet sich ihr Kreistag­
sabgeordneter Thomas WOppesahl, Kripo­
beamterund selbst Kläger gegen das AKW 
Krommel, vor den Kameras des ZDF zu 
Wort. Es sei nur verstandllch, " daß solche 
Handlungsweisen z.Zt. erfolgen, weil das 
die einzige Möglichkeit in sich birgt, das· 
politische-Bewegung ln die Diskussion um 
die Atomenergie aufgenommen wird •. 
Und auf die obligatorische Frage, ob er 
sich distanziere:• Wir sagen ganz deutlich: 
das Ist nicht unser Weg, den wir bestreiten 
Innerhalb der politischen Auselnanderset· 
zung, Im politischen Meinungskampf. Ich 
muß aber auch genauso deutlich sagen, 
daß das, was hier augenblicklich gesche­
hen ist, gedanklich voll und ganz nachzu· 
vollziehen Ist •. ROcktrittsforderungen und 
Hetze lassen nicht lange auf sich warten. 
Der 'deutsche Herbst' laßt grOBen. 
Die Diskussion hat schon fast Ihren Höhe­
punkt Oberschrltten, da meldet sie sich 
endlich zu Worte, die Gruppe mit dem Na· 
men, der selbst Nachrichtensprecherinnen 
zum lachen bringt. 'Hau weg den ScheiB' 
schreibt ln einem Brief an die Elbe-Jeetzei­
Zeltung:• Diese Aktion Ist unsere-Antwort 
auf die Bedrohung durch den Atomst•ab 
Weiterhin fordern sie die Abschaffung aller 
Atomanlagen. Ein erster Schritt Ist getan. 

Im Dunkeln 
läßt sich 

gut munkeln 
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Brief aus dem 
Intercity 

AN ATOMEXPRESS 

Liebe Leute, auf der ROckfahrt von der Ato­
menergie SAG der Granen schnell einige 
Zellen zu KrOmmel, m(Jgllchst noch fOr die 
niJchste «atom ... 
Es herrschte bei allen, die sich IJuBerten, 
groBer Jubel Ober den so groBartigen An· 
schlag auf die Masten, zumal dieser die 
Perspektive aufweist, wirkfleh konkret die 
Stlllegung selbst zu betreiben. Eine Erklll· 
rung, die den Anschlag begrOBt, wurde al­
lerdings zurOckgezogen, weil die Partel 
selbst die nie billigen wurde-
Dann wurde aber auf folgendes Problem 
hingewiesen: Anschlllge auf Masten sind 
naturlieh die 'schtJnste' Methode der Stllle­
gung, da ja direkte Anschlllge auf Radioak­
tivltllt enthaltende Anlagen sich tur Linke 
verbieten. Aber auch hier besteht eine 
wenn auch geringe M(Jgl/chkelt, eine Kats· 
strophe auszullJsen: pllJtzllches Kappen 
der Leitungen -durch Eis/ast, KIJ/teelnwlr· 
kung oder eben auch sprengen • fahrt da­
zu, daB die ganze ungeheuere Energie im 
AKW schlagartig anders abgeleitet werden 
mu8. Dies kann, so wurde schon oft argu­
mentiert, zu SttJrungen fahren, denen das 
AKW nicht gewachsen Ist. Genau das, 
nllinllch Leitungsunterbrechung durch 
Vereisung war die Ursache !Ur den zweiten 
Unfall in Gundremmlngen, der das AKW so 
verrissen hat, da8 es endgOitlg stillgelegt 
wurde. Solche StlJrungen klJnnen sich aber 
auswachsen bis zum Kernschmelzen mit 
furchtbarer Verseuchung der Umgebung. 
Die Chance Ist Immerhin nur 1 : 10.000, und 
da so viele Anschlllge ja kaum vorkom­
men, ist zur Panik ja auch kein An/aB. An· 
dererselts haben wir den Betrelbe;n ja Im· 
mer entgegengehalten, daB wir uns auf 
Wahrscheinlichkeltsspielereien nicht ein· 
lassen. 
Deswegen von solchen Aktionen abraten? 
NatUrlieh nicht, aber doch folgende Ober· 
legung: bei Bombenf!nschlll 
gen auf Gebllude Ist es fOr Linke selbstver­
stllndllch, sie unmittelbar vor der Explo­
sion telefonisch anzukOndlgen, damit 
Menschen das Gebllude verlassen klJnnen. 
Analog sollte frau die Betriebsmannschaft 
unmittelbar vorher anrufen und sie drin­
gend auffordern, das Kraftwerk abzufah­
ren. Das Ist ln wenigen Minuten mlJgllch, 
ohne die Umwelt drastisch zu gefllhrden 
(vielleicht war das Ja auch der Fall?) Es war 
klar, daB solche Oberlegungen in einer Er· 
klllrung der Granen als Dlstanzierung auf· 
gefiJsst wOrden, weswegen davon abgese­
hen wurde. Dagegt~n wurde als sinnvoll an­
gest~hen, sie in der «atom• darzulegen,. in 
der Erwartung, da8 die betreffenden Leute, 
die wir alle wegen Ihrer Entschlossenheft 
bewundern, davon erfahren und sie bei den 
nllchsten Aktionen, auf die wir alle hoffen, 
entsprechend berOckslchtlgen (falls sie es 
nicht schon getan haben). 

N.N. 
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Konferenz »Atomenergie und Arbeitswelt« 
vom 26.·28.April 1985 ln Bremen 
Einladung zu einem Vorbereitungstreffen 
am Sonnabend#Samstag, 2.Mirz 1985, 
13.00 Uhr, Im BBA·Biiro 
Wir meinen, daß langfristig gesehen eine 
neue Phase im Kampf gegen Atomenergie 
eintritt, in der es nicht mehr um in erster Li­
nie die Verhinderung neuer AKW­
Bauplätze gehen wird, sondern darum, den 
Betrieb lal.!fender Anlagen politisch und 
technisch unmöglich zu machen. Denn die 
Batreiber werden kaum mehr neue Bau­
plätze erschließen, sondern sich in den be­
stehenden hinter Beton und Stacheldraht 
einigeln. Damit gewinnt zum einen die 
ständige Be·und Verhinderung von Tran­
sporten zwischen diesen •Festungen» im­
mer größere Bedeutung, um den politi­
schen Preis so hoch zu treiben, daß fOr die 
Gegenseite die Kosten den Nutzen Ober­
treffen. 
Damit erwächst zum anderen die Aufgabe, 
die Umgebung von Atomanlagen zum 
•Feindesland fOr die Betreiber» zu ma­
chen, um auch dadurch dazu beizutragen, 
den Betrieb längerfristig zu verunmögli­
chen. Natürlich ist auch uns klar, daß es 
sich hier um eine sehr langfristige Aufgabe 
handeln muß, daß kurzfristige Erfolge sehr 
selten und Frustrationen sehr häufig sein 
werden. Dennoch sollte Ober die weiteren 
Perspektiven nachgedacht werden, um 
sich nicht im Tageskampf aufzureiben. Es 
geht darum mit einer gewissen Kurzatmig· 
keit der Bewegung Schluß zu machen, die 
sich auf immer neue Projekte storzte, uin 
sie zu verhindern, und die resignierte und 
sich neuen zuwandte, wenn das Projekt 
nicht zu verhindern war. Demgegenober 
kommt es darauf an, sich auf einen länger· 
fristigen zähen Kampf gegen laufende Ato­
manlagen einzurichten. 
Eine ganz entscheidende Rolle spielt da· 
bei, Informationen Ober die Vorgänge im 
Werk zu erlangen. Solche Informationen 
können sich z.B. beziehen: 
• auf geheimgehaltene Unfälle mit Auswir· 
kungen nach außen (hier ist zu erinnern an 
den Unfall im AKW BrunsbOttel, bei dem 
durch einen anonymen Anruf enthüllt wur­
de, daß die Betriebsmannschaft die auto­
matische Abschaltvorrichtung lahmgelegt 
hatte), 
• auf innerbetriebliche Widersprüche und 
Probleme (hier ist darauf hinzuweisen, daß 
die Personalkontrollen und die diversen Si· 
cherheitsina~nahmen auf wachsenden Wi· 
derspruch bei den Beschäftigten stoßen, 
auch ausdrücklich die Mitbestimmungs­
rechte der Betriebsräte durch das Atomge­
setz eingeschränkt werden), 
·auf geplante Transporte, um diese immer 
effektiver behindern zu können. 
Darober hinaus Ist es wichtig, Im Betrieb 
fOr Verunsicherung zu sorgen und länger· 
fristig Widerstandsaktionen ln den Anla· 
gen selber anzuregen mit der Perspektive 
der Verunmöglichung des Betriebes. Ge­
wiß werden hier an unsere Zähigkeit, lan· 
gen Atem und •Frustrationstoleranz» be­
sondere Anforderungen gestellt. 
Eine besondere Rolle spielen dabei wäh· 
rendeiner noch anhaltenden Bauphase die 

vielen Bauarbeiter, die ja eine weniger en· 
ge ideologische Bindung an die Anlage ha· 
ben. 
Wir mossen feststellen, daß die allermei­
sten Atomkraftgegnerinnen von den tech­
nischen wie auch den «ZWischenmenschli· 
chen» Vorgängen in den Anlagen keine Ah· 
nung haben (witziges Eigentor,die Säzze­
rin). Aus Diskussionen auf dem Wider· 
standskongreß zu Brokdorf und auf der 
Bundeskonferenz in Braunschweig ent· 
stand daher die Idee, diesem Thema eine 
eigene Konferenz zu widmen, und wir ha­
ben in Bremen übernommen, diese zu or· 
ganisieren. 
Wir stellen uns vor, daß die folgenden Pro­
blembareiche behandelt werden sollten: 
• Bisherige Erfahrungen Ober Arbeiterpro­
bleme im Zusammenhang mit Atomener­
gie, und zwar vor Ort und mit Gewerk­
schaftsorganisationen der verschiedenen 
Ebenen. 
· Neue Informationen Ober die tatsächliche 
Gefährdung durch Strahlen am Arbeits· 
platz, die beabsichtigte Verschlechterung 
der Strahlenschutzverordnung sowie Ober 
existierende Widersprache im Zusammen­
hang mit der Personalkontrolle. 
·Argumentationen zur Arbeitsplatzvernich· 
tung (angeblich oder tatsächlich) durch 
Abschaffung von Atomenergie, zu Mög· 
IIehkeiten der Konversion dieser Technik 
zu weniger lebensgefährlichen Produkten, 
allgemeiner zum Verhältnis von Gesund· 
heit und Arbeitsplatz, vielleicht noch allge­
meiner zu •Arbeit und Leben»(vielleicht 
noch allgemeiner zu •Gott und die 
Welb•,die Säzzerin) 
• Eventuelle spezielle Probleme während 
der Bauphase: die besonderen Bedingun­
gen von Arbeitshetze und Belastungen auf 
der Baustelle und Eingrlffsmögllchkeiten. 
• Transport und Bewachung von Atomtran­
sporten. Zum Komplex «Transporte» sind 
auch die nicht radioaktiven Anlagenteile, 
nicht zuletzt fOr den Export, zu nennen. 
Von dort weitet sich der Blick auf die zahl· 
lösen Zulieferbetriebe von scheinbar harm­
losen, fOr Atomanlagen wesentlichen Din· 
gen. 

• Ein weiteres Thema wäre die Umsetzung 
der gewonnenen Erfahrungen im Umkreis 
der Anlagen sowie Ideen und Erfahrungen 
zur maßtechnischen und krankheitsstati· 
stischen Überwachung der Umgebung. 

Wie die Konferenz zu organisieren ist: pa­
rallele Arbeitsgruppen oder Planum, Ver· 
hältnis von Sachinformation zl.l politischer 
Diskussion und Planung von Aktivitäten, 
Vorabpapiere, Reader, ... ? haben wir noch 
keine klaren Vorstellungen. Hiertor halten 
wir das Vorbereitungstreffen fOr unerläß­
lich, und wir wonschen uns, daß daran 
möglichst viele mit möglichst vielen Ideen 
teilnehmen werden. 
Wir haben bisher die Bis an laufenden Ato· 
manlagen angeschrieben, einzelne uns be­
kannte Betriebsräte und andere Gewerk­
schafterinnen; wir wollen uns bemühen, 
Leute aus dem Baskenland einzuladen, die 
ja z.Zt. die Inbetriebnahme des AKW Lemo­
niz erfolgreich verhindert haben. Wir wOn· 
sehen auch Leute, die auf Baustellen oder 
beim Brennelementewechsel in den Anla· 
gen gearbeitet haben, kennen aber bisher 
kaum welche. Es wäre daher besonders 
wichtig, wenn ihr diese Informationen wei· 
tergebt und Leute einladet, die auf irgen· 
deine Weise etwas zum Thema sagen kön· 
nen. 
Als konkrete Ergebnisse schweben uns 
vor: 
• Kampagne zu der geplanten Verschlech· 
terung der Strahlenschutzverordnung; hier 
stehen for 1985 .ohnehin offizielle Hearings 
und parlamentarische Aktivitäten an, da 
die Regierung plant, sich Im Laufe des Jah· 
res durchzusetzen. 
• Kampagne zur Gefährdung von Transpor· 
tarbeitern und -bewachern, 

Kampagne, die die Atomarbeiter und -
techniker auf ihre besondere Verantwor· 
tung fOr mögliche Katastrophen hinweist. 

Wir hoffen, recht viele von Euch ln Bremen 
zu sehen!!! 
Bitte meldet Euch telefonisch an: 
0421/50 58 84 ·Jens 
0421/45 34 48 • Markus 
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Anti-AKW-Bewegung - Grüne 
Seche Anmerttungen zum Verhlltnla zwl· 
achen Grünem Parlamentarlamuaatrelt 
und Anti·Atombewegung. 

1. "Es Ist gut und nicht schlecht, wenn eine 
Parlamentspartel die Verhinderung sol· 
eher Sauerelen fOr wichtiger hAlt als die 
'Machtbeteldlgung' ", war in der 
Januar/Februarausgabe der "Atom" zu le­
sen. (2) gemeint waren zum einen die hessl· 
sehen Granen und zum anderen der Um· 
gang mit atombombenfAhlgern Plutonium 
Im hesslschen Hanau. Doch unterschätzt 
eine solche Haltung nicht die fatale Nei­
gung zur Taktlererelln den Gronen Landes­
verbAnden, Insbesondere dem hesslschen, 
der auf seinem Parteltag in Lieh seinen "re­
alpolitlschen" Vertretern einen medien­
wirksamen Auftritt bescherte, mit Blick auf 
die Anti·Atombewegung. Schließlich Ist die 
Forderung nach sofortiger Stlllegung aller 
Kernenergieeinrichtungen in Lieh gerade­
zu untergegangen, während auf der kOrz· 
lieh durchgeführten Bundeskonferenz der 
Anti-Atombewegung den sogenannten 
Fundamentalistinnen ein Basisvo.tum der 
erstarkenden Anti·Atombewegung gege­
ben worden Ist. Der · auch nach der Granen 
Bundesversammlung • keineswegs ent­
schiedene Streit Innerhalb der Granen um 
"Macht und Verantwortung", um die weite­
re Parlamentarlslerung findet eine wesent· 
liehe Ausprägung ln den Diskussione-n um 
atomwirtschaftliche Realitäten und Pla· 
nungen. Jene Grundforderung der Granen 
nach sofortigem Ausstieg aus der Atome­
nergie verbindet · mehr als andere GrundO· 
berzeugungen • eine explosive Symbolik 
mit der Gefahr einer tOtliehen Hypothek fOr 
unsere und folgende Generationen. Nir­
gendwo sonst werden die Granen bundes­
politisch realer eingreifen mossen, wenn 
sie sich nicht noch weiter als bisher von 
den Auseinandersetzungen auf den Stra­
ßen entfernen wollen. Und da sind die hes-

Foto: H.Schreg 

slschen VerhAltnisse ein Grund zum Mlß· 
trauen • trotz momentaner Enthaltsamkelt 
der Granen durch Ablehnung des aktuellen 
Haushalts. Einige Tatsachen traben die 
mediale "RadlkalltAt" in Lieh. Die Granen 
in Hessen tolerierten fOr Ihre "Berechen­
barkeit" den Welterbetrieb zweler Reakto­
ren in Bibllls. Dann, als es um Nukem und 
Alkern ging, sprachen sich starke KrAtte Im 
Landesverband fOr eine "nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik" sichere 
"Entsorgung" aus. Auf der Ebene des Gu· 
tachterstreits wurde einem klaren "Nein" 

ausgewichen. Und in dieser Situation der 
voriAuflge (Es bleibt zu betonen!) Bruch 
mit der SPD durch genau diejenigen hessi· 
sehen Gronen, die bislang noch jede 
grundsAtzliehe Parlamentarismusdebatte 
abrupt beendet haben. Und das waren Im­
mer auch Auseinandersetzungen um die­
sen Staat. Geht die Ta.ktlk der "Realos" 
auf, oder wird die Aktion ln Lieh kritisch 
beantwortet werden, als das, was sie ist: 
temporäre Zweckentscheidung einer so­
zlaldemokratlslerten Partei. Vielleich ge­
winnt Joschka Fischers Satz zu Hessen in 
Folge dieser Entwicklungen eine ungewoll­
te Bedeutung: "Ich bin Oberzeugt, daß es 
klappt. Wenn es schief geht, fallen wir Ins 
Nichts." (3) 
2. Die Gronen wollen die besseren Demo­
krationen sein. Holzschnittartlg: Setzt 
man/trau ihre biographische Herkunft und 
ihre soziale Stellung in Bezug zu Ihren Ent­
scheidungen und den, von ihnen vertrete­
nen "A~tlonsformen" (Die Angst vor der 
Unkontrollllerbarttelt), so wird klar, daß vie­
le Grane Parteigängerinnen die neuen BOr­
gerinnen sind, die der, als wertfrei begriffe­
nen StaatshOlle ein vermeintlich zeitgemA· 
Ses, aufgekiArtes Leben elnhaucllen wol­
len. PerSOnliehe RisikobereitschaftwAre ln 
dieser Situation schlicht unsinnig, und Ist 
folgerichtig kaum zu beobachten, wenn ein 
..,. 'lto die "Sicherheit" des Berufsplatzes 
KO;:. ., kann. Zu Ende gedacht: Ein funda· 
menta... Streit um diese Gesellschaft 
kann kaum von den Granen kommen oder 
getragen werden. Das Denken ln Wähler­
prozenten erkiArt zumindest teilweise, wa­
rum so viele GrOne den politischen Erfolg 
von Bewegungen an der Anzahl der gezAhl­
ten Belnpaare messen, oder auch an 

Schlagzellen und der scheinbaren Diskus­
sionsbereitschaft in "Zelt", "Rundschau" 
und "Spiegel". Die erfahrene Radikalität 
und Ernsthaftigkeit der Auseinanderset­
zungen in vielen BOrgerinitiativen kenn­
zeichnet offensichtlich allenfalls die pollti· 
sehen Erinnerungen vieler Groner Expo­
nentlnnen. Anders als belspielsweise die 
(BI-)Bewegung gegen Atomemergle wer­
den die Granen • wenn sie nicht mit dieser 
Entwicklung brechen • Im kybernetischen 
Prozeßdenken der neuen Managertypen 
der entscheidende Seismograph und Ab-

fOhrttanal fOr potentiell qualitative Spron­
ge quer zum System sein. "Wären die Gra­
nen nicht teilweise aus unserer Bewegung 
entstandn, so hätte der Staat die Granen 
erfinc.Jen können." (4) 

3. Die Sozialdemokratie in Hessen lebt in 
der Spannung, einen Kurs al Ia Rau fahren 
zu wollen, der jedoch momentan undurch­
setzbar ist, und dem Zwang, die ungelieb­
ten Gronen - bei entsprechender "Politikfä· 
higkeit" - als Partnerinnen akzeptieren zu 
mossen, soll es nicht zu anderen Mehrhei­
ten Im Parlament kommen. Der stets streb­
sam vorpreschende Wirtschaftsminister 
Steger und der in letzter Instanz skrupelo­
se Technokrat BOrner sind Stellvertreter ei­
ner SPD -Linie, die keinesfalls unter dem 
Motto des "sofortigen Ausstieges aus der 
Kernenergie" zu bewegen sein wird. Wahl· 
kampfzelten selbstredend ausgenommen. 
Gerade die Firmen Nukem und Alkern ver­
körpern das sozialdemokratisch geförder­
te "Rlslkokapltal" ln der Wirtschaft. Und 
geht es ans Eingemachte, dann kann die 
geschlchtstrAchllg belastete Sozialdemo­
kratie scheinbar nicht anders handeln, als 
gegen die, in Relation, progressiven KrAf· 
te: Wer bei den Kriegskrediten anfAngt, 
Ober (len Deutschen Herbst, den NachrO­
stungsbeschluß, die Atomexportpraxis 
welterwurstelt, die wird bei Reorganisation 
der kapitalistischen Ökonomie fOrdern 
(mOssen). Und so Ist Im bundespolitischen 
Papier der SPD "Die Zukunft gestalten" die 
Rede von "zu erobernden MArkten", von 
"Schlosseltechnologien", die "sozlalver: 
trAgllch" gestaltet werden mossen. Und so 
redet Gerhard Schröder, Kandidat for den 
niedersAchslachen Landesvatersessel da-



von, daß wir "solange mit der Kernenergie 
leben" mOBfen, "wie nicht andere, unge­
fährlichere Energieträger zur VerfOgung" 
ständen. Wenn die Gronen in diesem Be­
reich der sogenannten SchiOsseltechnolo­
gien. glauben, mitmischen tu mossen, 
dann 1st det Punkt erretcht, der polnt of no 
return. 
4. Hassische Spitzen-Grane, der Boden­
ständigkelt nicht Immer grundlos verdäcti­
tlge Politiker (Es sind tatsächlich zuerst 
Männer), zeichnen sich oft durch verbiOf· 
fend aufschlußreiche Formulierungen aus. 
Winfrled Kretschmann ist ein solcher Poli­
tiker und zudem Vertreter der "Ökolibertä· 
ren Gruppen", die zwar nicht allzuviel mit 
libertärem Gedankengut am Sticker haben, 
umsomehr dafor mit Macht. Kretschmann: 
"Erstmals in der Geschichte der Bundesre· 
publik gibt es for die Opposition, die bisher 
nur eine außerparlamentarische war, die 
noch kleine Chance, die Instrumente die­
ser parlamentarischen Demokratie zu nut­
zen, zu verbessern und neue folgenreich zu 
entsinnen." Man solle doch die Menschen 
"dort abholen, wo sie sind"; nur so könne 
man schließlich in das "Wählerpotentlel 
der CDU einbrechen ... " Die FR räumte den 
selbsternannten "Libertären" eine zweisei­
tige Dokumentation ein, Titel: "Die Parla­
mente können vor einer neuen BIOte ste­
hen" (5) Und wer Wird Vizekanzlerln in der 
Gronen, ungenießbaren Bananenrepublik, 
es darf gerätselt werden! Vielleicht Fi­
scher, 35, Parlamentarischer Geschäfts· 
fOhrer der Gronen im Bundestag. Fischer 
im Spiegel: "Die Grundtendenz läuft auf 
Parlamentarisierung, Bondnis und Kom­
promiß. Wer dies aufhalten will, der kann 
die Partei nur noch kaputtmachen ... " Im 
weitem kommen auch die "anzustrebende 
politische Hegemonie", das bereits be­
kannte "außerparlamentarische Abseits" 
und der "Machtfaktor'' zur Sprache. (6) Der 
Wortschatz schleicht oder schleift sich 
ein. Waltraut Schoppe warnt in der "taz" 
eindringlich vor zu großem Radikalismus, 
man/frau bedenke stets die "Politikfähig­
kelt", Lippelt, Grones Mitglied im nieder­
sächsischen Landtag beschwert sich bei 
der Landesregierung Ober die ungerecht­
fertigte Härte gegenober "Abwieg lern" in 
Gorleben, die "Gewalttäterinnen" seien un­
geschoren davon gekommen. (7) Was wor­
de es fOr die Anti·Atombewegung bedeu­
ten, wenn sich diese (System-) Sicht inner­
halb der Gronen weiter durchsetzt? Erhard 
MOIIer und Gabriet Falkenberg, zwei Grone 
aus dem Landesverband NRW zu Ihrer Po­
lltlkvorstellung: " ... hier und jetzt realisier­
bare schritte innerhalb des lndustriesy­
stems, Innerhalb der zentralisierten Wirt· 
schaft und Innerhalb des staatlichen Ap­
parates, ja selbst Innerhalb des Militärap­
parates entwickeln." (8) Real und Irreal? 
5. Ebermann und Trampart verkörpern die 
kraftvollste Gegenargumentation und 
Fraktion zu der vorangestellten - Sie haben 
die Transformation der traditionellen Ana­
lysemethoden der Linken und der politi­
sche Ökologie zu einem tiefgreifenden Er­
ldärungsansatz mitgeschaffen (9). Den bei­
den geht es nicht nur um das pure Mitmi­
schen im Parlament, sie betrachten den 
Staat auf Ihrem Hintergrund nicht als das 
Gefäß, das besserer Menschen bedarf; hier 
sind die Formulierungen der Anti­
Atombewegung nicht Llppensplel, son-

dem orginärer Teil des·Denkgebildes und 
somit der AnsprOche. Ob sich allerdings 
der systemverändernde Grundtenor dieser 
Analyse durch die pure Existenz der Parla­
mentsfraktionen nicht letzlieh verliert - es 
sei hier dahingestellt. Aus der Sicht der 
(trotz aller Heterogenität hier hoffentlich 
weltgehend einigen ... ) Anti-Atombewegung 
kann eine solche Fraktion Innerhalb der 
Gronen zur (lnteressen)Partnerin werden • 
mit den bekannten Fragen Im Kopf. Auch 
Ex-Arbeltswissenschaftler Bahro bietet 
sich als BOndnispartner an, doch was ver­
bindet mit ihm, dessen religiös· 
technokratisches Vokabular eher einen 
Motivationspsychologen vermuten läßt, 
denn einen, auf Autonomie bedachten, 
progressiven Theoretiker. Bahro sieht in 
der Atomindustrie einen Teil der "Großen 
Maschine", die den "Tod Gottes manife­
stiert. ln einer von ihr entlasteten Kommu­
nikation kann er auferstehen und wieder 
gegenwärtig sein." Betitelt war der Bahro­
Aufsatz in der taz mit der schönen Losung 
"Rettung oder Un~ergang" (10) 

GRÜNE LISTE: 

1) Grünes Grün 
· 2) Schwarzes Grün 
3) Rotes Grün . t=!!::::::::=~rt 
4} Braunes Grün 
5) Buntes Grüra 

und vitle 
Zwischentöne! 

"Grün ist ein 
Dachten Sie 

Besonderes?" 
6. Große Teile der Gronen Partei verhalten 
sich zur Anti·Atombewegung wie die allge­
genwärtige und routiniert auftretende Me­
dienglucke zum häßlich-dummen Entlein: 
die Forderung sei richtig, doch die Konse­
quenz recht unansehnlich. Den BOrgerini­
tiativen werden durch die Bonner Gronen 
"Praktikantinnenstellen" zurVerfOgung ge­
stellt, wo die • etwas provinziellen "Praktl· 
kantinnen" die parlamentarische Arbeit 
begleiten "und beeinflussen" können. Bun· 
destag NachrOcker Danleis verspricht sich 
eine weitere "Baslsanblndung" durch ln­
stalltation einer Institution: der Bundes· 
tagsarbeltsgemelnschaft Energie/Atom 
(BAG). (11) Ist der Bruch auf eine peinliche­
re Art festzuschreiben? 
Andererseits -sind durch die Gronen lnfor· 
mationen aus dem Inneren des Molochs 
leichter, oder Oberhaupt erst erreichbar, so 
belspielsweise die Studie Ober Ri!!Jiken der 
Atomtransporte. Der Atomsperrgesetzent· 
wurf der Gronen, Ober anderhalb Jahre 
nach Beginn der Legislaturperiode einge­
bracht, beschreibt die juristisch gefaSten 
Zielvorstellungen vieler Atomgegnerinnen. 
ln seiner Kraft allerdings bleibt der Entwurf 
welt hinter dem konkreten Widerstand "vor 
Ort" zurock, es geht eben nicht nur um 
"Gesetze". 

Die Grone Behandlung weitergehender Be­
wegungen • SIE sind die Machtdelegiertin­
n~m. SIE nutzen die Medien intensiv und 
ohne Gewissensbisse, SIE sind etabliert -
scheint mir die Gronen Ideologie- und Phi­
losophiekonglomerate treffend zu kenn­
zeichnen. Der Landesverband Niedersach­
sen formuliert die Grone Beziehung zur 
Anto-Atombewegung dann auch wie folgt: 
"Unbestreitbar fOhrt die Existenz einer Par­
tei, die die Probleme erkannt hat, die auch 
was dagegen tut, bei vielen Menschen zu 
einem neuerlichen Denken 'Die werden 
das schon machen'." (12) 
Sitzt trau im Parlament wird der Preis in 
der Konsequenz zu zahlen sein. Und dieser 
Preis wird spätestens, allerspätestens 
dann zu hoch sein, wenn die Kooperation 
mit den Sozialdemokraten gesucht werden 
wird. Die Resolution der Bundeskonferenz 
der Anti-Atombewegung hat die Notwen­
digkeit einer kritischen Beobachtung der 
GrOnen Parlamentspartei vorgeschlagen; 
das Maß können nicht taktische Zeitent­
scheidungen sein. Und da ist es sehr wich-

tig zu wissen, daß im Gronen Streit um 
Wählerinnen, Fraktionierungen und Bewe­
gungen Hessen nur als Nebelbombe zu be­
greifen ist, eine von vielen in der jungen 
Geschichte der Gronen. 
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gilt die NATO-Politik an ihrer 
empfindlichsten Stelle zu treffen - am 
Nachschub. Hier offenbart sich die gesam· 
te Kriegspolitik, ihre Verflechtung in den 
Zivjlbereich und die Rolle der BRD. Diese 
Republik als vorgeschobener US· 
Brückenkopf, das bereitstellen der gesam­
ten Infrastruktur, der Bundesbahn, den 
Straßen, den Flughäfen, das weilerliefern 
der Munition sowohl Ober die Startbahn· 
West, als auch Ober Nordenharn an die Mi­
litärdiktatur in der TOrkel oder fOr den Völ­
kermord im Libanon. Der Widerstand ge­
gen die Bombenzuge ist daher antimilitari· 
stisch und antiimperialistisch. Durch die 
Aktionen und die praktische Umsetzung 
unseres Widerstand dokumentieren wir 
auch ein schrittweises Aufkündigen ge­
genüber der Staatsloyalität 
Das war für viele Gruppen in der BRD ein 
Grund sich an einen bundesweitem Wider· 
stand gegen die Munitionszoge. anzu­
schließen. Doch scheiterte dieser Versuch: 
technisch war es unmöglich eine bundes· 
weite Beobachtungsgruppe aufzubauen, 
um sich rechtzeitig zu informieren. Zwei­
tens hat es politische Differenzen unter 
den autonomen/antiimperialistischen 
Gruppen gegeben, u.a. wegen der breiteren 
Bündnispolitik des bremer KGB-s. 
Das technische Problem hatte sich bei den 
Munitionstransporten per Binnenschiff gar 
nicht so gestellt. Die Schiffe der Rhenania· 
Reederei, die chemische Kampfstoffe tran­
sportierten, konnten mit dem Fahrrrad be­
gleitet werden. U.a. durch AKtionen in 01· 
denburg, in Köln und anderswo wurde die­
ser Transportweg zu unsicher. Seit Sep­
tember '83 fahren keine Binnenschiffe mit 
Munition durch die BRD. 
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Beobachten -
Das Komitee gegen die Bombenzüge 
macht "Inventur": zwei Jahre Widerstand 
gegen die US-Munitlonstransporte, zwei 
größere erfolgreiche Blockaden und meh· 
rere. antimilitaristische Spaziergänge in 
der Wesermarsch. Obwohl der Bombenzug 
schon seit 1946 ab Nordenharn Ober 
Bremen-Hannover Richtung Frankfurt rollt 

' 

n der Auseinandersetzung um den "hei­
ßen Herbst '83" versuchten wir den Zusam­
menhang Nordenharn (als Munltionsum­
schlaghafen) Bremerhafen, wo die militäri­
schen Geräte und Waffen anlanden und 
der übrigen Bremer Militärregion aufzuzei· 
gen. Während dieser Auseinandersetzun­
gen stellten wir zwei wesentliche Forde­
rungen auf: weg von der Raketenfixierung, 
hin zu dezentralen altägllchem Widerstand 
gegen die Kriegsvorbereitung. Und: weg 
von Massenunterschriften sammeln und 
Großdemos · hin zur "Radikalisierung der 
Friedensbewegung", hin zu öffentlich 
sichtbarem Widerstand. 

Blockaden waren zum "Bewegungstrend" 
geworden. Schnell kam die Kritik auf, sich 
nicht aufrecht aber steif vor den Kasernen 
preiszugeben. Zu der Zeit hatte die soge­
nannte Gewaltfreiheit Einzug gehalten: 
Meinungsmacher und Politiker erkannten 
die Möglichkeit die Bewegung zu spalten. 
Wir suchten also nach einem Konzept, in 
dem wir uns nicht durch das Festlegen auf 
bestimmte Widerstandsformen weder 
praktisch noch politisch noch moralisch 
reduzieren (lassen). 
Durch die Wendlandblockade im Frühjahr 
'84 angeregt, Oberlegten wir uns die "flexi­
ble Blockade", die wir bei der Juni· 
Bombenzugsblockade ausprobliert haben. 
Wir haben uns entlang der eingleisigen 
Strecke zwischen Nordenharn und Hude in 
viele kleine Gruppen aufgeteilt, so daß die 
Polizei gezwungen war 42 km Bahnstrecke 
zu kontrollieren. Wo-wie-wann die Gruppen 
an den Schienen auftauchten, war also 
nicht vorhersehbar. So konnten zum ersten 
Mal die Zoge mehrmals gestoppt werden. 
Bei der Dezemberblockade war es dann 
schon selbstvertändllch, daß die Gruppen 

hat sich der Widerstand hier. erst nach er­
folgreichen Blockaden in Holland ent­
wickelt. Diese schrittweise Entwicklung 
läßt sich grob skizzieren': aus "BOrgerin­
nen beobachten die Bombenzoge" wurde 
"Beobachten-Begrüßen-Blockieren" bis 
zur Juni und Dezemberblockade '84". 

sich unabhängig voneinandEir' die 
Blockade vorbereitet hatten. Lästige fast '-.. 
schon bürokratische 'Bezugsgruppenspre- ' 
eherinnentreffen waren nicht mehr nötig. 
Mit dem flexiblen Blockademodell haben 
wir zunächst eine ziemlich brauchbare Tu· 
gend aus der Not • nämlich ständig verein· 
zelt und eingemacht zu werden • gemacht. 
Unterschiedliche Gruppen mit vielfältigen 
Ideen können sich an der Aktion beteili· 
gen, ohne daß "revolutionsmoralische" Be· 
wertungen gegeneinander ausgespielt 
werden müssen. Dadurch gab und gibt es 
manchmal die Möglichkeit den starren hie· 
rarchischen Staatsapparat zu "linken", 
d.h. die Effektivität der Widerstandsform 
ist gestiegen. Diese Aktionsform läßt uns 
den Spielraum bei der Gradwanderung zwl· 
sehen praktischem Widerstand und Öf· 
fentlichkeitswirksamkeit. Einerseits so ef· 
fektiv wie möglich Sand im Getriebe zu 
sein, andererseits der Gegenseite es so 
schwer wie möglich machen, uns politisch 
zu isolieren. · 
Die breitere Bündnispolitik des KGB's und 
die Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis 
Wesarmarsch und den oldenburger Grup­
pen haben mit dazu beigetragen, daß die 
Wesermarschbevölkerung uns mit Sym­
pathie entgegentritt. Die lokalen Zeitungen 
haben ausgiebig Ober unsere Aktionen be­
richtet. Das Klima ist Oberhaupt nicht mit 
dem in der Hildeshelmer BOrde wahrend 
der Störmanöver zu vergleichen. Die bishe­
rigen Aktionen hatten allerdings eine Rel· 
he von Festnahmen zur Folge. Wir rechnen 
Innerhalb der nächsten Monate mit einer 
ProzeBwelle, wobei die Verfahren sich 
nicht nur auf "einfache Nötigung" bezie­
hen, sondern auf den§ 315: "gefährlicher 
Eingriff in den Schlenenverkehr. 



Begrüßen 
Spaziergänge 1985 

Auch fOr 1985 steht fest, daß etwa jeden 
Monat eln US-Munltlonsfrachter ln Nor­
denharn anlegen wird. Dann werden for 
l<napp eine Woche mehrere ZOge mit Gra· 
naten, Bomben, Sprengköpfen und ähnll· 
ehern beladen · darunter hin und wieder 
auch 'mal etwas atomares oder cheml· 
sches. 
Solange es diese Regelmäßigkeit gibt, wer­
den wir uns vom KgB zusammen mit 01· 
denburgerinnen und Wesermarschfreun· 
dinnen schwer genötigt fOhlen, dagegen 
genauso regelmäßig Spaziergänge zu ver· 
anstaUen, mit viel Phantasie, Kreativität 
und Öffentlichkeitsarbeit. Diese stattfln· 
denden Spaziergänge können Im Wesentll· 
chen nur von den Initiativen des hiesigen 
Raumes getragen werden. Trotzdem geben 
wir Ankunft und Ort!T ermln z.B. ln der T AZ 
bekannt, in der Hoffnung, daß doch einige 
von ·auswärts' dazust.Sen. Daß dabei zu­
letzt auch zunehmend ortsansässige }oien­
sehen daran teilnahmen. bestärkt uns""riur, 
auch in Zukunft am allmonatlichen zwan· 
glosen Bahndammpromenieren lestzuhal· 
ten. 

Gründe für die Juniblockade 
1985 

Breite Beteiligung erhoffen wir uns von der 
geplanten Großaktion Im Sommer. Der 
Schwerpunkt unserer Kampagne wird die 
Mobilisierung zur Bomtl$nzugblockade, 
voraussichtlich wieder Im Juni, sein. 
GrundJage des Aktionsrahmens dafor wird 
das bewlhrte flexible Kleingruppenkon­
zept sein, daß verschiedene Aktlonsmo- · 
glichketten an unterschiedlichen Punkten 
ermöglicht, und Unberechenbarkelt fOr die 
Gegenseite bedeutet (s.o.). Mit dieser anvl· 
alerten Großblockade wollen wir weitere 

Anti· Krieg 

-Blockieren 
Kreise ziehen, Anti-Krlegsrnenschen und • 
Gruppen auch außerhalb der Unterweser­
reglon wollen wir motivieren sich daran zu 
beleiliger 
Oafor gibt es mehrere Grande: 
1. Bringen Großaktionen vielfach mehr Be­
achtung in der Öflentllchkelt, besonders ln 
der Region aber auch außerhalb der W&­
sermarsch; 
2. liegt uns daran, den bisherigen Aktions· 
SChwerpunkt von nur der Wesarmarsch ln 
die Städte Oldenburg und Bremen auszu· 
dehnen; 
3. wollen wir nicht zu einer regional be­
grenzten Bewegung werden, sondern ein· 
gebettet in einer Anti-Kriegs-Bewegung 
auch Oberregional arbeiten; 
4. möchten Wir, daß Funkten Oberspringen 
ln sodllchere Teile der Republik, am Born­
benzugthema zu arbeiten. denn es kann 
nicht angehen, daß ab Oldenburg/Bremen 
diese Transporte unbeachtet und unb&­
schadet durchs Land rollen; 
5. schließlich gibt es im Augenblick keine 
alternative ausschließfleh Anti-Kriegs· 
Aktionsplanung fOr dieses Jahr, so daß un­
sere Idee ein konkreter Vorschlag dafor 
darstellt. 

Fotos: J.Pagel 

Fotos: J.Pagel 

Es gibt Jahrestage zu würdi· 
gen Im Mal 
Gerne hätten wir den 6. Mai als Auftaktda· 
turn der Aktion gewählt, aber leider kommt 
das Mllitary-Sea-Lift-Command in der Bre· 
merhavener Cari-Schurz-Kaserne (dem 
Koordinator des Militärfrachtverkehrs 
USA·Europa) unserer Bitte nicht nach, ge­
rade dann einen Munitionsfrachter anle­
gen zu lassen. Bekanntlich Ist lor uns Bre­
mer dieses Datum etwas besonderes, 
denn ab 6. Mal1980 wurde nicht nur erfolg­
reich eine provozierende Rekrutenvereldl· 
gung Im Weserstadlon unmöglich ge­
macht von uns, sondern es war damit auch 
der Auftakt der heute noch lebendigen 
Krieg-Dem-Krleg Bewegung hier 
Außerdem Ist an dem Tag die NATO. 
Mitgliedschaft der BAD genau 30 Jahre 
und ein Tag alt geworden, was ein Grund­
mehr wäre fors KgB, entsprechend 'mltzu­
felern'. Oieses werden wir dann Im Juni 
nachholen. Stattdessen entschlossen wir 
uns, an den Aktlvitaten teilzunehmen, die 
zum Welt-Wirtschaftsgipfel in Bonn von 
der Anti-Kriegs- und Anti-AKW-Bewegung 
Initiiert wurden. 
Spendenkonto: Bombenzoge; KUGKL; 
Sparkasse Bremen; Ktn. 1038736 
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MBB entwickelt Polizeiwaffe mit Eigenantrieb 

Die Zimmermann - Orgel 
Ea lat atlll geworden um jene Gummlge­
achoaae, die Im Raketenatatlonlenmgajahr 
1983 Schlagzellen machten. Doch hinter 
den Kullaaen, ln den lnatltuten und Produk· 
tlonaatitten für lnnent Sicherheit, wird daa 
Projekt welterbetrleben. Vorlluflgea, Er· 
gebnla: ein Entwicklungsauftrag an 
Meaaenchmldt·Bölkow·Biohm (MBB), eine 
• Diatanzwaff .. mit Raketenantrieb zu ent· 
wickeln • ln Fachkntlaen mittlerwelle 
•Zimrnermann.()rgelto genannt. 

Seit mehr als zwölf Jahren untersuchen 
verschiedene Kommissionen und Aus­
schOsse der Innenministerkonferenz (IMK), 
der PollzelfOhrungsakademle und staatll· 
eher Institute technische Errungenschaf· 
ten for bundesdeutsche Bereltschaftspoll· 
zelen und den Bundesgrenzschutz. Nach 
und nach Ist praktisch alles modernisiert 
worden, was Polizeibeamte fOr die Auf· 
rechterhaltungder Ordnung amKörper tra­
gen: Helme, Jacken, Schienbein-, Sack-und 
ArmschOtzer, aber auch Schilde und ver­
schiedene Waffen, Im Gese~ •Hilfsmittel 
des unmittelbaren Zwangs• genannt. 
Diese •humanen• Waffen haben die Funk­
tion, bei der Durchsatzung des staatlichen 
Gewaltmonopols die Überlegenheit der Pe> 
llzel zu sichern. Sie sollen abschrecken 
und Widerstandshandlungen brechen, 
aber mOgllchst nicht tOdlieh wirken. 
Das vorhandene Arsenal zeugt von deut­
schem Perfektionsgeist Die Diatanz von 0 
bis 120 Meter Ist vollatlndlg - zum Tell 
OberJappend - abgedeckt: 
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• Der Senlagstock aus Hartgummi oder 
Eschenholz verllngert den Beamtenarm 
auf zwei Meter. Ein bereits 1981 entwickel­
ter Kunststoffschlagstock wird in den 
nllchsten Jahren die alten Modelle abiO. 
sen. 
- Oie Chemische Keule trifft noch auf sie­
ben Meter. 
- Hunde erweitern den Einsatzraum auf 
fOnf bis zwölf Meter, sofern sie angeleint 
bleiben. 
• Der Wirkkreis des Pepper-fog­
Verneblers und des TRGG (Tragbares Reiz­
stoffgerlt, die chemische Riesenkeule) 
liegt bei 20 Meter. 
· Kampfgas-Wurfkörper decken eine 01· 
stanz bis 40 Meter ab. 
- Hochdruckwasserwerfer erzielen Reich­
welten von 65 Metern und 
• abschieBbare CNfCS-Petarden landen 
bei maximal 120 Metern. 
Seit dem im Mal1980 zum Auftakt der Frie­
densbewegung 300 Militante die Rekruten­
vereidigung mit Karl Carstens Im Bremer 
Weserstadlon arg ln Bedrlngnis brachten, 
geisterte ein weiteres .. pollzeltyplsches 
Elnaatzmlttel• durch die Fachpresse: Gum­
mlgeschosse, konzipiert mit der Absicht, 
werfende •Störer• an der 40-60 Meter Mar­
ke gezielt vertreiben oder zur Strecken 
bringen zu können. 

Im britisch besetzten Nordirland starben 
durch Gummi- und Plastikgeschosse seit 
1972 Insgesamt 15 Menschen, davon sie­
ben Kinder unter 16 Jahren. Das vorläufig 
letzte Opfer war Im August 1984 der 
22jahrige Sean Downes. Er wurde bei ei· 
nem Überfall nordirischer Polizeieinheiten 
auf einer Versammlung vor dem Beltaster 
SINN-FEIN-Hauptquartier aus zwei Meter 
Entfernung von einem Plastikgeschoß ge· 
troffen und starb wenige Minuten später 
an einem Herzbeutelri8. 
ln SOdafrika kommen neben scharfen 
SchuBwaffen des Mintars und den Obli· 
chen Polizeiwaffen auch Schrotpatronen 
(sog. Vogelschrot) sowie Gummigeschos­
se zum Einsatz. Ein 14jähriger Schwarzer 
starb Im Oktober '84 an den Folgen dieser 
Im englischen Expertenjargon »IOw·lethal• 
(gering tOdlich) genannten Waffe. 

Auch in Chile gehören Gummigeschosse 
zum Arsenal der Polizeitruppen in Barrika· 
denkämpfen und bei den Nationalen Pro­
testtagen. 
ln Europa vertagen neben der britischen 
Polizei nur Ihre Schweizer und spanischen 
Kollegen Ober Gummigeschosse. ln ZOrich 
kosteten Gummischrote im Verlauf der Ju· 
Qendunruhen in sieben Fällen den teilwei· 
sen oder vollständigen Verlust eines Au­
genlichtes; und im Baskenland ballert die 
Guardia Civil seit Francos Zelten mit Gum· 
migeschossen um sich, kOrzlich erst wie­
der bei der Erstarmuno der besetzten 
Werft 'Euzkalduna' in Bilbao. 

. I t ~ 
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. ~- . - Kurz zuvor schlugen Iranische Wachmann­

schaften einen Aufruhr Iraklacher Kriegs­
gefangener nieder. Eingesetzt wurden da­

Blutige Spuren von Belfa.st 
bis Kapstadt 

Oie International gebrluchllchen 
Vorllufer- und Vergleichsmodelle ·zumeist 
aus angelsachslscher Produktion - zeigten 
auch Im vergangeneo Jahr blutige, hluflg 
tOdliehe Auswirkungen. 

bei auch Plastlkgeschosse, die noch zu 
Schah-Zelten aus Gro8brltanlen an das da­
malige_ Regime geliefert worden waren. 
Das Internationale Komittee vom Roten 
Kreuz (IKRK) durchbrach anlAßlieh dieses 
Vorfalls seine ansonsten ln offiziellen Ver· 
lautbarungen sorgsam gepflegte ZurOck­
haltung und mußte sich prompt von der 
Revolutionsregierung der Ajatollahs der 
•lranfelndllchen Propaganda• bezichtigen 
lassen. 



Gesetze der Ballistik wieder· 
entdeckt 

Bundesdeutscher Innovationsdrang fOhrte 
Im Auftrag der Innenministerkonferenz zu 
zwei Prototypen. Im Herbst 1962 stellte die 
schwAbische Waffenfirma Heckler & Koch 
die MZP 1 - Mehrzweckpistole 1 · mit zwei 
verschiedenen Munitionsarten vor: eine 
Schrotpatrone mit 16 vlertelkrelsförmigen, 
augengroßen Hartgummisegmenten und 
ein aufklappbares Kompaktgeschoß, 
Durchmesser 24 Zentimeter, ebenfalls aus 
Hartgumma und ganze 180 Gramm 
schwer. Technische Experten der Polizei 
sahen die MZP 1 als geeignet an, •eine lo­
gistische Bereinigung des Bestandes an 
Einsatzmitteln• zu ermöglichen, weil mit 
Ihr nicht nur Gummigeschosse, sondern 
auch Kampfgaspatronen, Nebelkörper, 
Leuchtspur- und Markierungsmunition im 
Stellschuß bis 350 Meter weit verschossen 
werden können. Oie Gummimunition je­
doch erhielt eine negative Beurteilung der 
Sicherheitsfachleute: Oie Schrotladungen 

hatten bereits auf 25 Meter Entfernung ei­
nen Streukreis von 3 Metern, lassen also 
ein gezieltes Vorgehen gegen Einzelperso­
nen nicht zu, und die Wuchtgeschosse 
klappten bei TestvorfOhrungen häufig 
nicht auf, sondern trafen stattdessen rntt 
kleiner Oberfläche so kräftig auf wie die 
tödlichen PVC-Projektile der Briten. 
Oie IMK kam daraufhin im August 1983 zu 
dem Ergebnis, die Polizei könne mögliche 
Eskalationen Im • Heißen Herbst " auch 
mit dem vorhandenen Arsenal Im Griff hal· 
ten. Oie Mehrheit der chrlstdemokrati· 
sehen Innenminister hatte zu diesem Zeit· 
punkt ihre Polizeieinheiten bereits mit CS 
ausgerastet , falls die Ant i­
Raketenbewegung unerwartet doch aus 
dem Ruder laufen sollte. Von Selten der 
Friedensbewegung war zudem Protest laut 
geworden gegen die Absicht, die ln einem 
Polizeimagazin auch • LOcke Im Mittel­
streckeobereich polizeitypischer Einsatz­
mittel " genannte AufrOstungsbeglerde mit 
Gummigeschossen zu befriedigen. Polizei­
praktiker und sozialdemokratische Ord· 
nungspolltlker konnten sich gegen Ihre 
christdemokratischen Kollegen mit der· Ar· 
gumentationsllnle durchsetzen, die ElnfOh­
rung von Gummigeschossen gefährde nur 
unnötig die staatliche Gewaltvermei­
dungsstrategie gegenOber den Aufro­
stungsprotesten. . 
Ein erneuter Untersuchungsauftrag rettete 
den Konsens: das Frankfurter Batelle­
Institut hatte sich bereits Mitte der siebzl· 
ger Jahre mit Forschungen Ober die Wir­
kung verschiedener Kampfstoffe in ge­
schlossenen Räumen empfohlen und er­
hielt deshalb den Auftrag, die physlkall· 
sehen Grundlagen fOr eine geeignete Poli­
zeiwaffe wiederzuentdecken. Drei Bedln· 
gungen galt es zu erfOIIen: auf eine Entfer­
nung von 60 Metern soll das Geschoß eine 

gleichbleibende Geschwindigkeit und da­
mit auch konstante Auftreffwucht ent­
wickeln, es soll zlelgenau treffen, und es 
soll umwerfen aber nicht ernstfaft verlet­
zen dOrfen. 
Das Institut kam demzufolge zu dem Er­
gebnis, nur ein Geschoß mit Eigenantrieb 
könne diese polizeitaktisch-politisch moti­
vierten Vorgaben ·mit den Gesetzen der 
Ballistik in Übereinstimmung bringen. 
Selbst das Organ der Gewerkschaft der 
Polizei, •Deutsche Pollzeh•(4/84), konnte 
sich den Ironischen Kommentar nicht verk­
neifen, •rein theoretisch• sei •diese techni­
sche Lösungsmöglichkelt einleuchtend». 
ln Insiderkreisen haben Spaßvögel den nur 
noch mit ideologischen Sachzwängen be­
grOndbaren Projekt deshalb auch den Na­
men •Zimmermann-Orgel• verpaßt 

-- ------ --

Anti· Krieg 

Oie IMK ließ dennoch nicht locker. Sie be­
auftragte Im Juni 84 die Monchner Waf­
fenschmiede Messerschmldt-BOikow­
Biohm (MBB), die theoretischen Erkennt­
nisse in die Praxis umzusetzen. Entwickelt 
wird nun ein •WirkkOrper mit Elgenantrleb• 
der sich beim Auftreffen zerlegt und wahl­
weise CN oder CS freigibt. El.n zweiter Auf­
trag lautet, ein .. großformatlges Weichge­
schoß• zu konstruieren, das sich erst an 
der Getroffenen aufklappt. Seide Projektile 
sollen ein Zureckwerfen ausschließen, 
denn immerhäufiger klagen Polizeieinhei· 
ten Ober erfahrene Oemonstrantinnen, die 
CN-Wurfkörper postwendend an die Ord· 
nungshOter zurOckbefördern . US · 

amerikanlsche Kampfgas-Behäler mit ei· 
ner Ummantelung aus Gummi und mehre· 
ren AusströmdOsen haben dieses Problem 
zwar längst gelöst, weil sie laut Hersteller· 
werbung • froschähnllch" in der Gegend 
umherspringen, aber auch Im Bereich der 
Inneren Sicherheit gilt, daß sich nationale 
Konzerne gern mit absurden Produktauf· 
trägen subventionieren lassen. Aus Fir· 
mankreisen Ist unterdessen zu vernehmen, 
daß die Konstruktion des raketenähnll· 
chen Antriebs einige technische Schwie· 
rigkeiten bereitet. 

Fliegende Bullen? 
Eine einfache Lösungsmöglichkelt drängt 
sich auf: •Welches Material? Gleichblei­
bende Geschwindigkeit? Großes Format? 
Umwerfende, aber nicht verletzende Wir· 
kung? • Da können wir doch gleich den Be­
amten einen NASA-OOsenkoffer auf den 
ROcken schnallen und sie in die Demon­
stration fliegen lassen•, zitiert die Zelt­
schrift KONKRET ln Ihrer Februar-Ausgabe 
einen namentlich nicht genannten höheren 
Polizelbeamten. 
Schon optisch hAtten diese Flugkörper ge­
wiß einen umwerfenden Erfolg .· 

Redaktion Straßenmedizin 
Mitteilungsblatt der Sanltlterlnnengrup. 
pen 
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Entgegnung zu 
>>Radioaktivität und Waldsterben<< 

ln der letzten Ausgabe (Nr. 42, Seite 63-66) 
haben wir einen zusammenfassenden Arti· 
kel zum Thema "Radioaktivität lind Wald· 
sterben abgedruckt. Wesentliches Ergeb­
nis dieses Artikels war die Aussage, daß 
durch die radioaktiven Stoffe aus laufen· 
den Atomanlagen das Waldsterben be­
schleunigt wird und ein elndeutlg~r Wir· 
kungszusammenhang zwischen verstärk· 
ter Radioaktivität ln der nähe von Atoman­
lagen und verstärkt auftretendem Wald· 
sterben festzustellen ist. Die qualitativen 
Zusammenhänge bezogen sich auf Unter· 
suchungen und Forschungen mehrerer 
Wissenschaftlerinnen, die quantitativen 
Untersuchungen Ober Waldschäden ln der 
Umgebung von Atomanlagen im wesentli· 
chen auf Schadenskartierungen von Prof. 
Reichelt vom Bund von Natur und Umwelt· 
schutz. 
Aufgrund dieses Artikels ln der letzten 
Atom erreichte uns ein Leserbrlef, der vor 
Obereilten SchlOssen bezOglieh des Wir· 
kungszusammenhanges RadloaktlviUU 
und Waldsterben warnte und uns riet, uns 
mit Dleter Teufel vom Institut fOr Energie 
und Umweltforschung ln Heldeiberg (ein 
bekanntes Institut, daß schon oft Gutach· 
ten fOr BOrgerlnitlatlven, Verbände, Partei· 
en und Einzeplersonen angefertigt hat und 
klagefahrende Gemeinden vor Gericht in 
Fragen der Atomemergle unterstatzt und 
beraten hat) in Verbindung zu setzen. Das 
haben wir getan, unserem Wunsch, einen 
Artikel far die nächste Nummer zu schrei· 
ben, konnte Dleter Teufel aus zeltgrOnden 
leider nicht nachkommen. Nach einem län· 

60 

geren Telefongespräch und der Durchsicht 
eines vom IFEU gefertigten Gutachten lABt 
sich aber so viel sagen: 
• das IFEU bestätigt den qualitativen Zu· 
sammenhang, den Radioaktivität auf das 
Waldsterben haben kann und bestätigt da· 
mit die in unserem Artikel gemachten Aus· 
sagen dazu. 
• in Bezug auf die quantiativen Konse­
quenzen kommt das IFEU allerdings zu 
dem eindeutigen Schluß, daß die Gesam­
tradioaktive Belastung keinen nennens­
werten Beitrag zur GesamtstreBbelastung 
des Waldes leisten kann und ein nennens­
werter Beltrag zur chemischen Reaktion 
bezoglieh der Bildung saurern Regens 
gänzlich auszuschließen Ist. 
• der Anteil der kUnstliehen Radioaktivität, 
also aus Atomanlagen z.B. liegt noch um 
mehrere Zehnerpotenzen unter der ohne­
hin fast zu vernachlässigenden Wirkung 
der Gesamtradioaktivität in Hinsicht auf 
das Waldsterben. 
Dleter Teufel vom IFEU spricht ln diesem 
Zusammenhang von einem mehr psycholo­
gischen Phänomen in der NaturschOtzerin­
nenbewegung und einer unerschotterli· 
chen Neigung, bestehende qualitative Zu· 
sammanhänge mit quantitativem Zahlen­
material auszutOllen und unter dieser un­
eingestandenen Zielvorgabe durchaus 
richtige empirische Erkenntnisse (wie z.B. 
Schadenskarten in der Umgebung von Ato­
manlagen und dem feststellen stark zu­
nehmender radioaktiver Stoffe in den Jah· 
resringen der Bäume bei vermindertem 
Wachstum) in einer Form zu deuten, die 

wissenschaftlich nicht zu halten sei.. 
Im Auftrag des WSL (Weltbund zum Schutz 
des Lebens) hat das IFEU bereits 1983 eine 
Untersuchung "Waldsterben, naturliehe 
und kunstliehe Radioaktivität" am Beispiel 
der Wirkung radioaktiver Edelgase ange­
fertigt, die zu eben diesen SchlOssen 
kommt. Eine fast Identische Untersuchung 
könnte das IFEU nach Worten von Dieter 
Teufel Ober den Zusammenhang von Tritl· 
um und C 14 und dem Waldsterben erste!· 
len. Auch hier dOrfte nach Ansicht der 
IFEU Leute ein quantitativer Zusammen­
hang auszuschließen sein. 

Das dennoch immer wieder gegenteilige 
Untersuchungen und Behauptungen ver· 
breitet werden • unter anderem auch durch 
uns • fUhrt Dieter Teufel auf die schon er· 
wähnten psychologischen Phänomene zu­
ruck, krass gesagt, der Sehnsucht von 
Atomkraftgegnerinnen nach einem negati· 
ven Einfluß der Radioaktivität aus Atoman· 
lagen auf das Waldsterben. 
Wir können an dieser unmöglich feststel· 
len, das die IFEU-Leute "wissenschaftlich" 
genaue und haltbare Erkenntnisse liefern 
und andere Wissenschaftler ihrer Psycho­
logie erlegen sind. Nichts desto trotz 
spricht einiges tordie Aussagen der IFEU· 
Leute und wir möchten an dieser Stelle alle 
AKW-Gegnerinnen auffordern, sich die 
Frage kritisch und unvoreingenommen zu 
stellen und an der weiteren Klärung mitzu­
wirken. 
Die Untersuchung des IFEU kann bestellt 
werden bei IFEU, Im Sand 5, 69 Heidelberg. 





Atomwaffensperrvertrag 

Aktionen und Kampagnen zur 

Atomwaffensperrvertrag • 
Überprüfungskonferenz 

Ab 2.9.85 wird in Genf die mehrwö­
chige 3. Oberprüfungskonferenz der Un­
terzeichnerstaaten des Atomwaffensperr­
vertrags stattfinden. Um diese Konferenz 
in die öffentliche Diskussion zu rücken 
ist von Seiten der Anti-AKW-, Frie­
dens- und 3.-Welt-Bewegung geplant, 
sie mit Informationskampagnen und 
Aktionen zu begleiten. Dazu haben bis­
lang zwei Arbeitstreffen stattgefunden, 
ein internationales in' Brüssel am l 0/11.1 
und ein bundesweites in Bonn am 20.1. 
Auf dem Brüsseier Treffen, daß von WISE 
(World Information Service of Energy) 
und der grün-alternativeil A!lianz (GRA 
EL) im Buropaparlament organisiert war, 
waren ca. 60 Teilnehmerinnen aus Bel­
gien, den Niederlanden. Spanien, Eng­
land, USA, Dänemark, Schweiz, Schwe­
den, Frankreich und der BRD vertreten, 
darunter bedeutende Organisationen,die 
sich mit Prolüerationsfragen beschäfti­
gen, wie Greenpeace, Friends of earth, 
European Proliferation Information Cen­
tre (London), Nuclear.Control Institute 
(USA), Groupe de Bellervie (Schweiz) 
und WISE. Dieses Treffen diente wesent­
lich dem Ziel, die Überlegungen der ver­
schiedenen Verbände und Gruppen be­
züglich der Genfer Konferenz auf inter­
nationaler Ebene auszutauschen und auf­
einander abzustimmen. 

Das Bonner Treffen war durch die 3. 
Welt-Soli-Bewegung dominiert, versam­
melt hatte sich ferner eine bunte Misch­
ung aus Öko-Instituten, BBU, Grünen, 
Greenpeace, die Mitarbeiterin von 
MdB Catenhusen, die Friedensbewegung 
war durch einen Vertreter der DFG-VK 
Berlin und die Anti-AKW-Bewegung 
durch die Atommmüllzeitung repräsen­
tiert. Ziel der Zusammenkunft war die 
Vorbereitung eines Tribunals, daß die 
Haltung und die Vergehen der Bundes­
regierung gegen den Geist des Atomwaf­
fensperrvertrag (NPT) untersuchen und 
anklagen soll. 

Abrüstung und Austausch von 
Nukleartechnologie - die Wider­
sprüche sind im NPT angelegt 

Der NPT, dem bisher 120 Länder bei­
getreten sind, ist das wohl bedeutsamste 
multilaterale Abrüstungsabkommen der 
Welt. Darin haben sich die Atomwaffen­
und die Nichtatomwaffenstaaten ver­
pflichtet, alles zu unterlassen, was die 
Zahl der bestehenden Atomwaffenmäch­
te erhöhen könnte (Art. I und II). Als 
Gegenleistung haben sich die USA, SU 
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und GB verpflichtet, glaubwürdige An­
strengungen zum Abbau und schließlich 
zur Beseitigung ihrer Atomarsenale zu 
machen (Art. V I). 
19 80 - an läßlich der 2. NPT-Überprü­
fungskonferenz in Genf , hagelte es Pro­
teste wegen des offenkundigen Verstos­
ses der Nuklearmächte gegen Art. VI; 
ein gemeinsames Schlußdokument kam 
nicht zustande. Die "Nach"rüstung und 
der US-Beschlu1\, bis 1992 17.000 neue 
Atomsprengköpfe zu installieren, dürfte 
1985 den Streit in Genf über Artikel VI 
bis hin zu möglichen Austritten aus dem 
NPT eskalieren. Von Bedeutung ist eben­
falls der (seinerzeit auf besonderes BRD 
Betreiben) aufgenommene.Art. IV, Abs. 
2, in dem sich sich die Vertragsparteien 
verpflichten. den .,weitestmöglichen" 
Austausch von Nuklearmaterial und 
Know-How in alle Welt zu "erleichtern". 
Da sich bekanntlich zivile und militäri· 
sche Atomtechnik nicht eindeutig von· 
einander trennen läL\t, steht Artikel IV 
tendenziell im Widerspruch zu Art. I 
und II des NPT. 

Einschätzung des NPT 

Der in Brüssel entwickelte Konsens 
zum NPT und zur Genfcr Konferenz 
wurde vom BonnerTreffen übernommen. 
Konsens bestand in folgenden Punkten: 
I. Der NPT enthält Widersprüche und ln· 

konsequenzen. die nicht ignoriert 
werden können. Dies gilt u.a. für Arti· 
kel IV (mit der nicht zu akzeptieren· 
den Verpflichtung, die Atomenergie 
zu fördern) und die völlig unzuläng­
lichen Kontrollmöglichkeiten. Der 
NPT schürt somit dit> Illusion einer 
möglichen Abgrenzbarkeil von ziviler 
und militärischer Atomtechnik und 
verhilft der Atomenergie zu mehr 
Akzeptanz. 

2. Trotz seiner zu benennenden Schwä­
che sollte der NPT nicht schlicht ver· 
dammt sondern als Instrument im 
Kampf für die weltweite Abschaffung 
von Atomwaffen und als Ansatzpunkt 
zur Aufklärung über den Doppelcha­
rakter der Atomenergie genutzt wer­
den. 

Anklage gegen die BRD 

Weitgehend einig waren sich die Bon­
ner Teilnehmerinnen, daß die Bestrebun­
gen der Bundesregierung zur (Mit)Ver­
fügung über Atomwaffen durch 
l. die Forcierung einer europäischen 

Atomstreitmacht unter Mitwirkung 

der BRD 
2. durch Zusammenarbeit/Exporte im 

Bereich der Atomtechnologie mit po­
tentiellen und heutigen Atomwaffen­
staaten 

3. durch Aufbau einer eigenen, mög­
lichst unkontrollierten Plutoniumwirt­
schaft 

einer breiten Öffentlichkeit transparent 
gemacht werden müssen, um auf diese 
Weise weitergehend politischen Druck 
auszuüben. 

Als vorläufige Struktur des Tribunals 
wurde festgelegt: 

· I. Allgemeine Informationen zum NPT 
in Kurzreferaten 

2. Abrüstung (Bedeutung der Nachrüst­
ung für die politischen Bestrebungen 
der BRD, europ. AtomstreitmachO 
und in diesem Zusammenhang Atom­
teststop 

3. Exporte von Atomtechnolgie 
4. Sensitive Technologie in der BRD 

(Verwendung von angereichertem U­
ran, J>u etc.) 

Zum nächsten Treffen wird ein Aufruf­
vorschlag erarbeitet, der einem möglichst 
breiten Kreis von Gruppen ermöglicht 
mitzuarbeiten. Gewisse Unsilmmigkei­
ten gab es bei der Einschätzung der "zi­
vilen" Atomtechnologie (generelle Ab­
lehnung oder nicht), in diesem Punkt 
wird es jedoch keinen Kompromiß ge­
ben. 

Als Ort des Tribunals wurde Bonn o­
der ~er Nähe zu den 
Hanauer Nuklearbetrieben) ausgeguckt. 
Entscheidend wird das nächste Vorberei­
tungstreffen sein, denn hier sollen der 
politische Träger- und Unterstützerkreis 
festgelegt werden, sowie die ejnzula4en­
den Referenten hesfjmmt werden. 

'Eine breitere Beteiligung der Friedens­
und der Anti-AKW-Bewegung fürdiese 
bedeutendste Konferenz in diesem Jahr 
im Bereich der Abrüstung und zivil-mi­
litärischen Nutzung der Atomtechnoligie 
wäre wünschenswert. 

Das nächste Treffen finde~ am 9. März 
um 11.00 Uhr in Bonn in den Räumen 
der "Jungen Europäischen Förderali­
sten". Berliner Platz 1, statt. 

Informationsmaterial z:ur Brüsseler 
Konferenz kann besteHt werden bei: 
Wise Amsterdam , P.O. Box 5627, 
10 07 AP Amsterdam, NL 



Reader zur WWG·Konferenz 

FOr alle, die am 8.2. nicht zur Konferenz 
nach Göttingen kommen konnten, alch 
aber trotzdem für die Konterenzuntet'ta· 
gen, den Reader lntereealeren: 
der Reader kann zum Preis von 2.60 DM 
lnci.Porto Ober folgende Adreue bezogen 
werden: 
Göttinger AK gegen Atomenergie 
Poetfech1845 
34 Göttingen (0651moG158) oder 
AGIL 
NeueeRathaua 
34 Göttingen (0551/4002015) 

Letzte Meldung WWG: 
Das nächste Vorbereitung­
streifen für gemeinsame Ak· 
tlonen am 4~Mal gegen den 
Weltwirtschaftsgipfel findet 
am 2J3.März ln Sonn statt 
Der genaue Ort und nähere 
Infos sind bel den oben ge­
nannten Kontaktstellen zu 
erfragen. 

Im Zusammenhang mit Überlegungen, was 
wir gegen den Im Mal stattfindenden Gip­
fel unternehmen können, haben wir diese 
Brosohore zusammengestellt Wir hoffen, 
daß sie vielen bei inhaltlichen Diskussio­
nen, bei der Vorbereitung von Veranstal· 
tungen und bei der allgemeinen Öffentlich· 
keltsarbelt von Nutzen Ist. 

Inhaltliche Schwerpunkte: 
e Schuldenlast 
e Krise des Neo-Kolonialismus 
e Nord·Süd Dialog? 
• Atom Exporte 
e Hunger und Unterdrückung 
e Bevölkerungspolitik 
e Die Rolle der Pharmakonzerne 
• Agrobuslness 
e Internationale Organisationen 
e Chronik der Weltw.·Gipfel 
e Die Bedeutung der Gipfel 

Herausgeber: Göttinger Arbeits· 
kreis gegen Atomenergie und 
Antimii-Kommission KB Göttingen 
76 Seiten A 4, Preis: 5.-DM + Porto 
fOr'Wiederverkäufer 30% Rabatt 

Göttinger Arbeitskreis gegen Ato· 
menergie 
Postfach 1945 in 34 Göttingen 
oder Antimii-Kommission. c/o 
Buchladen Rote Str. Rotestr.10 in 
34 Göttingen 
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abonnement kostet 35 DM. Für Bürgerinitiativen, 1 
Buchläden und sonstige Wiederverkäufer ab 5 Exem- 1 
Iaren 3,00 DM. 1 
Beste llungen: E 

Göttinger Arbeitskreis gegen Atomenergie, Postfach 1 
1945, 3400 Göttingen. 1 
Konto: Verein für eine umweltgerechte Energjepo- 1 
litik, Reinhäuser Landstr. 24, 3400 Göttingen 1 
Postscheckamt Hannover 148 99- 308 : 
und 1 
Lüneburger Arbeitskreis gegen Atomanlagen, c/o. ~ 
Elke Rickert , Alte Dorfstraße 9, 3119 Eddelstorf. 1 
Konto: "atommüllzeitung", Günter Garbers, Posener 1 
Str. 22, 212 I Reppenstedt. l 
Postscheckamt Hamburg: 378 I 4- 206 1 
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